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EINFÜHRUNG 

 
 

GERHARD HIRSCHER ||||| Auseinandersetzungen mit dem politischen Extremismus sind wichtig – für 

Demokraten ist das keine Frage. Die Bedrohungen durch den Islamismus liegen auf der Hand und 

benötigen immer mehr Ressourcen. Analysen des Rechtsextremismus und die Erstellung von Prä-

ventionsstrategien sind ebenso notwendig wie gesellschaftlich und politisch erwünscht. Wer sich 

mit dieser Spielart des politischen Extremismus beschäftigt, erfährt in der Regel breite Unterstüt-

zung – außer von den Objekten seiner Analysen. Wer sich mit dem Linksextremismus befassen 

will, erntet zunächst wohl eher erstauntes Nachfragen oder gleich entrüstetes Kopfschütteln. 

Linksextremismus – gibt es den noch? Lohnt sich das wirklich, sich heute in Deutschland noch damit 

zu beschäftigen? 

 
 
 
In einer Expertentagung hat sich die Akade-

mie für Politik und Zeitgeschehen der Hanns-
Seidel-Stiftung am 26. und 27. Juni 2014 mit 
dieser Frage befasst. Einige der Vorträge dieser 
Runde sind in diesem Band in überarbeiteter 
und ergänzter Fassung veröffentlicht. Die kurze 
Antwort lautet: „Ja, es lohnt sich, sich mit dem 
Linksextremismus zu beschäftigen. Dies sollte 
auch weiterhin Aufgabe für jeden Demokraten 
sein und bleiben.“ 

Ein Grund für die unterschiedliche Wahr-
nehmung extremistischer Positionen mag bereits 
in der veränderten Perzeption der politischen 
Richtungen in Deutschland in den letzten Jahr-
zehnten liegen. Laut Zahlen von TMS Emnid 
(veröffentlicht im August 2007) haben sich 1981 
in der Bundesrepublik noch 38 % als „Rechts“ 
und nur 17 % der Befragten als „Links“ einge-
ordnet. Im Jahr 1993 lagen die Einstufungen 
mit 26 % „Rechts“ und 24 % „Links“ noch fast 
gleichauf. Im wiedervereinigten Deutschland 
sahen sich 2007 nur noch 11 % als „Rechts“, 
aber 34 % als „Links“. Diejenigen, die sich als 
„Mitte“ einstufen, sind von 41 % auf 52 % ge-
stiegen. Darin mag sich der Drang widerspie-
geln, gesellschaftlich erwünschte Antworten zu 
geben. Angesichts der in den Medien seit Jahr-
zehnten immer wieder festzustellenden Gleich-

setzung oder Verwechslung von „Rechtsextrem“ 
und „Rechts“ mag das keine Überraschung sein. 
Aber dass sich heute (an der Werten hat sich in 
den letzten Jahren wohl nicht viel geändert) gut 
ein Drittel der Deutschen als „Links“ einstuft, 
lässt Rückschlüsse auf das generelle Meinungs-
klima zu. 

Dabei sollte klar sein: Diese Einstufungen 
haben für die Bürger durchaus eine Bedeutung. 
In Umfragen kommt wieder zum Ausdruck, 
dass sie die politischen Lager und die sie reprä-
sentierenden Parteien durchaus realistisch ver-
orten können und auch wollen. So werden (am 
Beispiel der Zahlen von Infratest dimap – hier 
der DeutschlandTrend vom April 2012) die 
demokratischen Parteien in Deutschland allesamt 
heute weit mehr in der Mitte verortet als noch 
in den 90er-Jahren. Auf einer Skala von 1 bis 
11 (der Wert 6 repräsentiert genau die Mitte) 
werden die Grünen heute etwa bei 4,5, die SPD 
knapp unter 5 verortet – also etwas links von 
der Mitte. Die FDP erscheint fast genau bei 6, 
die CDU bei etwa 6,5 und die CSU bei knapp 7 – 
also etwas rechts von der Mitte. Interessant 
sind die Verortungen auf den Flügeln: Die NPD 
wird bei etwa 9,5 verortet und ist in dieser Ein-
schätzung von den Befragten sogar seit 2001 
immer weiter nach außen verschoben worden. 
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Die PDS / Linke wird bei etwa 2,5 gesehen und 
wurde ebenfalls von den Befragten seit 2001 
deutlich weiter nach links außen umpositioniert. 
Dies unterstreicht: Die Links-Rechts-Kategorien 
spielen für die Beurteilung des politischen Ein-
stellungsraumes durchaus eine Rolle und dieser 
dient den Wählern zur Orientierung. Es zeigt 
sich auch: Die Bürger können Links- wie Rechts-
extremisten benennen und politisch verorten. 
Für die meisten Deutschen ist also auch der 
Linksextremismus eine politische Kategorie, mit 
der sie etwas anfangen können. 

Gilt das auch für die Politik, die Wissen-
schaft, die Justiz und die Exekutive? Offensicht-
lich gibt es in den Sicherheitsbehörden immer 
noch Mitarbeiter und Strukturen, die sich mit 
dem Linksextremismus beschäftigen. Selbstver-
ständlich ist dies heute aber wohl nicht mehr. 
Der Begründungsdruck, sich in diesem Feld zu 
bewegen, ist deutlich höher als bei anderen 
Spielarten des politischen Extremismus. Armin 
Pfahl-Traughber belegt in seinem Beitrag, dass 
der Linksextremismus mehr ist als ein politisches 
Schlagwort. Gegen zahlreiche aktuelle Kritik legt 
er dar, dass es nach wie vor linksextremistische 
Positionen gibt, die die Minimalbedingungen 
einer offenen Gesellschaft und eines demokra-
tischen Verfassungsstaates nicht erfüllen. Anar-
chisten und Kommunisten gibt es nach wie vor 
in Deutschland – soll man die ignorieren? 

Die bedeutendste Kraft auf dem politischen 
Markt links außen ist ohne Zweifel die Linke. 
Ist sie eine extremistische Partei? Eckhard Jesse 
zeigt, dass diese Frage auch von den Sicher-
heitsbehörden uneinheitlich beantwortet wird. 
Er lässt aber keinen Zweifel daran, dass er in 
ihren Reihen nach wie vor beachtliche Unter-
gliederungen sieht, die den demokratischen 
Verfassungsstaat ablehnen. Er sieht sie als Expo-
nentin eines „weichen“ Linksextremismus, der 
weder dämonisiert noch verharmlost werden 
sollte. 

Es gibt aber noch weit mehr auf diesem Feld: 
Karsten Dustin Hoffmann gibt einen instrukti-
ven Überblick über Qualität und Quantität der 
militanten Linken in Deutschland. Zwar gibt 
der Verfassungsschutz die Zahl der Linksextre-
misten insgesamt mit 28.000 und der gewaltbe-
reiten Linksextremisten immerhin mit 7.000 an, 
aber von der Öffentlichkeit wie von der wissen-

schaftlichen Literatur werden diese weit unter-
proportional zur Kenntnis genommen. Anderer-
seits ist das Ausmaß an Gewaltbereitschaft in 
diesem Spektrum erschreckend. Ihr Gefahren-
potenzial sollte nicht unterschätzt werden. 

Ein eindrucksvolles Beispiel dafür, wie wenig 
viele Aspekte in dieser Szene beachtet werden, 
ist der Beitrag von Ulrike Madest über links-
extremistische Musik. Dort zeigt sich – von 
Wissenschaft und Publizistik weitgehend unbe-
achtet – eine erhebliche Bereitschaft zur Gewalt-
verherrlichung. Der Staat und die Polizei als 
Feindbild, Linksterroristen als Ikonen, Hass 
gegen den Staat – all das existiert und sollte 
ernst genommen werden. Wer die Texte rechts-
extremistischer Bands für bare Münze nimmt, 
sollte bei diesen Gruppen nicht weghören. 

Die linksextremistische Szene ist auch durch-
aus in Bayern verankert, wie Andreas Vollmer 
in seinem Artikel darlegt. Dort sieht sich die 
Szene im Vorfeld des G7-Gipfels 2015 in Elmau 
teilweise wieder im Aufwind. Spätestens dann 
wird man sehen, welche Teile des altbekannten 
Spektrums oder möglicherweise sogar welche 
neuen Bündnisse sich an den Protestaktionen 
beteiligen werden. Sie werden sich als Teil einer 
Renaissance des Linksextremismus verstehen. 

Ist der Linksextremismus in Deutschland Teil 
des politischen und gesellschaftlichen Main-
streams geworden? In jedem Fall wird, so 
Rudolf van Hüllen, mit unterschiedlichen Maß-
stäben gemessen. Dass ausgerechnet die Auf-
arbeitung der rechtsterroristischen NSU-Morde 
ein Vehikel für die weitere „Normalisierung“ im 
Umgang mit linksextremistischem Gedankengut 
geworden ist, ist geradezu tragisch. Dem „anti-
faschistischen“ Kampf als zentraler Basis links-
extremistischer Aktion gegen die Demokratie 
wird so wieder Vorschub geleistet. 

Es gibt den Linksextremismus also immer 
noch – hoffentlich muss es keine Gewalt und 
Randale im großen Stil geben, um dies wieder 
ins Bewusstsein großer Teile der Bevölkerung 
zu bringen. Die Demokratie in Deutschland 
sollte auf keinem Auge blind sein. 

 
|||||  DR. GERHARD HIRSCHER 

Referent für Grundsatzfragen der Politik, Parteien-  

und Wahlforschung der Akademie für Politik und  

Zeitgeschehen, Hanns-Seidel-Stiftung, München 
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LINKSEXTREMISMUS – ANALYTISCHE KATEGORIE 
ODER POLITISCHES SCHLAGWORT? 

 

Begriffsbestimmung – Differenzierung – Ideologievarianten 
 
 

ARMIN PFAHL-TRAUGHBER ||||| Der Begriff „Linksextremismus“ wird gelegentlich als bloßes politi-

sches Schlagwort gedeutet, wobei ihm ein Interesse an der Diskreditierung von Gesellschafts- und 

Kapitalismuskritik zugeschrieben wird. Die Rekonstruktion des Extremismus- bzw. Linksextremis-

musverständnisses macht demgegenüber deutlich, dass davon angesichts der Ausrichtung an den 

Minimalbedingungen einer offenen Gesellschaft und eines demokratischen Verfassungsstaates 

nicht die Rede sein kann. Anarchisten und Kommunisten als Repräsentanten der beiden großen 

„Ideologiefamilien“ des Linksextremismus wenden sich eben gegen die damit einhergehenden 

Normen und Regeln wie Demokratie und Menschenrechte. 

 
 
 

EINLEITUNG UND FRAGESTELLUNG 

Ist der Begriff „Linksextremismus“ eine ana-
lytische Kategorie oder ein politisches Schlag-
wort? Der letztgenannten Auffassung neigen die 
Autoren und Herausgeber des Sammelbandes 
„Verfassungsfeinde? Wie die Hüter von Denk- 
und Gewaltmonopolen mit dem ‚Linksextremis-
mus‘ umgehen“ zu. Deren Positionen können 
wie folgt bilanziert werden: Danach handelt es 
sich um ein „disqualifizierend gemeintes Verdikt, 
das nicht nur Sicherheitsbehörden und konser-
vativen Parteien zur ultimativen Wunderwaffe 
gegen politisch Andersdenkende gerät“. Für sie 
drückt „sich im Begriff ‚Linksextremismus‘ eine 
bestimmte ideologisch geprägte Form der poli-
tischen, wissenschaftlichen und exekutiven 
Auseinandersetzung mit oppositionellen Ideen, 
Organisationen und Praxen“1 aus. Abweichen-
de Denkweisen sollten delegitimiert, diffamiert 
und kriminalisiert werden. Dies gelte auch für 
gesellschaftspolitische Diskussionen um Gleich-
heit oder Kritik an der sozialen Ungleichheit, 
welche unter das Verdikt des Extremismus ge-
stellt werde.2 

Hier ergibt sich nun die Frage: Können die 
referierten Einwände inhaltliche Richtigkeit be-
anspruchen? Eine genaue Betrachtung des in 

der Extremismusforschung mit „Linksextremis-
mus“ gemeinten Phänomens macht deutlich, 
dass von einer Gleichsetzung von Extremismus 
und Gesellschaftskritik gerade nicht gesprochen 
werden kann. Offenkundig bauen Autoren und 
Herausgeber des Sammelbandes einen „Stroh-
mann“ auf. Mit dieser Bezeichnung ist eine be-
stimmte Manipulationstechnik gemeint. Dabei 
schreiben Akteure einer abgelehnten oder be-
kämpften Position eine übertriebene oder un-
angemessene Position zu, um sie dann umso 
einfacher einer Kritik oder Verwerfung ausset-
zen zu können.3 Lohnt dann aber die Ausein-
andersetzung mit den Positionen der Publika-
tion? Eine bejahende Antwort ergibt sich hier 
nicht aufgrund der intellektuellen Qualitäten 
oder starken Wirkung des Sammelbandes. Die 
referierten Fehldeutungen und Stereotype findet 
man aber immer wieder in der öffentlichen und 
wissenschaftlichen Diskussion. 

Insofern soll das in der Extremismusfor-
schung und Extremismustheorie genutzte Ver-
ständnis von „Linksextremismus“ hier noch 
einmal systematisch entwickelt werden. Dabei 
stehen im Fokus die Besonderheiten einer Sam-
melbezeichnung zur Erfassung von allen Auf-
fassungen und Bestrebungen, die im Namen 
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der „sozialen Gleichheit“ gegen die Normen 
und Regeln der offenen Gesellschaft und des 
demokratischen Verfassungsstaates gerichtet 
sind. Demnach geht es im Folgenden um Be-
griffsgeschichte und Wortbedeutung von „Ex-
tremismus“, die Negativ- und Positiv-Defini-
tion des Begriffs, die daran geäußerte Kritik und 
die Kritik dieser Kritik. Anschließend stehen die 
Unterscheidung von „links“ und „rechts“, die 
Definition von Linksextremismus, Anarchismus 
und Kommunismus als deren „Ideologiefami-
lien“, das Verhältnis von Linksextremismus und 
Kapitalismuskritik sowie von Linksextremis-
mus und Sozialismusforderungen im Zentrum 
des Interesses. Die letztgenannten Punkte be-
ziehen sich dabei ausdrücklich auf die geäußerte 
Kritik. 

 
EXTREMISMUS – BEGRIFFSGESCHICHTE UND  

WORTBEDEUTUNG 

Zunächst aber zum Extremismus-Begriff: Er 
geht auf das lateinische Wort „extremus“, also 
„der Äußerste“ zurück. Damit deutet sich schon 
an, dass Extremismus nicht allein für sich, 
sondern in Abhängigkeit von einem anderen 
Terminus oder Wert definiert werden muss. Es 
geht demnach um die äußerste Abweichung 
oder den äußersten Gegensatz von einem ande-
ren Prinzip oder Standpunkt. Die Bezeichnung 
kann also nicht für sich allein, sondern immer 
nur im Spannungsverhältnis zu etwas Anderem 
stehen. Was dieses Andere ist, macht auch den 
Kernaspekt des inhaltlichen Verständnisses von 
„Extremismus“ aus. Die Geschichte des Ter-
minus lässt sich nach dem Politikwissenschaft-
ler Uwe Backes historisch betrachtet bis in die 
Zeit der griechischen Antike zurückverfolgen. 
Der Begriff des politischen Extrems geht auf 
die altgriechische Maßethik zurück, welche bei 
Handlungen ein Zuviel und ein Zuwenig als 
Abweichungen von einer Mitte unterschied. 
Platon übertrug diese Kategorie auf seine Staats-
formenlehre und gab ihr damit eine politische 
Bedeutung. 

Auch bei Aristoteles findet man eine Verbin-
dung der ethischen Auffassung von Mitte mit 
dem politischen Plädoyer für einen Staatstyp. 
Beide Philosophen traten mit unterschiedlicher 
Ausrichtung für die Etablierung von gemäßigten 
politischen Ordnungssystemen auf Basis einer 

Mischverfassung ein und lehnten die Despotie 
ebenso wie die Pöbelherrschaft als extreme 
Abweichungen davon ab. Dieses Verständnis 
spielte danach erst wieder in der Neuzeit im 
politischen Diskurs eine Rolle. Seitdem nutzte 
man den Begriff „Extremismus“ häufig in poli-
tischen Umbruchphasen, um damit die Prota-
gonisten eines besonders rigiden Vorgehens zu 
bezeichnen. Zunächst bedienten sich Betrach-
ter des Zeitgeschehens dieser Formulierung aber 
nur sporadisch, ohne dass sie im öffentlichen 
Sprachgebrauch allgemeine Anerkennung fand. 
Dies geschah erst im 20. Jahrhundert bei dem 
Aufkommen von Diktaturen, zunächst nach der 
Oktoberrevolution der Bolschewiki in Russland 
1917 und dann nach der Machtübertragung an 
die Faschisten in Italien 1922.4 

Bei dieser Begriffsverwendung wurden in-
haltliche Gesichtspunkte deutlich, welche auch 
das heutige Verständnis des Terminus prägen: 
Es geht um politische Bestrebungen, die eine 
bestehende Gesellschafts- und Staatsordnung 
rigoros ablehnen. Dabei spielt die jeweilige 
ideologische Begründung und politische Ziel-
setzung der Akteure keine entscheidende Rolle. 
Als grundlegend für das Verständnis muss 
vielmehr die angesprochene fundamentale Ab-
lehnung der politischen Gegebenheiten gelten. 
Unbestimmt blieb in diesem Verständnis aber 
die inhaltliche Besonderheit des Abgelehnten, 
womit die undifferenzierte Verwendung des 
Terminus als Bezeichnung für alle oppositio-
nellen Tendenzen möglich wurde. Zu einem 
diesbezüglich trennschärferen Verständnis kam 
es in der Bundesrepublik Deutschland erst zu 
Beginn der 1970er-Jahre, gingen doch die Ver-
fassungsschutzbehörden seinerzeit dazu über, 
politische Bestrebungen gegen die juristisch defi-
nierte freiheitliche demokratische Grundordnung 
als Ausdruck des Extremismus anzusehen. 

 
NEGATIV-DEFINITION VON EXTREMISMUS 

In den Politikwissenschaften bildete sich erst 
ab Mitte der 1980er-Jahre ein systematisch ent-
wickeltes Verständnis von „Extremismus“ her-
aus. Entscheidenden Anteil hatten daran die 
beiden Extremismusforscher und Politikwissen-
schaftler Uwe Backes und Eckhard Jesse, die 
zahlreiche Publikationen5 zum Verständnis von 
Demokratie und Extremismus als einem „anti-
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thetischen Begriffspaar“6 veröffentlichten. Dem-
nach sollte der Terminus zwar weiterhin über 
die Ablehnung eines politischen Systems defi-
niert werden. Im Unterschied zu den referierten 
Auffassungen ging es aber nur um eine be-
stimmte Staatsordnung. Die grundlegende Ver-
werfung von Diktaturen würde demnach nicht 
unter diese Bezeichnung fallen. Backes und Jesse 
definieren: „Der Begriff des politischen Extre-
mismus soll als Sammelbezeichnung für unter-
schiedliche politische Gesinnungen und Bestre-
bungen fungieren, die sich in der Ablehnung 
des demokratischen Verfassungsstaates und sei-
ner fundamentalen Werte und Spielregeln einig 
wissen ...“7 

Demnach bezog sich der Begriff nur auf po-
litische Bestrebungen und Ideologien, die sich 
gegen die Grundlagen einer modernen Demo-
kratie richten. Sofern gesellschaftskritische und 
oppositionelle Auffassungen und Organisatio-
nen deren Normen und Regeln teilen, kann in 
diesem Sinne nicht von „Extremismus“ gespro-
chen werden. Die Verwendung des Terminus 
„Sammelbezeichnung“ macht außerdem deut-
lich, dass damit sowohl hinsichtlich der ideo-
logischen Ausrichtung als auch des politischen 
Vorgehens ganz unterschiedliche Bewegungen 
und Parteien, Organisationen und Personen 
erfasst werden können. Die Gemeinsamkeiten 
bestehen in der Ablehnung der Minimalbedin-
gungen eines demokratischen Verfassungsstaa-
tes. Insofern nimmt dieses Verständnis entge-
gen anderslautenden Fehldeutungen auch kei-
ne Gleichsetzung der gemeinten Bestrebungen 
vor. Darüber hinaus bezieht sich die von Backes 
und Jesse zitierte Definition nicht nur auf politi-
sche Aktivitäten, sondern auch auf ideologische 
Prinzipien. 

Diese Begriffsbestimmung von Extremismus 
setzt die Definition des demokratischen Verfas-
sungsstaates voraus. Demnach wird hier zu-
nächst nicht politischer Extremismus, sondern 
dessen erklärtes Gegenteil bestimmt. Allgemein 
gelten als grundlegende Merkmale solcher Staats-
ordnungen, die sich aber institutionell wie 
praktisch unterschiedlich gestalten: Gewalten-
teilung und Individualität, Menschenrechte und 
Rechtsstaatlichkeit, Pluralismus und Volks-
souveränität.8 Auf Basis der Akzeptanz dieser 
Minimalbedingungen können die unterschied-

lichsten politischen Ideen um gesellschaftliche 
Akzeptanz werben, während eine auf Prinzipien 
gerichtete politische Bestrebung eine solche 
Möglichkeit aufheben würde. Alle Auffassun-
gen, Handlungen und Organisationen in die-
sem Sinne gelten demnach als Erscheinungs-
formen des „Extremismus“. Es handelt sich 
insofern um einen Abgrenzungsbegriff und eine 
Negativ-Definition – konstitutiv für das Ver-
ständnis ist die Ablehnung der Normen und 
Regeln des modernen demokratischen Verfas-
sungsstaates. 

 
POSITIV-DEFINITION VON EXTREMISMUS 

Hier besteht dann aber das bereits angedeu-
tete Problem: Es wird nicht erklärt, was Extre-
mismus ist, sondern was Extremismus nicht 
ist. Dies sieht auch Backes so, bestehe doch 
die Gefahr einer inhaltsleeren und zirkulären 
Begriffsbestimmung nach dem Motto: „antide-
mokratisch = extremistisch“ und „antiextremis-
tisch = demokratisch“. Außerdem werde diese 
Negativ-Definition dem Phänomen nicht ge-
recht, da der Eindruck entstünde, „als sei der 
politische Extremismus etwas Sekundäres, des-
sen Existenz vom Primärphänomen des demo-
kratischen Verfassungsstaates abhänge. Eine 
derartige Vorstellung muss jedoch ahistorisch 
sein“. Die reine Negativ-Definition hat für Ba-
ckes den „entscheidenden Nachteil, dass sie 
das Feld der extremistischen Phänomene nur in 
seinem Schattenriss abbildet, so dass das breite 
Spektrum der Extremismen strukturell unbe-
stimmt bleibt. Daher kann der Eindruck ent-
stehen, als handele es sich um ein Spiel mit an-
tithetischen Begriffen, deren Definitionsbereich 
allzu Disparates zusammenzwingt“.9 

Der bedeutende Schritt, den Backes gegen-
über dem bisherigen Verständnis von Extre-
mismus weiter geht, besteht in der aufgezeigten 
Notwendigkeit einer Positiv-Definition. Dies 
läuft bei ihm auf die Erfassung der formalen 
Gemeinsamkeiten bei der Ablehnung des demo-
kratischen Verfassungsstaates durch die gemein-
ten Extremisten hinaus. Angesprochen sind 
damit die Strukturmerkmale, die allen ideolo-
gisch so unterschiedlichen Formen des gemein-
ten Phänomens eigen sind. Als solche benennt 
Backes offensive und defensive Absolutheitsan-
sprüche, Dogmatismus, Utopismus bzw. kate-
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gorischer Utopie-Verzicht, Freund-Feind-Stereo-
type, Verschwörungstheorien, Fanatismus und 
Aktivismus.10 So sehr sich die einzelnen Bewe-
gungen und Organisationen des politischen Ex-
tremismus ideologisch unterscheiden und wi-
dersprechen mögen, ihnen gemeinsam sind in 
dieser Perspektive die erwähnten formalen Ei-
genschaften ihrer Ideologie in der Frontstellung 
gegen die Normen und Regeln des modernen 
demokratischen Verfassungsstaates. 

Ähnliche Merkmale arbeitete der Autor nach 
einer Analyse des linken, rechten und religiösen 
Extremismus heraus: erstens den exklusiven 
Erkenntnisanspruch (Glaube an ein „höheres 
Wissen“), zweitens den dogmatischen Absolut-
heitsanspruch (Behauptung der unbezweifelba-
ren Richtigkeit eigener Positionen), drittens das 
essentialistische Deutungsmonopol (alleinige 
Erfassung des „wahren Wesens“ der Dinge), 
viertens die holistischen Steuerungsabsichten 
(angestrebte ganzheitliche Kontrolle der Gesell-
schaft), fünftens das deterministische Ge-
schichtsbild (Wissen um den vorgegebenen his-
torischen Weg), sechstens die identitäre Gesell-
schaftskonzeption (Forderung nach politischer 
Homogenität der Gesellschaft), siebtens den 
dualistischen Rigorismus (Denken in kompro-
misslosen Gegensatzpaaren wie Gut-Böse) und 
achtens die fundamentale Verwerfung (rigorose 
Verdammung des Bestehenden).11 Allen extre-
mistischen Ideologien sind die genannten forma-
len Merkmale bei bestehenden ideologischen 
Unterschieden eigen. 

 
KRITIK AM EXTREMISMUSVERSTÄNDNIS 

Im Rahmen der politischen und wissenschaft-
lichen Auseinandersetzung mit den mit „Ex-
tremismus“ gemeinten Bestrebungen wurden 
immer wieder Einwände gegen das referierte 
Verständnis erhoben. Diese Kritik lässt sich in 
drei Kernaussagen aufteilen: Erstens formulierte 
man den Vorwurf, es handele sich lediglich um 
einen „politischen Kampfbegriff“. Hierzu einige 
Stimmen aus der Politikwissenschaft zur Ver-
anschaulichung: Für Manfred Funke nutzen die 
Inhaber der „Definitionsherrschaft über die zen-
tralen Standards einer Gesellschaftsordnung“ 
die Bezeichnung, um erkannte oder vermutete 
„Zerstörer der Basisstabilität“12 so markieren 
und ausgrenzen zu können. Wolf-Dieter Narr 

spricht davon, dass der Terminus dem „Irrgar-
ten der Kampfbegriffe“13 entstamme. Für Wolf-
gang Rudzio ist „Extremismus“ mehr „ein prak-
tisch-politischer […] Abgrenzungsbegriff“.14 
Und Christoph Kopke und Lars Rensmann 
meinen, dem vorgetragenen Extremismusver-
ständnis sei eine „politisch motivierte Setzung“15 
eigen. 

Ein zweiter Einwand unterstellt eine unan-
gemessene Gleichsetzung unterschiedlicher Phä-
nomene. Die Historikerin Helga Grebing spricht 
etwa von einer „falschen Gleichung“,16 wollten 
doch „Linke“ eine Erweiterung der Autonomie 
des Individuums und „Rechte“ die Bindung an 
eine hierarchisch gestufte Ordnung umsetzen. 
Der Politikwissenschaftler Hans-Gerd Jaschke 
meint, dass die Auffassung von der „streitbaren 
Demokratie“ im Kontext des Extremismusver-
ständnisses „keinen substanziellen Unterschied 
zwischen Links- und Rechtsextremismus“17 
macht. Auch der Politikwissenschaftler Gero 
Neugebauer betont, dass die „nationalsozialis-
tischen Rechten […] antidemokratisch“ wären 
und die „sozialistische Linke […] antikapitalis-
tisch“18 sei. Und nach dem Politikwissenschaft-
ler Christoph Butterwegge befinden sich in der 
Perspektive des Extremismusverständnisses 
„Todfeinde wie Faschisten und Kommunisten 
[…] per definitionem ‚im selben Boot‘“ und 
dies würde auf eine „Gleichsetzung von Links- 
und Rechtsextremismus“19 hinauslaufen. 

Als dritter Einwand gegen das Extremis-
musverständnis kann der Vorwurf der man-
gelnden analytischen Reichweite gelten, wobei 
hier eine besondere Dimension des Erkenntnis-
interesses angesprochen ist. Jaschke meint, diese 
Auffassung sei, „wenig geeignet, tieferliegende 
Ursachen ins Blickfeld zu bekommen. Die er-
zwungene Gegenüberstellung von Demokratie 
und Extremismus „individualisiert Ursachen-
komplexe und vernachlässigt das gesellschaftli-
che Bedingungsgefüge“.20 Ähnlich argumentiert 
auch Neugebauer, so könne das Extremismus-
verständnis aufgrund seiner Fixierung auf den 
demokratischen Rechtsstaat „der Komplexität 
der gesellschaftlich-politischen Wirklichkeit 
kaum gerecht werden“.21 Und für Butterwegge 
klassifiziert die Extremismustheorie „zwar alles, 
erklärt aber nichts“. Demgemäß spricht er ihr 
auch die Wissenschaftlichkeit ab, könnten deren 
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Anhänger einen solchen Anspruch doch nicht 
erheben, „weil es sich oft nur um Typologien 
handelt, die bestimmte Phänomene erfassen, 
beschreiben und klassifizieren“.22 

 
KRITIK DER KRITIK AM EXTREMISMUS-

VERSTÄNDNIS 

Bei den referierten Auffassungen handelt es 
sich um Fehldeutungen und Missverständnisse, 
aber auch um Unterstellungen und Verzerrun-
gen. Daher soll hier zu den drei Einwänden ei-
ne Kritik der Kritik erfolgen, was allerdings nur 
in kurzer Form geschehen kann.23 Die erste 
Aussage behauptet, es handele sich lediglich um 
einen „politischen Kampfbegriff“. Richtig ist an 
diesem Einwand, dass „Extremismus“ auch als 
Schlagwort in politischen Debatten inhaltlich 
Verwendung findet. Da dies aber für zahlreiche 
Begriffe der Politikwissenschaft gilt, lässt sich 
hieraus nicht die Notwendigkeit eines Verzichts 
auf den Terminus ableiten. Ansonsten dürfte 
man politisch instrumentalisierbare Bezeichnun-
gen wie etwa „Demokratie“, „Gerechtigkeit“ 
oder „Moderne“ auch nicht mehr nutzen. Dar-
über hinaus sind die Kriterien zur Einordnung 
einer politischen Organisation als extremistisch 
klar benannt. Bei einschlägigen Bewertungen 
stehen die jeweiligen Autoren in der Pflicht, 
überzeugende Argumente und Belege für ihre 
Einschätzung vorzubringen. 

Der zweite Einwand unterstellt eine unan-
gemessene Gleichsetzung unterschiedlicher 
Phänomene. Hierbei handelt es sich um eine 
Fehlwahrnehmung, geht es dem Extremismus-
verständnis doch nur um die Hervorhebung 
einer Frontstellung gegen die Normen und Re-
geln eines demokratischen Verfassungsstaates. 
Eine Auffassung nach dem Motto „Links gleich 
Rechts“ oder „Rot gleich Braun“ geht damit 
nicht einher, zumal es sich um ideologisch di-
vergierende Auffassungen handelt. Das Extre-
mismusverständnis nimmt auch keine Gleich-
setzung des Gefahrenpotenzials von Links- und 
Rechtsextremismus vor. Dies kann je nach 
Handlungsebene oder Rahmensituation ganz 
unterschiedlich ausgerichtet sein. Das Extre-
mismusverständnis konzentriert sich in der 
vergleichenden Betrachtung auf die strukturel-
len Gemeinsamkeiten der politischen Auffas-
sungen und Handlungsweisen, die sich gegen 

Demokratie und Menschenrechte richten. Die 
Gegner des Ansatzes müssten erklären, warum 
ihnen diese Perspektive nicht wichtig ist. 

Und die dritte Kritik hebt die eingeschränk-
te oder mangelnde analytische Reichweite des 
Extremismusverständnisses hervor. Es ist in der 
Tat auf das Spannungsverhältnis zum demo-
kratischen Verfassungsstaat fixiert, womit sich 
allein aber wichtige Fragen nicht beantworten 
lassen: Wie kommt es zur Herausbildung extre-
mistischer Bestrebungen? Welche Faktoren 
erklären deren Entwicklung? Wie ist das Ver-
hältnis zu etablierten politischen Kräften? Wel-
che gesellschaftlichen Ursachen spielen eine 
Rolle? Das konventionelle Extremismusver-
ständnis konzentriert sich mitunter allzu sehr 
auf die Einordnung der untersuchten politi-
schen Bestrebungen im Spannungsfeld zur 
Demokratie. Aber diese Feststellung nötigt 
nicht zu dessen Verzicht. Gleichwohl bedarf es 
der Ergänzung durch andere Problemstellun-
gen. Denn die Frage nach dem Verhältnis einer 
Organisation zu Demokratie und Menschen-
rechten bedeutet nicht, dass man die Frage 
nach den Gründen für deren Entstehung und 
Entwicklung nicht mehr stellen muss. 

 
UNTERSCHEIDUNG VON „LINKS“ UND  

„RECHTS“ 

Bevor der Linksextremismus im engeren Sin-
ne definiert wird, sollen noch einige Erörterun-
gen zur allgemeinen Unterscheidung von „links“ 
und „rechts“ vorgetragen werden. Auch heute 
noch dienen die beiden Kategorien aus dem 
19. Jahrhundert häufig zur Einordnung von 
Personen oder Parteien. Gleichzeitig äußern 
kritische Stimmen ihre Vorbehalte gegen die 
Angemessenheit der Unterscheidung. Daher 
fragt der Sozialphilosoph Norberto Bobbio nach 
einem geeigneten Kriterium, um die beiden 
politischen Richtungen zumindest in relativer 
Betrachtung hinsichtlich ihrer Differenzen zu 
erfassen. Er erblickt es in der Einstellung zur 
„Gleichheit“: Als „Egalitarier“ bzw. „Linke“ 
gelten Bobbio jene, „die, ohne zu verkennen, 
dass die Menschen ebenso gleich wie ungleich 
sind, eher dem größere Bedeutung beimessen, 
was sie gleich statt ungleich macht“, und als 
„Nichtegalitarier“ bzw. „Rechte“ jene, „die von 
der gleichen Feststellung ausgehen, um dessel-
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ben Zieles willen dem größere Bedeutung bei-
messen, was die Menschen ungleich statt gleich 
macht“.24 

Gegen diese Auffassung kann der Einwand 
erhoben werden, es handele sich um eine ein-
dimensionale und vereinfachende Unterschei-
dung, die der Komplexität und Vielschichtig-
keit zur Erfassung des politischen Spektrums 
der Gegenwart nicht entspricht. So suggeriere 
die Rede von einer „Linken“ und einer „Rech-
ten“ eine Einheitlichkeit der gemeinten politi-
schen Spektren, welche angesichts ihrer inneren 
Unterschiede über die Einstellung zu Demokra-
tie, Staat oder Wirtschaft nicht bestehe. Dar-
über hinaus müssten andere Dimensionen wie 
„autoritär – demokratisch“, „bewahrend – ver-
ändernd“ oder „individualistisch – kollektivis-
tisch“ zur Differenzierung genutzt werden. So 
angemessen diese Einwände allgemein sein 
mögen, so treffen sie Bobbios Unterscheidung 
nur eingeschränkt. Er macht auch in der zitier-
ten Formulierung deutlich, dass es ihm um ein 
Kriterium in relativierender und nicht in starrer 
Perspektive geht. Und Bobbio verwies selbst 
noch auf andere Dimensionen seiner Unter-
scheidung von „links – rechts“. 

Zunächst aber noch zu dem allgemeinen 
Merkmal, wozu Backes und Jesse kritisch for-
mulieren: „Die von Bobbio zur Unterscheidung 
von ‚links‘ und ‚rechts‘ eingeführte Orientie-
rung am Gleichheitsideal ist in Wirklichkeit zu 
einem so großen Ausmaß Gemeingut der frei-
heitlich-demokratisch ausgerichteten Parteien 
geworden, dass die so entstandene Rechts-Links-
Dimension im breiten Mittelfeld des politischen 
Spektrums nur mehr graduelle Unterschiede 
kennt, jedenfalls keine tiefen, die Koalitionsfä-
higkeit stark beschränkenden Klüfte.“25 Diese 
Einschätzung trifft auf das demokratische Lager 
und die politische Sphäre zu. Bezogen auf die 
sozialen und wirtschaftlichen Bereiche lassen 
sich aber durchaus noch Differenzierungen über 
die Einstellung zur Egalität vornehmen. Zwar 
kann man auch hier von einer gewissen Annä-
herung der politischen Lager sprechen, hinsicht-
lich des relativen Stellenwertes von „Gleichheit“ 
bestehen aber auch bei „linken“ und „rechten“ 
Demokraten erkennbare Unterschiede. Diese 
machen den Nutzen des Egalitätskriteriums 
deutlich. 

DEFINITION „LINKSEXTREMISMUS“ 

Bobbios Auffassungen zu einer politischen 
Unterscheidung zweier Grundrichtungen ist da-
rüber hinaus keineswegs eindimensional ausge-
richtet. Für ihn dient auch das „Ideal der Frei-
heit“ und nicht nur das „Ideal der Gleichheit“ 
zur Differenzierung: „Es gibt sowohl auf der 
Rechten wie auf der Linken freiheitliche und 
autoritäre Doktrine und Bewegungen. Und 
zwar deshalb, weil das Kriterium der Freiheit 
dazu dient, das politische Ordnungssystem 
nicht so sehr im Hinblick auf seine Ziele, als 
vielmehr im Hinblick auf seine Mittel oder auf 
seine Methode zu unterscheiden, die es zur 
Erreichung seiner Ziele einsetzt. Das heißt, es 
bezieht sich auf die Annahme oder auf die Ver-
weigerung der demokratischen Methode, unter 
der man die Gesamtheit von Regeln zu verste-
hen hat, die es möglich machen, kollektive Be-
schlüsse aufgrund freier Diskussionen und frei-
er Wahlen zu fassen, und nicht, weil zu Mitteln 
der Gewalt gegriffen wird.“26 Hinsichtlich der 
Einstellung zur Freiheit lasse sich demnach 
eine extreme und eine gemäßigte „Linke“ und 
„Rechte“ unterscheiden. 

Ganz im Sinne dieser Perspektive findet auch 
die hier genutzte Bezeichnung „Linksextremis-
mus“ in der folgenden Darstellung und Erörte-
rung Verwendung. Es handelt sich zunächst 
einmal um eine Sammelbezeichnung, d. h. mit 
ihr sollen durchaus unterschiedliche Phänomene 
unter einem Oberbegriff erfasst werden. Dem-
nach können bezüglich der Ideologie, Organisa-
tion und Strategie auch Differenzen bestehen. 
Folgende Gemeinsamkeiten erlauben es aber, 
die gemeinten politischen Bestrebungen unter 
die Bezeichnung „Linksextremismus“ zu fassen: 
Erstens geht es um alle politischen Auffassun-
gen und Handlungen, die der Gleichheit eine 
herausgehobene Position im eigenen politischen 
Selbstverständnis zuweisen. Zweitens müssen 
sich die damit einhergehenden Bestrebungen 
gegen die Normen und Regeln eines modernen 
demokratischen Verfassungsstaates richten. 
Und demnach stehen dabei drittens primär die 
angewandten Mittel und weniger die beschrie-
benen Ziele im Zentrum des Interesses. 

Eine demokratische und eine extremistische 
„Linke“ können also in Deutungsmustern, Idea-
len oder Utopien durchaus gewisse Gemein-
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samkeiten haben. Ihre grundlegende Differenz 
ergibt sich aus der Antwort auf die Frage, ob 
sie auf dem Weg zu deren Umsetzung Demo-
kratie und Menschenrechte, Pluralismus und 
Rechtsstaatlichkeit zur Disposition stellen wol-
len oder nicht. Daher müssen demokratische 
Linke keineswegs eine Position der Mitte ein-
nehmen und auf grundlegende Gesellschafts-
kritik verzichten. Solange sie die erwähnten 
Minimalbedingungen akzeptieren, auf schritt-
weise Reformen setzen und eine gewalttätige 
Revolution ablehnen, können sie auch nicht als 
extremistische Linke gelten. Bilanzierend lässt 
sich somit Linksextremismus wie folgt definie-
ren: Der Begriff steht für eine Sammelbezeich-
nung für alle politischen Auffassungen und Be-
strebungen, die im Namen der Forderung nach 
einer von sozialer Gleichheit geprägten Gesell-
schaftsordnung die Normen und Regeln eines 
modernen demokratischen Verfassungsstaates 
ablehnen. 

 
ANARCHISMUS UND KOMMUNISMUS ALS  

„IDEOLOGIEFAMILIEN“ 

Sammelbezeichnung meint auch, dass es 
trotz dieser Gemeinsamkeiten auf den unter-
schiedlichen Ebenen durchaus Differenzen, 
Konflikte und Widersprüche geben kann. Dies 
gilt etwa für den ideologischen Bereich, lassen 
sich doch die linksextremistischen Bestrebun-
gen verschiedenen Richtungen zuordnen. All-
gemein lassen sich zwei Grundpositionen aus-
machen: der Anarchismus und der Marxismus. 
Beide „Ideologiefamilien“ weisen noch weitere 
Teilströmungen auf, was später noch ausführli-
cher thematisiert werden soll. Für die ange-
strebte Gesellschaft der Zukunft besteht sowohl 
im Anarchismus wie im Marxismus aber eine 
identische Auffassung in Gestalt der Utopie ei-
ner herrschafts- und klassenlosen Gesellschaft, 
also einer Sozialordnung ohne repressiven Staat 
und soziale Unterschiede. Diese Idealvorstel-
lung muss nicht mit allen Minimalbedingungen 
einer modernen Demokratie brechen, bei Links-
extremisten ist dies angesichts des angestrebten 
politischen Weges hin zu eben diesem Ziel aber 
der Fall. 

Worin bestehen nun aber die Differenzen 
zwischen Anarchismus und Marxismus als den 
beiden großen „Ideologiefamilien“ in diesem 

politischen Lager? Sie beziehen sich auf die Ein-
stellung gegenüber der Institution des Staates 
und die Perspektive für dessen Überwindung: 
Die Anarchisten lehnen grundsätzlich jede Form 
von Herrschaft und demnach auch den Staat 
als deren Instrument ab. Aus ihrer Sicht bedeu-
tet die Akzeptanz der Gesetze durch die Indivi-
duen grundsätzlich einen verwerflichen Zwangs-
akt. Menschliche Freiheit könne es nur nach 
der Abschaffung des Staates und der Etablie-
rung einer herrschaftsfreien Gesellschaft geben. 
Daher lehnen Anarchisten nicht nur autoritäre 
Regime, sondern auch demokratische Staaten 
ab. Eine solche Frontstellung bestand und be-
steht außerdem gegenüber sozialistischen Staats-
modellen. Und demnach ging es allen Anarchis-
ten im Laufe der Geschichte dieser politischen 
Bewegung um die direkte Abschaffung solcher 
Institutionen nach einer erfolgten Revolution 
zum schnellen Aufbau einer herrschaftslosen 
Gesellschaft.27 

Gegenüber den Anarchisten bekämpfen die 
Marxisten mehr den Kapitalismus und weniger 
den Staat. Zwar lehnen sie eine solche Einrich-
tung ebenfalls als Instrument der politischen 
Herrschaft der ökonomischen Interessen von 
Kapitalisten ab. Gleichwohl geht es dabei nur 
gegen den bürgerlichen, nicht aber gegen den 
sozialistischen Staat. Denn eine solche Einrich-
tung halten Marxisten sehr wohl für notwen-
dig. Nach einer erfolgreichen Revolution, wel-
che die Kommunistische Partei an die Spitze 
der Regierung bringe, bedürfe es zunächst noch 
eines Staates als Instrument zur Unterdrückung 
der Gegner eines solchen Systems mit entspre-
chenden Machtmitteln. Darüber hinaus kom-
me dem sozialistischen Staat die Aufgabe zu, 
die Gesellschaft durch politische Erziehung und 
soziale Umverteilungen für den Übergang in den 
Kommunismus als herrschafts- und klassenlose 
Gesellschaft vorzubereiten. Erst im Rahmen 
dieser Entwicklung, so das Selbstverständnis 
der Marxisten, würde der Staat als Institution 
überflüssig werden und langsam absterben.28 

 
LINKSEXTREMISMUS UND KAPITALISMUS-

KRITIK 

Mitunter formulieren Kritiker des oben de-
finierten und erläuterten Extremismus- bzw. 
Linksextremismusverständnisses, mit diesen Be-
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griffen und Zuordnungen würden pauschal Ein-
wände gegen den Kapitalismus als Ausdruck 
einer demokratiefeindlichen Bestrebung diffa-
miert.29 Bei dieser Auffassung handelt es sich 
aus mehreren Gründen um eine Fehldeutung. 
Zwar äußern sich auch Linksextremisten in ih-
rer öffentlichen Agitation kapitalismuskritisch, 
worauf in einschlägigen Darstellungen und Ein-
schätzungen der Extremismusforschung hin-
gewiesen wird. Dabei geht es aber nur um die 
Hervorhebung der thematischen Schwerpunkte 
derartiger politischer Bestrebungen, nicht um 
einen Nachweis ihrer Frontstellung gegen die 
Normen und Regeln eines modernen demokra-
tischen Verfassungsstaates. Beachtet man die 
gemeinten Minimalbedingungen, die aus Gewal-
tenteilung und Individualität, Menschenrech-
ten und Pluralismus, Rechtsstaatlichkeit und 
Volkssouveränität bestehen, fällt deren wirt-
schaftspolitische Neutralität auf. 

Demnach gehören „Kapitalismus“ und 
„Marktwirtschaft“ ebenso wenig wie „Globa-
lisierung“ und „Neoliberalismus“ zu den ge-
meinten Grundlagen einer modernen Demo-
kratie. Einerseits bestehen in allen gegenwärtig 
existenten politischen Systemen in diesem Sin-
ne Marktwirtschaften, häufig in Verbindung 
mit mehr oder minder stark ausgeprägten Sozi-
alstaats-Modellen. Andererseits kennt die Ge-
schichte von Diktaturen auch genügend Bei-
spiele, worin die ökonomische Freiheit keines-
wegs mit einer politischen Freiheit einherging 
(z. B. die lateinamerikanischen Militärdiktatu-
ren in den 1970er- und 1980er-Jahren). Daher 
basiert Demokratie nicht auf dem Kapitalis-
mus, wenngleich eine Marktwirtschaft mit die-
sem politischen Modell überwiegend einher-
geht. Die ökonomische Ausrichtung gehört 
demnach nicht zu den Minimalbedingungen 
einer modernen Demokratie, insofern steht die 
Kritik am Kapitalismus auch nicht für eine 
linksextremistische Grundposition im Sinne ei-
ner rigorosen Frontstellung gegen die erwähn-
ten Prinzipien. 

Eine gegenteilige Position würde darüber hin-
aus zwei andere Gesichtspunkte unterschlagen: 
Es gibt eine politisch relativ breit entwickelte 
Kapitalismuskritik, die von den Gewerkschaf-
ten über die Grünen und Sozialdemokraten bis 
zu Protestbewegungen reicht. Ihr geht es dabei 

nicht um die politische Abschaffung der 
Marktwirtschaft, sondern um die soziale Ein-
hegung des Kapitalismus. Angesichts hoher Ar-
beitslosenraten und regelmäßiger Finanzkrisen 
können die gemeinten Kritiker dafür nachvoll-
ziehbare Argumente vorbringen. Sie berühren 
hierbei in keiner Weise die erwähnten Minimal-
bedingungen eines modernen demokratischen 
Verfassungsstaates. Darüber hinaus ergeben sich 
aus bestimmten ökonomischen Entwicklungen 
der letzten Jahrzehnte selbst Gefahren für eine 
Demokratie. Durch die Globalisierung der Öko-
nomie entstanden Machtstrukturen, welche die 
Handlungsspielräume gewählter Politik, also der 
Regierung, gegenüber nicht-gewählter Wirt-
schaft, also den Unternehmern, tendenziell 
immer stärker einschränkt. 

 
LINKSEXTREMISMUS UND SOZIALISMUS-

FORDERUNGEN 

Ganz ähnlich verhält es sich mit einem wei-
teren Einwand, der gegen das hier zugrundelie-
gende Extremismus- und Linksextremismusver-
ständnis gelegentlich erhoben wird: Demnach 
richte sich die damit verbundene Argumentati-
on allgemein und pauschal gegen Sozialisten.30 
Eine solche Einschätzung trifft nur gegenüber 
jenen hier gemeinten politischen Kräften zu, 
welche mit ihren sozialistischen Positionen die 
Minimalbedingungen eines demokratischen 
Verfassungsstaates ablehnen. Diese Differen-
zierung macht schon deutlich, dass keineswegs 
jeder Sozialist auch Linksextremist sein muss. 
Beim Sozialismus handelt es sich neben dem 
Konservativismus und Liberalismus um eine 
der drei Großtheorien des 19. Jahrhunderts. 
Daraus entstanden im Laufe der Zeit die unter-
schiedlichsten Richtungen, wovon einige die 
Minimalbedingungen der Demokratie teilten 
und andere den Weg in die Diktatur wählten. 
Insofern bedarf es auch der Differenzierung von 
demokratischen und extremistischen Sozialis-
muskonzeptionen. 

Ideengeschichtlich geht die Herausbildung 
der erstgenannten Form auf den „Revisionis-
musstreit“ zwischen Eduard Bernstein und 
Rosa Luxemburg in der deutschen Sozialde-
mokratie ab Ende des 19. Jahrhunderts zurück. 
Aus der Erkenntnis, dass bestimmte Prognosen 
von Karl Marx zur Entwicklung des Kapitalis-
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mus nicht eintrafen, entwickelte sich eine an-
dere Sozialismusauffassung. Danach wollte man 
über schrittweise Reformen und nicht durch 
eine gewalttätige Revolution zu einer egalitären 
Gesellschaftsordnung kommen. Hiermit ging 
die Akzeptanz von Parlamentarismus und 
Rechtsstaatlichkeit einher. Vor allem in den 
skandinavischen Wohlfahrtsstaaten fand diese 
Auffassung von einem „demokratischen Sozia-
lismus“ seit den 1920er-Jahren große Akzep-
tanz, konnten damit doch das Ideal der poli-
tischen Freiheit und das Ideal der sozialen 
Gleichheit zumindest tendenziell in Einklang 
gebracht werden. Dabei blieb die Marktwirt-
schaft als ökonomisches System existent, stand 
aber unter der Dominanz eines entwickelten 
Sozialstaat.31 

Diese Auffassung von einem „demokrati-
schen Sozialismus“ lehnten die Anhänger des 
„real existierenden Sozialismus“ der DDR oder 
der Sowjetunion ab. Sie plädierten für die revo-
lutionäre Überwindung des Kapitalismus und 
Parlamentarismus. Gleichzeitig galten ihnen 
Kompromisse mit den Arbeitgebern und Um-
verteilungen über Steuerpolitik als Abkehr vom 
Sozialismus.32 Außerdem legitimierten sie die 
diktatorischen Systeme im damaligen Ostblock, 
ohne ihre Menschenrechtsverletzungen und 
Unterdrückungsmaßnahmen zu kritisieren. In 
deren Perspektive hatte die angebliche soziale 
Gleichheit Priorität vor den fehlenden politi-
schen Grundrechten. Demnach lehnte man 
auch die Minimalbedingungen eines demokra-
tischen Verfassungsstaates ab. Erst diese Posi-
tion macht aus einer Forderung nach Sozialis-
mus eine linksextremistische Bestrebung, wovon 
eine Richtung des demokratischen Sozialismus 
im Rahmen dieser Minimalbedingungen als 
nicht-extremistischer Orientierung unterschie-
den werden kann.33 

 
SCHLUSSWORT UND ZUSAMMENFASSUNG 

Insbesondere die beiden letztgenannten Ge-
sichtspunkte haben deutlich gemacht, dass die 
Auffassung von „Linksextremismus“ keineswegs 
mit der Diskreditierung von Kapitalismuskritik 
und der Verdammung des Sozialismus einher-
geht. Die Autoren und Herausgeber des ein-
leitend erwähnten Sammelbandes können sich 
somit ebenso wenig wie ähnlich argumentie-

rende Gegner der Extremismustheorie auf das 
mit ihr einhergehende konstitutive Verständnis 
in einem negativen Sinne stützen. Im Gegenteil, 
die Merkmale einer offenen Gesellschaft und 
eines demokratischen Verfassungsstaates sind 
wirtschaftspolitisch neutral. Demgemäß spie-
len auch ökonomische Positionen für die Ein-
schätzung eines politischen Phänomens als ex-
tremistisch oder nicht-extremistisch keine Rolle, 
es sei denn, es gibt einschlägige Berührungs-
punkte zu den erwähnten Minimalbedingun-
gen. Dazu gehört auch das Eigentumsrecht als 
Bestandteil der Menschenrechte, was in diesem 
Sinne auch nicht zur Disposition gestellt wer-
den kann. 

Anhänger eines „demokratischen Sozialis-
mus“, welche die Minimalbedingungen einer 
offenen Gesellschaft und eines demokratischen 
Verfassungsstaates akzeptieren, haben denn 
auch keine entschädigungslosen Enteignungen 
des Besitzes von Produktionsmitteln betrieben. 
Sofern sie die Regierung stellten, nutzten sie die 
Möglichkeiten einer einschlägigen Steuerpolitik. 
Durch die Belastung der Reichen und die Ent-
lastung der Ärmeren förderte die Regierung et-
wa in den skandinavischen Wohlfahrtsstaaten 
nach 1945 das Ausmaß von sozialer Gleichheit. 
Mitunter bezeichnete man auch das Schweden 
der 1960er- und 1970er-Jahre als „sozialisti-
sches Land“, was allerdings nur im Sinne eines 
„demokratischen Sozialismus“ richtig wäre. 
Denn die Abwahlmöglichkeit und Individuali-
tät, die Menschenrechte und der Pluralismus 
standen in dieser Phase politischer, sozialer 
und wirtschaftlicher Entwicklung nicht zur Dis-
position. Insofern stand und steht eine solche 
Politik auch nicht in einem Konfliktverhältnis 
zu den Prinzipien einer modernen Demokratie. 

Genau dabei handelt es sich bei dem mit 
„Linksextremismus“ angesprochenen politischen 
Phänomen. Gemeint sind damit jene Gruppen, 
Organisationen, Parteien oder Subkulturen, die 
bei ihrem Streben nach mehr „sozialer Gleich-
heit“ die Minimimalbedingungen einer offenen 
Gesellschaft und eines demokratischen Verfas-
sungsstaates in Frage stellen wollen. Diese Be-
sonderheit macht auch das Erkenntnisinteresse 
und den Nutzen der Sammelbezeichnung aus. 
Sie ermöglicht eine Einschätzung von politi-
schen Bestrebungen hinsichtlich ihres Verhält-
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nisses zu Gewaltenteilung und Individualität, 
Menschenrechten und Pluralismus, Rechtsstaat-
lichkeit und Volkssouveränität. Man kann auch 
in der politikwissenschaftlichen Forschung der 
Auffassung sein, dass die Einstellung zu diesen 
Prinzipien für eine bestimmte Fragestellung 
nicht von Bedeutung ist. Man muss dann aber 
auch zurückfragen dürfen, warum eben diese 
Normen für die Betrachtung und Einschätzung 
von politischen Bestrebungen von so geringem 
Stellenwert sein sollen.34 
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IST DIE LINKE EINE EXTREMISTISCHE PARTEI? 
 
 

ECKHARD JESSE ||||| Die Linke wurde bei der Bundestagswahl 2013 drittstärkste Kraft. Die Wahlerfolge 

einer solchen Partei sind mitnichten ein zwingender Beleg für ihren demokratischen Charakter. 

Auch wenn sich Die Linke im Extremismusgrad deutlich von der NPD unterscheidet, so stellt sie 

keineswegs einen Gralshüter des demokratischen Verfassungsstaates dar. Extremistische Tendenzen 

sind unübersehbar. 

 
 
 

EINFÜHRUNG 
Als die DDR zusammenbrach, hätte kein Be-

obachter damit gerechnet, dass die aus der SED 
hervorgehende Kraft (unter welchem Namen 
auch immer) relevanten Einfluss in der Bundes-
republik gewinnen könnte. Sie war delegitimiert 
und diskreditiert. Doch mittlerweile sieht dies 
anders aus. Hatte sie bei der ersten gesamt-
deutschen Bundestagswahl 2,4 % der Stimmen 
erreicht, so kam sie 2009 mit 11,9 % auf den 
fünffachen Anteil. Auch wenn sie bei der Bun-
destagwahl 2013 3,3 Punkte einbüßte, ist sie 
das erste Mal die drittstärkste Kraft und sogar 
die stärkste Oppositionspartei. In drei von fünf 
neuen Bundesländern (Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen) rangiert sie bei Landtagswahlen an 
zweiter Stelle. Bei der Landtagswahl in Thürin-
gen am 14. September 2014 erreichte sie mit 
28,2 % ihr bestes Ergebnis. 

Die Linke ist ein neuer Faktor im deutschen 
Parteiensystem geworden. Durch den Einzug der 
postkommunistischen Partei in den Bundestag 
musste 2005 und 2013 eine Große Koalition 
gebildet werden, weil sie für ein Bündnis nicht 
in Frage kam. Der folgende Beitrag will die 
Frage beantworten, ob die Partei linksextremis-
tische Züge aufweist1 und es daher berechtigt 
war, keine Koalition mit der Linken auf Bun-
desebene einzugehen. Zunächst geht es um ihre 
historische Tradition, schließlich um ihren An-
tifaschismus, der die Partei zusammenhält, dann 
um ihre Programmatik sowie um die Haltung 

der anderen Parteien wie die des Verfassungs-
schutzes. Das Fazit gibt eine Antwort auf die 
Leitfrage nach dem extremistischen Charakter 
der Partei. 

 
HISTORISCHE TRADITION 

Die Linke hat eine lange, wiewohl keine 
ehrwürdige Tradition.2 Die Partei lässt sich bis 
auf die zum Jahreswechsel 1918/19 ins Leben 
gerufene KPD von Karl Liebknecht und Rosa 
Luxemburg zurückführen. Die KPD, die als 
weithin moskauabhängige Partei die erste deut-
sche Demokratie mit (Wort-)Gewalt bekämpft 
hatte, wurde 1933 schnell ausgeschaltet, unter-
drückt und blutig verfolgt. Nach dem Ende der 
NS-Diktatur ließen die Alliierten 1945 die KPD 
neben der SPD und zwei bürgerlichen Parteien 
zu (der überkonfessionellen Union und den 
Liberalen). Sie strebte in der sowjetischen Be-
satzungszone eine Fusion mit der SPD an – die 
Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur So-
zialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) 
fand am 21./22. April 1946 in Berlin statt. Als 
„Staatspartei“ besaß sie die politische Hege-
monie, jede Blockpartei war machtlos und von 
ihr abhängig. Die DDR war formal ein Mehr-
parteien-, faktisch ein Einparteiensystem. Das 
Schicksal der SED (und das der gesamten DDR) 
wiederum hing von der sowjetischen Parteidik-
tatur ab. Der Volksaufstand am 17. Juni 1953 
konnte nur mit sowjetischen Panzern nieder-
geschlagen werden, und der Bau der Mauer 
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am 13. August, den Walter Ulbricht angestrebt 
hatte, bedurfte der Zustimmung der sowjeti-
schen Kommunisten. 

Das Ende der DDR, einem Staat ohne Legi-
timation und lediglich mit schwacher Identität, 
leitete der Wandel der außenpolitischen Konstel-
lationen ein. Am 1. Dezember 1989 – während 
der friedlichen Revolution, nach der erzwun-
genen Öffnung der Mauer – strich die Volks-
kammer die „führende Rolle“ der SED aus der 
Verfassung. Die Partei trat mit Erich Honeckers 
Nachfolger Egon Krenz, der von einer „Wende“ 
sprach, die Flucht nach vorn an, doch nützte 
ihr diese „Nachtrabpolitik“ nichts. Nach dem 
Scheitern von Krenz kam die zweite Garnitur 
zur Geltung – mit dem Vorsitzenden Gregor 
Gysi sowie seinen Stellvertretern Wolfgang Berg-
hofer, Hans Modrow und Wolfgang Pohl. Auf 
dem Sonderparteitag am 16./17. Dezember 1989 
nannte sich die SED in Sozialistische Einheits-
partei Deutschlands – Partei des Demokratischen 
Sozialismus (SED-PDS) um; am 4. Februar 1990 
entfiel der Name „SED“. Durch diesen Beschluss 
des Parteivorstandes hieß sie nur noch Partei des 
Demokratischen Sozialismus. 15 Jahre später, 
am 17. Juli 2005, abgesegnet auf dem Parteitag, 
lautete der neue Name: Die Linkspartei. Die 
Landesverbände konnten sich – wenn sie woll-
ten – des Zusatzes „PDS“ bedienen. Der Grund 
für die Änderung: Die vor allem im Westen be-
heimatete WASG, die bereit war, auf der Liste 
der PDS bei der vorgezogenen Bundestagswahl 
2005 zu kandidieren, machte dies zur Bedingung. 
Knapp zwei Jahre später folgte eine weitere 
Umbenennung. Durch die Fusion der Links-
partei mit der WASG3 am 16. Juni 2007 heißt 
die Partei nun Die Linke. In ihr dominieren die 
Repräsentanten der PDS, wenngleich manche 
Kräfte aus der WASG die Partei weiter radikali-
siert haben. Mit dieser historischen Herleitung 
soll nicht Kontinuität um jeden Preis suggeriert 
werden. 

Gewiss: Die PDS löste sich in vielen Maxi-
men von der SED – organisatorisch, strategisch, 
ideologisch und personell. So wurde der „demo-
kratische Zentralismus“ Lenins aufgegeben. Zu 
einer Auflösung der SED konnte sich die politi-
sche Spitze allerdings nicht entschließen, um die 
Identität zu wahren und vermutlich deshalb, 
weil ihr sonst deren Parteivermögen entzogen 

worden wäre. Neben Elementen des Wandels 
gibt es daher solche der Kontinuität. 

Um dies an einem Beispiel zu verdeutlichen: 
So hat Die Linke ihre Stiftung nach Rosa Luxem-
burg genannt. Diese war eine Verfechterin der 
Diktatur des Proletariats in Wort und Tat.4 In 
der deutschen Revolution 1918/19 votierte das 
Gründungsmitglied der KPD gegen die unge-
festigte Demokratie, und sie unterstützte den 
„Spartakusaufstand“. Die oft heroisierte Rosa 
Luxemburg5 war keine Repräsentantin eines 
freiheitlichen Sozialismus wie Eduard Bernstein 
oder Friedrich Ebert. Gleiches gilt für den von 
der PDS verehrten Karl Liebknecht. In ihrer be-
rühmten Schrift „Zur russischen Revolution“, 
die ein flammendes Plädoyer für sie enthält, kri-
tisierte Luxemburg in drei Punkten Wladimir I. 
Lenin: wegen der von ihm propagierten Auftei-
lung von Grund und Boden an die Bauern; we-
gen seiner Parole vom Selbstbestimmungsrecht 
der Nationen; und schließlich wegen seines 
„demokratischen Zentralismus“, doch ist ihr 
Plädoyer für „Massenspontaneismus“ keines-
wegs mit den Prinzipien des demokratischen 
Verfassungsstaates vereinbar. Und ihr immer 
wieder zitierter Satz, Freiheit sei die Freiheit der 
Andersdenkenden, nimmt sich im Zusammen-
hang ganz anders aus, nicht als Plädoyer für 
Pluralismus und Freiheit. Insofern ist die rheto-
rische Frage von Autoren der Rosa-Luxemburg-
Stiftung zutreffend: „Haben aber die Verfechter 
des heutigen Neoliberalismus, der auf die abso-
lute Macht des Kapitals zielt und demokratische 
Politik zur Magd zu diskreditieren sucht, ein 
Recht, sich auf Rosa Luxemburg zu berufen?“6 
Nein, haben sie nicht, denn in der Tat unter-
scheidet sich das Verständnis des demokrati-
schen Verfassungsstaates, der dem Eigenwert 
demokratischer Spielregeln das Wort redet, fun-
damental von einer Position, die Freiheit der 
„Diktatur des Proletariats“ unterordnet. 

 
„ANTIFASCHISMUS“ ALS EINIGENDES BAND 

Das Thema, das die gesamte Linke eint, ist 
ihr mit Antikapitalismus gepaarter Antifaschis-
mus. Sie hat ein klar antifaschistisches Kon-
zept, deswegen aber noch kein demokratisches. 
Die PDS versuchte im Bundestag und in den 
Landtagen, eine „antifaschistische Klausel“ zu 
verankern. Bereits im Jahre 2001 hatte die PDS 
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im Deutschen Bundestag einen solchen Antrag 
eingebracht. Der Artikel 26 sollte einen erwei-
terten Wortlaut erhalten: Nicht nur eine Hand-
lung, die das friedliche Zusammenleben der 
Völker störe, wie etwa die Vorbereitung eines 
Angriffskrieges, sei unter Strafe zu stellen, son-
dern auch die Wiederbelebung nationalsozia-
listischen Gedankenguts. Die Akzeptanz des 
Antifaschismus ist der kleinste gemeinsame 
Nenner. Eine Gefahr geht nur von „rechts“ aus. 
Das gilt für alle linksextremistischen Gruppen.7 
Umgekehrt ist nicht jeder, der für Antifaschis-
mus votiert, ein Linksextremist. 

Der Vorschlag, eine „antifaschistische Klau-
sel“ in die Verfassung aufzunehmen, ist für die 
demokratische Grundordnung der Bundesre-
publik Deutschland schädlich. Auf diese Weise 
würde davon abgerückt, dass ein freiheitlicher 
Staat gleichermaßen alle extremistischen Positio-
nen ablehnt. Das Grundgesetz (wie jede Verfas-
sung der Bundesländer) weist eine antiextremis-
tische Orientierung auf. Nirgendwo ist davon 
die Rede, ein Parteien- oder ein Vereinigungs-
verbot sei nur einer politischen Richtung vor-
behalten. Das Grundgesetz weist keinen antifa-
schistischen Impetus auf, wie die PDS immer 
wieder behauptet. Wäre das der Fall, erwiese 
sich eine solche Formel schlicht als überflüssig. 

Wer eine antifaschistische Klausel propa-
giert, sieht lediglich in rechtsextremistischen 
Bestrebungen eine Gefahr für den demokrati-
schen Verfassungsstaat. Das liefe auf einen 
massiven Wandel des politischen Koordinaten-
systems hinaus. Indirekt bedeutete das eine 
Aufwertung, ja geradezu eine Rehabilitierung 
des Antifaschismus der DDR sowie eine Legiti-
mierung linksextremistischer Bestrebungen. Wer 
Rechts- wie Linksextremismus und jede Form 
des politischen Extremismus ablehnt (darunter 
fällt auch der Fundamentalismus religiöser Prä-
gung), kann der Verwendung eines solchen 
Terminus nichts Positives abgewinnen. 

Eine derartige Generalklausel verdient aus 
einem weiteren Grund Kritik: Mit der vagen 
Formulierung von den „rassistischen, fremden-
feindlichen und antisemitischen Aktivitäten“, 
die nicht zuzulassen seien, können unliebsame 
Positionen ins Abseits gestellt werden. Konkreti-
sierungen fehlen. Entsprechende strafrechtliche 
Vorschriften gegen solche Aktivitäten bestehen 

bereits. Die von großen Teilen der Partei Die 
Linke vertretene Auffassung, „Faschismus ist 
keine Meinung, sondern ein Verbrechen“, trifft 
so nicht zu. Ein Verbrechen ist eine Tat, die mit 
einer Strafe sanktioniert wird. Das gilt aber nicht 
für eine Meinung, mag sie noch so abwegig 
sein. Sondergesetze gegen die bloße Bekundung 
einer Meinung verbieten sich in einem demo-
kratischen Verfassungsstaat. Wer gegen den 
Abbau demokratischer Rechte polemisiert und 
immer wieder hervorhebt, niemand dürfe we-
gen seiner politischen Einstellungen benachtei-
ligt werden, und zugleich eine antifaschistische 
Klausel propagiert, argumentiert doppelbödig. 
Offenbar geht es ihm nicht um den Schutz der 
Grundrechte an sich, sondern nur um den Schutz 
für eine bestimmte Richtung. 

Die Antifaschismus-Klausel soll die Hand-
habe dafür bieten, dass – tatsächliche oder auch 
nur vermeintliche – rechtsextremistische Kräfte 
gleichsam unter der Hand die Grundrechte der 
Meinungs-, Versammlungs- und Demonstrati-
onsfreiheit verlieren. Eine solche Bestimmung 
mit hoher Symbolkraft würde in gewisser Wei-
se eine Kehrtwendung vom bisherigen verfas-
sungspolitischen Konsens einleiten. Damit 
wäre der Weg in eine andere Republik beschrit-
ten. Das Bekenntnis zu einem wertgebundenen 
Antiextremismus – nicht einseitig zum Anti-
faschismus, nicht einseitig zum Antikommu-
nismus – ist die Devise des demokratischen 
Verfassungsstaates. Der grundlegende Gegen-
satz von extremistisch und demokratisch gilt 
für die Auseinandersetzung mit allen Extre-
mismen. 

Die Demokratie sei nur durch rechte, nicht 
durch linke politische Strömungen bedroht. Die 
Linke ist nicht frei davon, die Parole des Anti-
faschismus für die Aushebelung des demokrati-
schen Verfassungsstaates zu benutzen. Jeden-
falls wird dieser dadurch delegitimiert. Mit dem 
„Kampf gegen rechts“ hat sie ein willkomme-
nes Agitationsfeld gefunden. Dadurch ist die 
Partei aufgewertet worden. Gewisse Erfolge der 
gesellschaftlich geächteten und zugleich in jeder 
Hinsicht rechtsextremistischen NPD8 kamen der 
Partei Die Linke insofern zupass. 

Sie konnte mit ihren Parolen in die „Mitte 
der Gesellschaft“ vordringen, nicht die NPD, 
wie oft behauptet. Allein deshalb, weil jemand 



E C K H A R D  J E S S E  

22    A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 5  

den Rechtsextremismus bekämpft, bejaht er 
noch nicht die Demokratie. Die Absage an den 
Rechtsextremismus ist bei der Linken nicht anti-
extremistisch fundiert, sondern antifaschistisch.9 
Jeder Rechtsextremist ist in der Tat ein Anti-
demokrat. Doch nicht jeder Gegner des Rechts-
extremismus muss ein Verfechter des demokra-
tischen Verfassungsstaates sein. Rechts- und 
Linksextremisten weisen eben nicht nur Gegen-
sätze, sondern auch Gemeinsamkeiten auf. 

 
PROGRAMMATIK 

Die PDS verabschiedete drei Grundsatzpro-
gramme: 1990, 1993 und 2003.10 Berief sich 
die Partei anfangs auf Lenin als ideologischen 
Gewährsmann, so entfiel diese Bezugnahme im 
letzten Programm. Die beständige Kritik am 
„Kapitalismus“ – gemeint ist nicht bloß die 
Wirtschaftsordnung – blieb freilich erhalten. Im 
Jahre 2004 – auf ihrem Potsdamer Parteitag – 
versuchte die Partei mit dem Begriff vom „strate-
gischen Dreieck“, die unterschiedlichen inner-
parteilichen Interessen auf außerparlamentari-
sche Opposition, parlamentarische Opposition 
und Regierungspolitik gleichermaßen zu ver-
pflichten: „Für sozialistische Politik nach unse-
rem Verständnis bilden Widerstand und Pro-
test, der Anspruch auf Mit- und Umgestaltung 
sowie über den Kapitalismus hinausweisende 
Alternativen ein unauflösbares strategisches Drei-
eck.“11 Auf dieses Dreieck kam und kommt Die 
Linke kontinuierlich zurück, meint sie doch 
damit im Kern nichts anderes als Systemüber-
windung. 

Die Partei verabschiedete erst im Oktober 
2011 ein Grundsatzprogramm.12 Offenbar für-
chtete Die Linke Grundsatzkonflikte zwischen 
den verschiedenen Strömungen. Die Absage 
an die „kapitalistischen Verwertungsinteressen“, 
ohne dass immer klar wird, was damit gemeint 
ist, stellt einen ideologischen Grundkonsens 
dar. Ähnlich vage bleibt das Plädoyer für eine 
andere Gesellschaftsordnung. Der Gemeinplatz, 
der Kapitalismus sei nicht das letzte Wort der 
Geschichte, kommt oft aus dem Mund führen-
der Repräsentanten der Partei, vor wie nach der 
Vereinigung der Parteien von Linkspartei und 
WASG. Das Programm basierte maßgeblich 
auf einem von Oskar Lafontaine konzipierten 
Entwurf. Das Ausbleiben von Zerwürfnissen 

dürfte nicht zuletzt darauf zurückzuführen sein, 
dass das Programm, wie bei Grundsatzprogram-
men üblich, allgemein gehalten war. 

Gleichwohl hieß es eingangs unumwunden: 
„Wir wollen dazu beitragen, dass aus passivem 
Unmut aktive Gegenwehr wird. Wir setzen 
Lohndumping, Sozialraub und dem Ausverkauf 
öffentlichen Eigentums Widerstand entgegen. 
Wir wollen die gesellschaftlichen Kräfteverhält-
nisse verändern und ringen um eine andere 
Politik. Demokratie, Freiheit, Gleichheit, Ge-
rechtigkeit, Internationalismus und Solidarität 
gehören zu unseren grundlegenden Werten. Sie 
sind untrennbar mit Frieden, Bewahrung der 
Natur und Emanzipation verbunden. Wir kämp-
fen für einen Systemwechsel, weil der Kapita-
lismus, der auf Ungleichheit, Ausbeutung, Ex-
pansion und Konkurrenz beruht, mit diesen 
Zielen unvereinbar ist.“13 Die Partei stehe für 
drei miteinander verknüpfte Leitideen: gute 
Lebensbedingungen für alle, Unterordnung der 
Wirtschaft unter die solidarische Entwicklung, 
Überwindung der Vorherrschaft des Kapitals. 
Der „demokratische Sozialismus“, den die Par-
tei im Programm propagiert,14 deckt sich nicht 
mit dem von der SPD verfochtenen „demokrati-
schen Sozialismus“.15 So heißt es etwa: „Demo-
kratischer Sozialismus fördert die Entfaltung 
der zivilisatorischen Entwicklungspotenziale der 
Gesellschaft und zielt auf grundlegende Verän-
derungen der herrschenden Eigentums-, Verfü-
gungs- und Machtverhältnisse. Er verbindet 
Protest und Widerstand, den Einsatz für soziale 
Verbesserungen und linke Reformprojekte unter 
den gegebenen Verhältnissen und die Überschrei-
tung der Grenzen des Kapitalismus zu einem 
großen Prozess gesellschaftlicher Umgestaltung, 
der das 21. Jahrhundert bestimmen wird. [...] 
Dieser Prozess wird von vielen kleinen und gro-
ßen Reformschritten, von Brüchen und Umwäl-
zungen mit revolutionärer Tiefe gekennzeichnet 
sein.“16 Solche Formulierungen („herrschende 
Machtverhältnisse“, „Widerstand“, „Überschrei-
tung der Grenzen des Kapitalismus“, „revolutio-
näre Tiefe“) stehen in einem deutlichen Gegen-
satz zur Programmatik der SPD. 

Die Repräsentanten der Partei bejahen das 
kubanische Experiment und bezeichnen das Sys-
tem nicht als das, was es ist: eine kommunisti-
sche Diktatur. Es fällt ihr schwer, sich von der 
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russischen Oktoberrevolution und der sowjeti-
schen Expansionspolitik nach 1945 zu distan-
zieren. Die „Vergangenheitspolitik“ der Partei 
Die Linke ist halbherzig.17 Das gilt auch für das 
Grundsatzprogramm von 2011. 

 
HALTUNG DER ANDEREN PARTEIEN ZUR  
PARTEI DIE LINKE 

Für Union und FDP kommt eine Tolerie-
rung durch Die Linke weder im Osten noch im 
Westen in Frage, geschweige denn eine Koali-
tion mit ihr. Das beruht auf Gegenseitigkeit. 
Die beiden Parteien scheuen sich auch nicht, 
Die Linke als teilweise extremistisch zu be-
zeichnen, obwohl diese Kritik keineswegs im 
Vordergrund steht, da sie, zumal im Osten des 
Landes, nicht immer so verstanden wird, wie 
sie gemeint ist: nicht als Kritik an den Wählern 
der Partei, sondern als Kritik an ihr. 

Die Grünen haben mehrheitlich schon seit 
vielen Jahren prinzipiell nichts gegen eine Ein-
beziehung der Partei die Linke an der Regie-
rung. So wurde bei den letzten Bundestagswah-
len ein Bündnis mit den Postkommunisten nicht 
ausgeschlossen, wiewohl auch nicht eigens be-
fürwortet. Die Linke galt vielmehr als „politik-
unfähig“. Nach der Bundestagswahl 2013 propa-
gierte die Partei eigens neue Koalitionsoptionen: 
„Ob uns 2017 neue Koalitionsoptionen offen 
stehen, hängt jedoch nicht allein an uns. Es 
hängt auch daran, „ob die Linkspartei sich ih-
ren Konflikten – gerade in der Außen-, Finanz- 
und Europapolitik – stellt und 2017 nicht nur 
Regierungsfähigkeit vorgibt, sondern es auch 
ernst meint, sowie daran, ob die SPD davon 
abrückt, Koalitionsoptionen mit der Linkspar-
tei auszuschließen.“18 

Die SPD befürwortet in den neuen Bundes-
ländern zwar prinzipiell eine Zusammenarbeit 
mit der Partei, in den alten überlässt sie die 
Entscheidung den Landesverbänden. Doch auf 
Bundesebene wurde eine Kooperation mit ihr 
abgelehnt. Die Linke sei politikunfähig, noch 
nicht im Westen „angekommen“, außenpoli-
tisch unberechenbar und mache unhaltbare 
Versprechen. Ein Hinweis auf die extremisti-
schen Züge bei der Partei Die Linke fehlt in der 
Regel. 

Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel hatte 
vor der Wahl 2013 zwischen einer insgesamt 

konstruktiven Ost-Linken und einer politik-
unfähigen West-Linken offenkundig einen Keil 
zu treiben versucht. Wurde mit dieser Unter-
scheidung indirekt bereits eine andere Strategie 
gegenüber der Partei Die Linke vorbereitet? Die 
SPD trat nach der Bundestagswahl 2013 die 
Flucht nach vorne an – sie zog die Konsequenz 
aus dem Abschneiden der linken Konkurrenz 
bei den letzten drei Bundestagswahlen: Auf ih-
rem Bundesparteitag am 14. November 2013 
verabschiedete sie einen Leitantrag mit dem 
folgenden Kernsatz: „Für die Zukunft schließen 
wir keine Koalition (mit Ausnahme von rechts-
populistischen oder -extremistischen Parteien) 
grundsätzlich aus.“19 Damit hat die SPD – was 
die Bundesebene betrifft – ihre Ablehnung eines 
Regierungsbündnis mit der Linken prinzipiell 
aufgegeben. Doch das kann sich schnell wieder 
ändern, zumal die außenpolitischen Konzepti-
onen stark voneinander abweichen. 

Für Die Linke ist eine Einbeziehung in eine 
Koalition beides: Chance und Risiko gleicher-
maßen. Eine Chance deshalb, weil sie damit 
die Möglichkeit hat, auf Bundesebene mitzure-
gieren, Minister zu stellen und eigene Positio-
nen durchzusetzen. Zudem wird sie damit wei-
ter hoffähig gemacht. Ein Risiko deshalb, weil 
Teile der Partei aus prinzipiellen Gründen eine 
Regierungsbeteiligung im Grunde nicht wollen 
(aus der Angst heraus, dadurch verliere der 
Radikalismus an Kraft, mache sie sich unter 
Umständen überflüssig) und weil die Linke 
„entzaubert“ werden könnte. Wo die Partei 
regierte, brach sie bei der nachfolgenden Wahl 
ein: In Mecklenburg-Vorpommern verlor sie 
2002 8,0 Punkte, in Berlin 2006 9,2 Punkte 
und in Brandenburg 2014 8,6 Punkte. Die Lin-
ke kommentierte den Wandel der SPD eher zu-
rückhaltend. Mit den Worten von Gregor Gysi: 
„Seit 1990 hatte die SPD immer nur ein Ziel: 
Sie wollte uns loswerden. Das ist nicht gelun-
gen. Aber bis zum Beweis des Gegenteils ist die 
Öffnung für Rot-Rot-Grün erst einmal Taktik, 
vielleicht sogar ein vergiftetes Angebot.“20 

 
HALTUNG DES VERFASSUNGSSCHUTZES ZUR  
PARTEI DIE LINKE 

Die Ämter für Verfassungsschutz sind sich 
nicht einig darin, wie sie Die Linke einzuschät-
zen haben. Die Extreme sind Brandenburg und 
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Bayern. Brandenburg hat in seinem Verfas-
sungsschutzbericht noch nie über die PDS, die 
Linkspartei und Die Linke berichtet, Bayern 
hingegen die gesamte PDS, die gesamte Links-
partei und die gesamte Linke stets als extremis-
tisch bezeichnet. Viele Verfassungsschutzämter 
sehen einzelne Strukturen der Partei wegen ver-
fassungsfeindlicher Bestrebungen weiterhin als 
Beobachtungsobjekt an, mehr im Westen als 
im Osten. Die Verfassungsschutzberichte erwäh-
nen offen extremistische Strukturen innerhalb 
der Partei, etwa die Kommunistische Plattform 
oder das Marxistische Forum. Die engen Verbin-
dungen zu kommunistischen Kräften innerhalb 
der Europäischen Linkspartei sind ein zusätzli-
cher Grund für die Aufnahme in die Berichte. 
Es fällt jedoch ein Trend auf: Die Beobachtung 
und damit die Berichterstattung über Die Linke 
lässt nach.21 

Um dies an den Berichten des Bundesamtes 
für Verfassungsschutzes zu zeigen: Die PDS und 
die Linkspartei wurden in den Verfassungs-
schutzberichten stets ausführlich genannt. Mit 
der Gründung der Partei Die Linke ließ die Be-
richterstattung sukzessive nach. Im Verfassungs-
schutzbericht 2007 hieß es zwar noch: „Damit 
bekennt sich die Partei in ihrer Programmatik 
weiterhin zu einer extremistischen Ausrich-
tung.“22 Allerdings fanden sich bereits einige 
relativierende Aussagen, wonach „Ansätze für 
eine Umsetzung des programmatischen Ziels 
der Überwindung der herrschenden Staats- 
und Gesellschaftsordnung nicht zu erkennen“23 
seien.  

Seit dem Verfassungsschutzbericht für das 
Jahr 2012 findet sich nach der DKP, der MLPD, 
dem „GegenStandpunkt“ und den Trotzkisten 
ein Unterkapitel über „‚Offen extremistische 
Strukturen‘ in der Partei Die Linke“: Genannt 
sind die Kommunistische Plattform, die Sozia-
listische Linke, die Arbeitsgemeinschaft Cuba 
Si, das Marxistische Forum, der Gerarer / Sozi-
alistischer Dialog sowie die Antikapitalistische 
Linke.24 Ein übergreifender Teil zur Partei Die 
Linke fehlt. Offenbar werden solche „offen ex-
tremistischen Strukturen“ der Partei als Ganzes 
nicht mehr zugerechnet. Die Antwort auf die 
Frage wäre aufschlussreich, ob der Wandel auf 
die Partei zurückgeht oder auf das gesellschaft-
liche Klima. 

RESÜMEE 
Wer wie Die Linke die „Systemfrage“ stellt, 

lehnt die Grundlagen des Systems prinzipiell 
ab. Eine andere Interpretation ist schwerlich 
möglich. Zwar gilt: Eine Rückkehr zum Realso-
zialismus der DDR ist nicht beabsichtigt. Aber 
bedeutet dies schon eine Hinwendung zum 
demokratischen Verfassungsstaat der Bundes-
republik Deutschland? Wer die Partei beim 
Worte nimmt, kommt nicht umhin, die folgen-
de Aussage zu treffen: Sie erkennt nicht die 
freiheitliche demokratische Grundordnung ohne 
Wenn und Aber an. Die Berufung auf „Demo-
kratie“ besagt demgegenüber wenig, da dieser 
Begriff, längst eine Allerweltsbezeichnung ge-
worden, auch und gerade von Gegnern der 
freiheitlichen Ordnung Verwendung findet. 

Der permanente Hinweis darauf, die PDS 
habe sich bereits im Dezember 1989 vom „Stali-
nismus als System“ losgesagt, verfängt als Argu-
ment für die demokratische Glaubwürdigkeit 
der Partei keineswegs. Denn „Stalinismus“ gilt 
im Verständnis linker Gruppierungen als Perver-
tierung des Kommunismus. Wer ihn ablehnt, 
kann umso mehr für einen neuen Sozialismus 
plädieren; „Stalinismus“ sei, so die Position vie-
ler Repräsentanten der Linken, niemals Sozia-
lismus gewesen. Insofern wohnt diesem Begriff 
eine apologetische Komponente inne. Auch wenn 
die Partei heute überwiegend keine kommunis-
tische Partei mehr ist, gibt es einen Konsens 
über die Ablehnung einer prinzipiellen Kom-
munismuskritik. Sie ist damit weit von einem 
antiextremistischen Demokratieverständnis ent-
fernt.25 Das Plädoyer von Gesine Lötzsch, der 
damaligen Parteivorsitzenden, für „Wege zum 
Kommunismus“,26 veröffentlicht in der links-
extremistischen „jungen Welt“ 2011, spricht 
Bände. 

In der praktischen Politik, und dies steht in 
einem bedeutsamen Spannungsverhältnis zu 
ihrer Ideologie, legt die Partei ein hohes Maß 
an Pragmatismus an den Tag. Vor allem in den 
neuen Bundesländern übernimmt die Verant-
wortung. Sektiererische Tendenzen spielen dort 
eine geringere Rolle. Das Dilemma für Die Linke 
besteht bekanntlich darin: In der Opposition 
kann sie populistisch Stimmung machen und 
viele Wähler an sich ziehen, als Regierungspartei 
ist ihr dieser Weg verwehrt. Ihrer Aufwertung 
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als Regierungspartei stehen – wie erwähnt – 
zugleich beträchtliche Wählerverluste gegen-
über. 

Die Verfechter des demokratischen Verfas-
sungsstaates sollten zweierlei vermeiden: einer-
seits Die Linke stigmatisierend dämonisieren, 
in ihr mehr oder weniger nur eine verkappte 
SED sehen, andererseits sie verharmlosen, und 
zwar in dem Sinne, als handle es sich um „Kin-
derkrankheiten“ einer jungen, ungebärdigen 
Partei. Diese letzte Gefahr scheint größer zu 
sein als die erste. Was Anhänger wie Gegner 
der Partei mitunter nicht wahrhaben wollen, ist 
der Sachverhalt, dass Die Linke zerstritten ist.27 

Im Vergleich zum „harten“ Rechtsextremis-
mus der NPD verficht Die Linke einen „wei-
chen“ Linksextremismus.28 Vor allem bedient 
sie sich populistischer Ressentiments. Insofern 
muss sie die Kritik von Repräsentanten des 
demokratischen Verfassungsstaates ertragen. 
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Organisation, Programmatik, Koalitionsstrategie, 
Wahlergebnis, in: Bilanz der Bundestagswahl 2013. 
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DIE MILITANTE LINKE IN DEUTSCHLAND 

 

Eine Annäherung 
 
 

KARSTEN DUSTIN HOFFMANN ||||| Während Politik und Wissenschaft darüber streiten, ob „Linksex-

tremismus“ ein legitimer Begriff ist, gehen von linken militanten Gruppen nahezu täglich Sachbe-

schädigungen und Körperverletzungen aus. Davon betroffen sind keineswegs nur Rechtsextremisten, 

sondern in vermehrtem Maße auch demokratische Parteien. Die militante Linke wächst und sollte 

daher Thema eines gesellschaftlichen, politischen und wissenschaftlichen Diskurses sein. 

 
 
 

EINLEITUNG 

Linksextremismus ist ein umstrittener Begriff. 
Ob zu Recht oder zu Unrecht soll im Folgen-
den nicht thematisiert werden. Denn offenbar 
ist das Problem der linksmotivierten Übergriffe 
auf Behörden, Organisationen und Andersden-
kende mit dem Extremismusbegriff nicht voll-
ständig zu erfassen: 8.673 linksmotivierte Straf-
taten zählten die Sicherheitsbehörden 2013, 
davon wurden jedoch nur knapp über die Hälfte 
(4.491 Taten) als extremistisch bewertet (dage-
gen knapp 97 % der rechtsmotivierten Delikte).1 
Daher wird in diesem Text nicht von der extre-
mistischen, sondern von der militanten Linken 
die Rede sein – ein Begriff, der im Gegensatz zu 
„extremistisch“ als Selbstbezeichnung in dem 
betreffenden Personenkreis dient. 

In der Wissenschaft spielt die militante Linke 
bisher kaum eine Rolle. Eine Auswertung der 
Bestände der 20 größten deutschen Universitäts-
bibliotheken ergab 2013, dass ungefähr zwölf-
mal so viele Bücher über rechte wie über linke 
antidemokratische Gruppierungen vorhanden 
waren. Von den wenigen Texten über linke 
Strömungen befassten sich wiederum nur etwa 
14 % mit der militanten Linken.2 Wer also ist 
die militante Linke? Aus wie viel Personen setzt 
sie sich zusammen? Welche Gefahren gehen von 
ihr aus? – Diese Fragen blieben bisher unbe-
antwortet, und aufgrund des Mangels an empi-

rischen Arbeiten kann auch dieser Text nur 
als Annäherung an das Phänomen verstanden 
werden. 

 
PERSONENPOTENZIAL 

Der Verfassungsschutz bezifferte die Zahl 
„gewaltbereiter Linksextremisten“ in den ver-
gangenen Jahren mit etwa 7.000 Personen (und 
verzeichnete langfristig einen deutlichen Anstieg). 
Die Zahl der „Linksextremisten“ insgesamt lag 
bei etwa 28.000 Personen.3 Beide Angaben mö-
gen im Hinblick auf die Aufgaben des Verfas-
sungsschutzes zielführend sein. Geht es um die 
politische Bedeutung der militanten Linken, hel-
fen sie nur bedingt. Die Verfassungsschutzämter 
stehen, was die Beobachtung linksorientierter 
Gruppen angeht, unter erheblichem Rechtferti-
gungsdruck und mussten sich für kritische 
Feststellungen schon mehrfach vor Parlamen-
ten und Gerichten erklären.4 Es ist daher davon 
auszugehen, dass zu den genannten knapp 
7.000 Personen tatsächlich auch 7.000 nach-
vollziehbare Personaldatensätze vorliegen. Je-
doch ist die Vorstellung, alle Aktivisten einer 
klandestin operierenden Szene wie der militan-
ten Linken wären den Sicherheitsbehörden be-
kannt, schlicht abwegig. Außerdem stellt sich 
die Frage, ob bei politisch motivierten Gewalt-
tätern eine Unterscheidung von extremistischen 
und nicht-extremistischen Tätern sinnvoll ist. 
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Bei einer Solidaritätskundgebung für das 
Hamburger Autonome Zentrum Rote Flora im 
Dezember 2013 zählte die Polizei ca. 7.300 Teil-
nehmer, davon bis zu 4.700 „gewaltbereite“.5 
Es kam zu den schwersten Ausschreitungen 
seit etwa 20 Jahren. Insgesamt wurden etwa 
170 Beamte verletzt.6 Aber weder alle 7.300 Teil-
nehmer noch alle 4.700 Militanten warfen 
Steine oder prügelten auf Polizisten ein, son-
dern lediglich eine kleine Minderheit. Die Zahl 
derer, die selbst Gewalt anwenden, ist gering. 
Aber es gibt eine sehr viel größere Gruppe von 
Menschen, die sich mit den Straftätern solidari-
sieren. Nicht jeder fühlt sich körperlich oder 
psychisch in der Lage, die direkte Konfrontati-
on mit der Polizei zu suchen, viele scheuen die 
Strafverfolgung oder sorgen sich um ihre spä-
tere Karriere. Trotzdem unterstützen diese Per-
sonen die Gewalttäter, indem sie ihnen einen 
Rückzugsraum in der Masse bieten, indem sie 
Polizeibeamte ablenken oder bei Festnahmen 
behindern. Ohne diesen großen Unterstützer-
kreis könnten die Gewalttäter auf Demonstra-
tionen nicht agieren. Insofern dürfen nicht nur 
diejenigen zur militanten Linken gezählt wer-
den, die selbst Straftaten begehen, sondern 
auch alle Personen, die sich durch ihre Anwe-
senheit oder sympathisierende Äußerungen mit 
linken Straftätern solidarisieren. 

Um wie viele Personen es sich bei diesem 
Personenkreis handelt, weiß niemand genau. 
Es gibt keine Statistik, keine Untersuchungen. 
Es lassen sich lediglich grobe Schätzungen an-
hand von Erfahrungswerten vornehmen. Als 
Basis fungiert im Folgenden die militante Linke 
Hamburgs. Sie gilt als eine der größten derartigen 
Szenen Deutschlands, was vor allem auf die 
hohe Einwohnerzahl im Ballungsraum zurück-
zuführen ist. Aber auch in erheblich kleineren 
Städten wie Leipzig, Freiburg oder Göttingen 
lässt sich ein, auf die Einwohnerzahl betrach-
tet, ähnliches Potenzial beobachten – was sich 
etwa am Aufkommen entsprechender Straftaten 
erkennen lässt.7 

Der Hamburger Verfassungsschutz zählt in 
seinem Bericht 2013 insgesamt 620 „gewaltorien-
tierte Linksextremisten“, relativiert aber gleich-
zeitig, das Mobilisierungspotenzial der Szene 
umfasse „zusätzlich mehrere Hundert Perso-
nen.“8 Tatsächlich liegen die Teilnehmerzahlen 

bei Demonstration erheblich höher als der hier 
angegebene Wert. Im Falle unangekündigter 
polizeilicher Maßnahmen gegen linke Zentren 
oder gegen Einzelpersonen aus der Szene kam 
es in der Vergangenheit in den Abendstunden 
desselben Tages regelmäßig zu unangemelde-
ten Aufzügen mit Teilnehmerzahlen zwischen 
800 und 1.000 Personen. Dabei handelt es sich 
offenbar um den aktivsten, schnell mobilisier-
baren Kern der Szene. Gleichzeitig begannen 
die Aktivisten in den meisten Fällen mit der 
Mobilisierung für eine angemeldete (oder noch 
anzumeldende) Großdemonstration für das 
folgende Wochenende. Bei diesen Kundgebun-
gen wurden Teilnehmerzahlen von 2.000 bis 
3.000 Personen erreicht.9 Dabei handelt es sich – 
den Mobilisierungsaufrufen nach zu urteilen – 
hauptsächlich um Teilnehmer aus der Region. 
Zwar sind bei diesen Demonstrationen auch 
stets kleinere Gruppen aus benachbarten Städ-
ten anwesend, im Hinblick auf die Masse der 
Teilnehmer stellen sie jedoch eine geringe Zahl 
dar. Erst wenn die Szene einige Wochen Zeit 
und ein entsprechendes Thema gefunden hat, ist 
sie in der Lage, bundesweite bzw. internationale 
Großdemonstrationen mit mehr als 5.000 Teil-
nehmern zu organisieren. Die 7.300 Personen, 
die am 21. Dezember 2013 gezählt wurden, 
waren dabei sehr wahrscheinlich nicht das 
potenzielle Maximum. Denn die Räumungsan-
drohung des Hauseigentümers – die als Haupt-
grund für die Mobilisierung galt – basierte auf 
keiner gerichtlichen Entscheidung, was auch 
den Besetzern bewusst gewesen sein muss. Da 
die Teilnahmebereitschaft bei ernsten Räumungs-
szenarien deutlich höher einzustufen ist, sind 
bei Demonstrationen in Großstädten Teilneh-
merzahlen von über 10.000 realistisch. 

Für eine Schätzung des bundesweiten Mo-
bilisierungspotenzials eignet sich die regionale 
Mobilisierungsgröße von 2.000 bis 3.000 Akti-
visten. Unstreitig stellt die Hansestadt eine 
Metropole dar, die Aktivisten aus den umlie-
genden Orten in Niedersachsen und Schleswig-
Holstein einbindet. Daher lässt sich nicht ein-
fach die Einwohnerzahl des Stadtgebiets als 
Grundlage für die Umrechnung nehmen. Realis-
tischer erscheint die Hinzuziehung der Bevöl-
kerungszahl der Metropolregion, welche die 
genannten Randgebiete einschließt und mit 
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derzeit etwa 5 Millionen Einwohnern beziffert 
wird.10 Angenommen, die übrigen Regionen 
der Bundesrepublik wiesen ein ähnliches Mobili-
sierungspotenzial auf, läge die Gesamtzahl mi-
litanter Linker in Deutschland somit zwischen 
30.000 und 40.000 Personen. Dabei handelt es 
sich, wie bereits angedeutet, keineswegs aus-
schließlich um Extremisten und Gewaltbereite 
und ebenfalls nicht allein um Personen, die 
gewohnheitsmäßig Straftaten begehen, sondern 
um Personen, die Gewaltbereite und Straftäter 
vor allem mit legalen Mitteln unterstützen. 

Es gibt Hinweise darauf, dass sich das Per-
sonenpotenzial in den letzten Jahren erhöht 
haben könnte, z. B. der Anstieg der Teilneh-
merzahlen bei Demonstrationen. Diese gehö-
ren zu den wenigen belastbaren Daten, die 
über die linke Szene bekannt sind, denn sie las-
sen sich relativ simpel und ohne Kooperation 
der Betroffenen erheben und im Nachhinein 
anhand von Fotos verifizieren. Bei den größten 
Kundgebungen in Hamburg nach der Jahrtau-
sendwende (anlässlich der Räumung des Bau-
wagenplatzes „Bambule“ 2002/03 und des 
Asia-Europe-Meetings ASEM im Vorfeld des 
G7-Gipfels 2007) wurden lediglich Teilnehmer-
zahlen von bis zu 5.000 Personen erreicht.11 
Die Demonstration vom 21. Dezember 2013 mit 
weit über 7.000 Teilnehmern (die Veranstalter 
sprechen von über 10.000)12 ist daher als großer 
Mobilisierungserfolg der Szene anzusehen. 

Auch die Zahlen von Polizei und Verfas-
sungsschutz deuten auf einen Anstieg. So wuchs 
laut Verfassungsschutz die Zahl „gewaltbereiter 
Linksextremisten“ im Zeitraum von 2005 bis 
2012 um knapp 30 % von 5.500 auf 7.100 Per-
sonen.13 Gleichzeitig verzeichneten die Polizei-
behörden einen deutlichen Anstieg der Straf-
taten. Nach der Polizeistatistik über politisch 
motivierte Kriminalität (KPMD-PMK) waren nach 
der Jahrtausendwende „nur“ 3.500 bis 4.500 
linksmotivierte Straftaten pro Jahr zu verzeich-
nen, von 2009 bis 2012 jedoch zwischen 7.000 
und 9.400 Delikte.14 Allerdings liefern diese 
Zahlen keinen Beleg für das personelle Anwach-
sen linker Szenen, sondern lediglich für eine 
gestiegene Aktionsbereitschaft. Sicher ist dage-
gen, dass das Mobilisierungspotenzial größer ge-
worden und daher auch in Zukunft mit hoher 
Aktivität militanter Gruppen zu rechnen ist. 

IDEOLOGISCHE ZUSAMMENSETZUNG  

Die ideologischen Strömungen im militanten 
Spektrum sind weitgehend bekannt. Ihr klein-
ster gemeinsamer Nenner ist das Streben nach 
Herrschaftsfreiheit. In einem nebulösen gesell-
schaftlichen Endzustand sollen alle Menschen 
gleich an Rechten und Wohlstand sein. Es darf 
keine Polizei geben, keine Abgeordneten, keine 
Gerichte und keine Gesetze, weil all dies mit 
dem Gedanken der Herrschaftsfreiheit unver-
einbar wäre. Unterschiedliche Auffassungen exis-
tieren innerhalb der militanten Linken über die 
Frage, wie dieser Endzustand zu erreichen ist. 
Es haben sich daher verschiedene Strömungen 
herausgebildet. 

Die größte definierbare Gruppe ist nach wie 
vor die der Autonomen. Das Bundesamt für 
Verfassungsschutz ordnete ihnen im vergange-
nen Jahr ca. 6.100 Personen von den insgesamt 
etwa 6.900 „gewaltbereiten Linksextremisten“ 
zu, während die übrigen Strömungen lediglich 
einige Hundert Personen ausmachen.15 Ideolo-
gisch betrachtet gehören die Autonomen zu den 
Anarchisten. Sie setzen auf eine „Freiraumstra-
tegie“, mit der sie einen geographischen Raum 
von allen staatlichen und gesellschaftlichen 
Herrschaftsstrukturen abkoppeln möchten. Ein 
Autonomes Zentrum ist ein Ergebnis dieser Über-
legungen. In diesen oftmals besetzten Häusern 
sollen alternative Gesellschaftsmodelle erdacht, 
erprobt und gelebt werden. Die Zentren agie-
ren im wahrsten Sinne des Wortes autonom. 
Übergeordnete Strukturen gibt es nicht.16 

Anders ist dies bei den Anarchosyndikalis-
ten. Sie zählen zwar ebenfalls zu den Anarchis-
ten. Im Gegensatz zu den Autonomen setzen 
sie jedoch auf internationale gewerkschaftliche 
Strukturen, deren Untergliederungen sie „Syn-
dikate“ nennen. Den gesellschaftlichen Wandel 
wollen sie über Arbeitskämpfe erreichen und 
befürworten dazu (illegale) Streiks, Sabotage 
und organisierten Boykott. Ihre Organisations-
strukturen versetzen Anarchosyndikalisten in 
die Lage, effektiver zu planen als die Autono-
men. Wer etwa einen Blick auf den Aufruf zur 
gewaltsamen Antikapitalismus-Demonstration 
vom 31. März 2012 in Frankfurt am Main wirft, 
wird feststellen, dass die Gruppen größtenteils 
dem anarchosyndikalistischen Spektrum zuzu-
rechnen waren.17 
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Während Autonome und Anarchosyndika-
listen weitgehend konfliktfrei zusammenarbei-
ten, kommt es mit anderen Strömungen immer 
wieder zu Streitigkeiten – vor allem mit den 
Antiimperialisten. Sie stellen ideologisch betrach-
tet eine marxistisch-kommunistische Strömung 
dar, werden jedoch von einigen Landesverfas-
sungsschutzämtern aufgrund ihres Erschei-
nungsbildes den Autonomen zugeordnet. Tat-
sächlich ähneln die jugendlichen „Antiimps“ 
den Autonomen in Bekleidung und Auftreten. 
Jedoch beziehen sich die Antiimperialisten aus-
drücklich auf kommunistische Ideologien und 
Diktaturen und singen vor Demonstrationen 
auch schon mal die „Internationale“. Insofern 
ist es sinnvoll, die Antiimperialisten als eigen-
ständige politische Strömung aufzufassen. Und 
tatsächlich bestehen zwischen ihnen und ande-
ren linken Gruppen häufig unüberbrückbare 
ideologische Differenzen. 

Noch deutlicheren Bezug auf marxistische 
Thesen nehmen die Trotzkisten. Sie setzen im 
Grunde auf die Strategie des „Entrismus“ und 
versuchen, den gesellschaftlichen Wandel über 
Engagement in etablierten linksradikalen Par-
teien und Organisationen zu erreichen. Wie aber 
den Songtexten des trotzkistischen Rappers 
„Holger Burner“ zu entnehmen ist, solidarisie-
ren sich auch Trotzkisten mit Gewalttätern. In 
seinem Text „Ketten zerreißen“ erklärt Burner, 
er wolle „Uzis“ [Maschinenpistolen; Anm. d. 
Red.] verteilen, um „die Chefs aller Banken“ zu 
lynchen, er wolle Nazis „blau“ schlagen und 
Wolfgang Schäuble körperlich misshandeln. 
Zahlenmäßig stellen Trotzkisten im linken Spek-
trum jedoch eine kleine Minderheit dar, ebenso 
wie die Antideutschen. 

Antideutsche fordern, als Konsequenz aus 
dem Nationalsozialismus müsse jede Form deut-
scher Identität zerstört werden. Ihr Spektrum 
ist proisraelisch ausgerichtet, was zu Konflikten 
mit dem übrigen Teil der Szene, vor allem den 
propalästinensischen Antiimperialisten führt. 
Die Mehrheit der militanten Linken lehnt die 
Existenz von Nationalstaaten grundsätzlich ab 
und reagiert daher skeptisch bis feindselig, wenn 
Antideutsche mit Israelfahnen oder Fahnen der 
Alliierten des Zweiten Weltkriegs auf Demons-
trationen erscheinen. Zwischen Antideutschen 
und Antiimperialisten kam es in den vergan-

genen Jahren daher mehrfach zu körperlichen 
Auseinandersetzungen.18 

Autonome, Anarchosyndikalisten, Antiimpe-
rialisten, Antideutsche und Trotzkisten sind die 
fünf ideologischen Hauptströmungen im mili-
tanten Spektrum. Über die Zusammensetzung 
eines militanten Demonstrationszuges lassen sich 
dennoch nur vage Aussagen treffen, denn Mili-
tante füllen keine Fragebögen zu ihren politi-
schen Prämissen aus. Es lassen sich aber auch 
in diesem Bereich Schätzungen vornehmen. Da 
sich die Szene in Hamburg, anders etwa als in 
Berlin, auf vergleichsweise engem Raum zu-
sammenfindet, neigt sie dazu, sich in ihre ideo-
logischen Strömungen aufzuspalten. So gibt es 
mit der Roten Flora nicht nur ein Zentrum der 
Autonomen, sondern ebenso Zentren der Anti-
imperialisten und der Anarchosyndikalisten. 
Laut Verfassungsschutz beläuft sich die Zahl 
der Autonomen in Hamburg zurzeit auf etwa 
470 Personen, die der Antiimperialisten auf ca. 
100 und die der Anarchosyndikalisten (und üb-
rigen Anarchisten) auf ungefähr 50 Personen.19 
Insgesamt lassen sich damit also nur knapp 
600 Personen zuordnen. Es ist folglich davon 
auszugehen, dass sich ein erheblicher Teil der 
Versammlungsteilnehmer nicht in eine der ide-
ologischen Kategorien einordnen lässt, sondern 
sich vielmehr als diffus links versteht. Das dürf-
te zu weiten Teilen auch auf den Personenkreis 
zutreffen, der nach Anlässen wie dem 1. Mai 
oder dem Schanzenviertelfest von Medien und 
Politik als „unpolitische Randalierer“ tituliert 
wird. Trotzdem gilt für diese Personengruppe: 
Selbst wenn für einige der Adrenalinrausch im 
Vordergrund steht, so sind ihre Taten hochpoli-
tisch und sie machen sich durch sie zum Werk-
zeug der ideologisch geprägten Militanten. 

 
BEDROHUNGSPOTENZIAL 

Die Akzeptanz von Gewalt als politischem 
Mittel ist ein wesentlicher Teil des Selbstver-
ständnisses der militanten Linken. Dabei beto-
nen die Akteure, Militanz und Gewalt dürften 
nicht gleichgesetzt werden. Der Begriff „Gewalt“ 
wird ausschließlich verwendet, sofern sich die 
Tat unmittelbar gegen die körperliche Unver-
sehrtheit von Menschen richtet (und nicht 
gegen Eigentum). Unter Militanz verstehen die 
Aktivisten dagegen die politisch motivierte Be-
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reitschaft, gegen Rechtsnormen und gesellschaft-
liche Regeln des menschlichen Miteinanders zu 
verstoßen. Daraus lässt sich allerdings keines-
wegs schließen, dass die militante Linke Gewalt 
gegen Menschen ablehnt. Tatsächlich halten 
die Militanten sie für ein legitimes Mittel der 
Politik und bringen das Thema immer wieder 
in den Szeneforen zur Sprache. Dabei hat sich 
ein inoffizielles Reglement herausgebildet: Ers-
tens soll für eine „verantwortungsvolle Durch-
führung militanter Aktionen“ die „unbedingte 
Nichtgefährdung von Unbeteiligten“20 gewähr-
leistet sein. Zweitens sollen Gewalttaten nicht 
zu schweren Verletzungen oder gar zum Tode 
führen.21 

Allerdings sind diese Regeln keineswegs 
eherne Grundsätze, die von allen Aktivisten zu 
jeder Zeit an jedem Ort beachtet werden. Es 
handelt sich um eine Mehrheitsmeinung, die im-
mer wieder in Frage gestellt wird. Im Frühjahr 
2013 diskutierten etwa die Autoren der Auto-
nomenzeitschrift Interim die Frage, ob Schuss-
waffen gegen politische Gegner eingesetzt wer-
den dürften. Immerhin: Die Mehrheit sprach 
sich dagegen aus.22 Dennoch handelt es sich 
um keinen Einzelfall. Immer wieder zeigt das 
militante Spektrum Tendenzen, verfeindeten 
Gruppen oder Staatsvertretern das Menschsein 
abzusprechen – etwa wenn in Anlehnung an 
Ulrike Meinhof Polizisten als Schweine bezeich-
net werden. Nach der gewalttätigen Demons-
tration vom 21. Dezember 2013 bekannte eine 
Autorengruppe auf dem Portal „Linksunten“: 
„Ein Stoßtrupp Pigs, der durch eine Benzin-
lache rennt und dabei einen Molli fängt, wäre 
aber doch zu schön …“23 Vor allem Antiimpe-
rialisten stellen den Szenekonsens durch ihren 
Verbalradikalismus immer wieder in Frage. So 
posierten Mitglieder der „Roten Szene Hamburg“ 
2012 im Vorfeld einer rechtsextremen Demons-
tration in einem Internetvideo mit Baseball-
schlägern und einer Schusswaffe und erklärten: 
„Die Jagdsaison ist eröffnet!“24 

Die große Mehrheit der Militanten lehnt 
tödliche Aktionsformen in der Theorie ab, in 
der Praxis wird dieser Vorsatz immer wieder 
vergessen. In den vergangenen Jahren gab es 
wiederholt Angriffe, bei denen der Tod des Ge-
genübers billigend in Kauf genommen wurde. 
Im Dezember 2009 wurden bei einem Brand-

anschlag auf die Polizeiwache 16 in Hamburg 
aus nächster Nähe Steine auf unbehelmte Poli-
zeibeamte geworfen.25 Im Januar 2011 kam es 
zu einem Brandanschlag auf eine Polizeiwache 
in Berlin.26 Im Januar 2012 wurde in Magdeburg 
bei Auseinandersetzungen eine Betonplatte aus 
dem 5. Stock auf Polizeibeamte geworfen.27 

Aufmerksamkeit erfährt die Szene vor allem 
durch militante Großdemonstrationen. Aber 
trotz gelegentlicher verbaler Überreaktionen sind 
sich die meisten Aktivisten bewusst, dass sie 
einen revolutionären Umsturz nicht allein über 
den Straßenkampf herbeiführen können. Um 
es mit den Worten eines Aktivisten zu sagen: 
„Ich hoffe, dass klar ist, wenn jemals so ein 
Szenario entstehen würde, dass die Polizei das 
Stadtgebiet verlässt, die Bundeswehr an ihrer 
Stelle zurückkommt.“28 Aber mit „Riots“ können 
die Militanten der Gesellschaft großen finan-
ziellen Schaden zufügen. Sie sind in der Lage, 
einzelne staatliche Projekte zu verhindern und 
nebenbei eignen sich derartige Anlässe, um 
neue Aktivisten zu rekrutieren. 

Während viele gewalttätige Demonstratio-
nen in den Medien thematisiert werden, wird 
vergessen, dass von der militanten Linken auch 
eine permanente Bedrohungslage ausgeht. Im 
ersten Halbjahr 2014 lassen sich allein durch 
Medienrecherche über 300 Anschläge und Über-
griffe ausmachen.29 Dabei dürfte die tatsäch-
liche Zahl weitaus höher liegen. Denn erstens 
werden viele Delikte nicht zur Anzeige ge-
bracht, weil die Betroffenen kein Vertrauen in 
die Polizei haben. Und zweitens werden linke 
Übergriffe in vielen Fällen nicht öffentlich the-
matisiert. Beispielsweise waren im Zuge des 
Europawahlkampfes 2014 knapp 20 Angriffe 
gegen Funktionäre der rechtsextremen NPD zu 
verzeichnen – darunter auch mehrere Körper-
verletzungen und Brandanschläge – berichtet 
wurde nur über einen geringen Teil der Ta-
ten.30 

Keineswegs werden ausschließlich Rechts-
extremisten Opfer derartiger Übergriffe. Weil 
die rechtsextreme Szene in den meisten Groß-
städten kaum Angriffsfläche bietet, erweitert 
die militante Linke ihren Wirkungskreis auf Ak-
teure des demokratischen Spektrums. Während 
des Bundestagswahlkampfs 2013 entwickelte 
sich die Partei „Alternative für Deutschland 
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(AfD)“ zu einem der Hauptziele. Neben Sach-
beschädigungen an Hunderten von Plakaten 
waren auch Angriffe auf Infostände bis hin zu 
einem körperlichen Angriff auf den Vorsitzen-
den während einer öffentlichen Veranstaltung 
zu beklagen.31 Auch die Bundeswehr und Stu-
dentenverbindungen sind häufig von gewalttäti-
gen Aktionen betroffen. Allein bei dem Anschlag 
am 26. Juli 2013 auf die Kaserne in Havelberg / 
Magdeburg, bei dem 16 Fahrzeuge zerstört 
wurden, entstand Sachschaden in zweistelliger 
Millionenhöhe. Der Convent Deutscher Akade-
mikerverbände (CDA) zählte in einer Doku-
mentation allein für das Jahr 2011 insgesamt 
144 Übergriffe auf Studentenverbindungen, 
davon 13 Brandstiftungen.32 Und auch vor Par-
teien wie der SPD und den Grünen machen die 
Militanten nicht mehr Halt. Im ersten Halbjahr 
2014 waren 17 Angriffe auf SPD-Zentralen und 
führende Parteimitglieder zu verzeichnen, dazu 
7 Angriffe auf Parteibüros der Grünen.33 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz ge-
langte bereits 2012 zu dem Schluss, das Gefah-
renpotenzial der militanten Linken sei in quali-
tativer Hinsicht „spürbar angestiegen“.34 Dafür 
lassen sich tatsächlich einige Anhaltspunkte aus-
machen. Gerade im Bereich der verwendeten 
Mittel sind in den vergangenen Jahren gravie-
rende Veränderungen festzustellen. Das gilt et-
wa für die häufig verwendeten „Polen-Böller“: 
Die über das Internet ganzjährig zu beziehen-
den Knallkörper verfügen über ein Vielfaches 
an Sprengkraft der in Deutschland erlaubten 
Silvesterknaller und stellen ein zusätzliches Ri-
siko für Polizisten und politische Gegner dar. 
Auch Laserpointer, mit denen schwere Augen-
verletzungen verursacht werden können, wur-
den bereits vereinzelt auf Demonstrationen 
gegen Polizeibeamte eingesetzt.35 Im Bereich 
der klandestinen Aktionen ist der Einsatz von 
Gasaki-Sprengsätzen als bedrohliche Entwick-
lung einzustufen. Diese Gaskartuschen-Brand-
Sprengsätze werden in Deutschland seit 2009 
von militanten Gruppen genutzt. Entsprechende 
Bau- und Nutzungsanleitungen wurden in den 
Szenezeitschriften „Radikal“ und „Interim“ ver-
öffentlicht.36 Selbst ohne pyrotechnische Kennt-
nisse lässt sich formulieren, dass der Einsatz 
von Gasaki-Sprengsätzen das Risiko schwerster 
Personenschäden birgt. Im Dezember 2013 wur-

den in Göttingen gleich drei dieser Brandsätze 
gelegt, u. a. am Privatfahrzeug eines Polizeibe-
amten.37 

Worauf ist der Anstieg des Gefahrenpoten-
zials zurückzuführen? Die neuen Kommunika-
tionswege verändern die Rahmenbedingungen. 
Während Anleitungen zum Bau von Brandsät-
zen in den Achtzigern nur im Zentrum der Szene 
kursierten, sind sie heute für Jedermann ohne 
großen Aufwand im Internet einzusehen. Ano-
nyme Foren ermöglichen auch den radikalsten 
Gruppen, ihre Thesen zu verbreiten. Militante 
prahlen mit Anschlägen, teilweise liefern sie 
sich auf einschlägigen Internetseiten geradezu 
Wettbewerbe, wer die meisten und effektivsten 
Angriffe ausübt.38 

Auch der Zuwachs an Demonstrationsteil-
nehmern lässt sich zumindest teilweise auf die 
effektive Mobilisierung über das Internet zu-
rückführen. Die militante Linke zeichnete sich 
in der Vergangenheit durch eine starke regionale 
Prägung aus, was vor allem auf die begrenzten 
Kommunikationsmöglichkeiten zurückzuführen 
war. Die Szene war nie technikfeindlich. Jedoch 
überwog die Skepsis, ob das Netz nicht mehr 
Gefahren berge als Nutzen biete. Die intensive 
Nutzung des Internet begann erst sukzessive 
nach der Jahrtausendwende. Zwar ist die lokale 
Szene weiterhin der wichtigste Bezugspunkt, je-
doch stieg mit der Vernetzung die Bereitschaft, 
linke Gruppen in anderen Städten und Staaten 
zu unterstützen. Diese Entwicklung wurde durch 
die Antiglobalisierungsbewegung, die Öffnung 
der europäischen Grenzen, den wirtschaftlichen 
Aufschwung in Mittel- und Osteuropa und die 
Finanzkrisen der letzten Jahre begünstigt. 

 
FAZIT 

Jede politische Bewegung verzeichnet Phasen 
des Aufschwungs und Phasen der Ernüchterung. 
Zum jetzigen Zeitpunkt deutet einiges darauf 
hin, dass es der militanten Linken gelungen ist, 
die Schwächephase der vergangenen Jahre zu 
überwinden und für eine deutliche Zunahme 
ihres Gefahrenpotenzials zu sorgen. Aufgrund 
technischer Neuerungen ist die Szene in der 
Lage, effektiver zu mobilisieren und mehr Ak-
tivisten auf die Straße zu bringen als dies noch 
vor zehn Jahren der Fall war. Ihre Vernetzung 
hat zur Folge, dass sie sich gegenseitig zu drasti-
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scheren Taten ermutigen und die dafür notwen-
digen Mittel ohne großen Aufwand beschaffen 
oder herstellen können. Mit dem Einsatz von 
Gasaki-Sprengsätzen oder Überlegungen zum 
Einsatz von Schusswaffen bewegen sich einzelne 
Gruppen an der Grenze zum Terrorismus. 

Es gibt (noch) keinen Grund für Dramati-
sierungen, denn die Schlagkräftigkeit der mili-
tanten Szene liegt noch weit hinter der der 
Achtzigerjahre zurück. Dennoch wäre es fatal, 
ihr Gefahrenpotenzial zu unterschätzen. Mit 
Anschlägen, Übergriffen und Ausschreitungen 
übt sie bereits heute einen Einfluss auf die poli-
tische Willensbildung aus, der ihr nach demo-
kratischen Maßstäben nicht zusteht. Die mili-
tante Linke stellt einen Faktor im politischen 
System dar, der weder von der Wissenschaft 
noch von Politik und Gesellschaft in ausrei-
chendem Maße Beachtung erfährt. 

 
|||||  DR. KARSTEN DUSTIN HOFFMANN 

Politikwissenschaftler und freier Publizist, 

Hamburg 
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LINKSEXTREMISTISCHE MUSIK 
 
 

ULRIKE MADEST ||||| „Alle Welt redet über rechtsextremistische Musik, doch ist zu wenig das Pendant 

Linksaußen bekannt“1 – so der Politikwissenschaftler Eckhard Jesse. Während über rechtsextre-

mistische Musik eine Reihe von Publikationen vorliegt, mangelt es an Arbeiten zur Musik im links-

extremistischen Bereich. Der Beitrag soll daher das Phänomen linksextremistischer Musik in den 

Blick nehmen.2 

 
 
 

EINLEITENDE BEMERKUNGEN 

Hass-Musik nimmt für die politischen Extre-
mismen eine nicht zu unterschätzende Rolle ein. 
Sie mobilisiert und ideologisiert insbesondere 
junge Menschen, da sie Musik eine große Be-
deutung zumessen. Häufig wird besungen, was 
sich in Gewalt- und Straftaten Bahn bricht. In 
rechtsextremistischer Musik gehören Menschen-
verachtung und Mord- sowie Totschlagphanta-
sien zum Standardrepertoire. Hass-Musik ist 
jedoch nicht dem Rechtsextremismus vorbehal-
ten. Auch im Linksextremismus und Islamismus 
gibt es derartige Musik. Während in sogenann-
ten „Naschids“ Kampf- und Märtyrerhymnen 
dominieren,3 richtet sich linksextremistisch 
motivierte Musik oftmals gegen Polizisten. 

Grundsätzlich ist linksextremistische Musik 
in Deutschland kein neues Phänomen. Parolen, 
die Hass gegen den Staat schüren und Gewalt 
gegen Polizeibeamte verherrlichen, finden sich 
bereits in verschiedenen Musiktexten der 1980er-
Jahre. Während sich in den letzten fünf Jahren 
ein Problembewusstsein in den Sicherheits-
behörden zu dieser Thematik entwickelt hat, 
mangelt es in der Wissenschaft nach wie vor an 
Literatur zu derartiger Musik. Die nachfolgen-
den Ausführungen sind daher als Ergebnisse 
einer ersten Analyse zu betrachten. 

Neben der Definition linksextremistischer 
Musik nimmt der Beitrag Fragen nach Themen-
feldern, Feindbildern und Funktionen in den 
Blick. Leitfrage für die nachfolgenden Betrach-

tungen soll sein: Welche politischen Botschaften 
werden in linksextremistischer Musik wie und 
zu welchem Zweck vermittelt? Abschließend 
werden Thesen mit teils zusammenfassendem, 
teils weiterführenden Charakter formuliert. 

 
DEFINITION LINKSEXTREMISTISCHE MUSIK 

Der Begriff „linksextremistische Musik“ soll 
als Sammelbezeichnung für die Kombination 
von Texten mit linksextremistischen Ideologie-
fragmenten und unterschiedlichen Musikstilen 
definiert werden. Sammelbezeichnung meint: 
Liedtexte derartiger Musik weisen zwar ideolo-
gische Grundelemente des Linksextremismus 
auf, lassen sich aber nicht unbedingt ideolo-
gisch gleichsetzen. 

Um Musik als „linksextremistisch“ bewerten 
zu können, ist der Blick auf den Text wesent-
lich. Erst durch die Texte wird Musik zur links-
extremistischen Musik. Selbstaussagen der Band-
mitglieder oder das Verwenden entsprechender 
Symbole dienen als weitere Indizien für die Ein-
ordnung der Musik. Letztgenanntes gilt insbe-
sondere bei der Thematisierung gleicher Feind-
bilder, wie etwa bei dem Feindbild Polizei in 
rechts- und linksextremistischer Musik. 

Zuordnungsprobleme ergeben sich insbeson-
dere bei Grenzfällen. Hier gilt es zu bewerten, 
ob ein Musikstück lediglich im Rahmen der 
Kunstfreiheit4 politisch provoziert oder bereits 
extremistische Inhalte vermittelt. Mit Blick auf 
dieses Spannungsfeld stellt sich grundsätzlich 
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folgende Frage: Welchen Grad an Extremis-
musintensität müssen Musiktexte erreichen, 
um nicht mehr unter den Schutzschirm der 
künstlerischen Freiheit zu fallen? Nicht jede 
drastische Kritik in Liedtexten kann und soll 
als extremistisch gelten. Kritik ist nicht nur ein 
legitimer, sondern auch notwendiger Bestand-
teil einer freien, pluralistischen und demokrati-
schen Gesellschaft. Um überspitzte Kritik und 
Ironie von extremistischen Ideologieelementen 
zu unterscheiden, ist eine präzise Analyse uner-
lässlich. 

Hierfür mag die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts zu dem Song „Deutschland 
muss sterben“ von „Slime“ aus dem Jahre 2000 
hilfreich sein. Der Hintergrund zu dem Verfah-
ren ist folgender: Das Amtsgericht Tiergarten 
in Berlin verurteilte den Versammlungsleiter 
einer Demonstration im November 1998, da er 
durch Abspielen des Liedes „Deutschland muss 
sterben“ die Bundesrepublik Deutschland und 
seine Symbole verunglimpft habe. In dem Lied 
heißt es: 

 
„Schwarz ist der Himmel und rot ist die Erde,  
gold sind die Hände jener Bonzenschweine,  
doch der Bundesadler stürzt bald ab,  
denn Deutschland, wir tragen Dich zu Grab. 
Wo Faschisten und Multis das Land regiern,  
wo Leben und Umwelt keinen interessieren,  
wo alle Menschen ihr Recht verliern,  
da kann eigentlich nur noch eins passieren:  
Deutschland muß sterben, damit wir leben können. 
[…] 
 
Wo Raketen und Panzer den Frieden sichern,  
AKW's und Computer das Leben verbessern,  
bewaffnete Roboter überall,  
doch Deutschland, wir bringen Dich zu Fall.  
[…] 
 
Deutschland verrecke, damit wir leben können, 
Deutschland!“5 

 
Das Bundesverfassungsgericht urteilte zu 

diesem Lied wie folgt: „[Das Amtsgericht Tier-
garten hebt] undifferenziert auf den ‚zu Gehör 
gebrachten Wortlaut des inkriminierten Liedes‘ 
ab, ‚welcher unmissverständlich zum Ausdruck‘ 
bringe‚ ‚dass sich eine Besserung der Lage für 

die Staatsbürger nur durch eine Vernichtung des 
Staatssystems der Bundesrepublik Deutschland 
erreichen lassen soll‘. Diese Interpretation wird 
dem satirischen, verfremdenden und metapho-
rischen Gehalt des Werks jedoch nicht gerecht. 
Bei dem Lied ‚Deutschland muss sterben‘ han-
delt es sich erkennbar um eine plakative, dras-
tische Kritik mit satirischem Einschlag an ge-
sellschaftlichen und politischen Zuständen in 
Deutschland.“6 

Aufgrund verfehlter Interpretation des Liedes 
„Deutschland muss sterben“ hebt das Bundes-
verfassungsgericht den Beschluss des Kammer-
gerichts und die Urteile des Landgerichts und 
des Amtsgerichts auf. Mit Blick auf die Grenze 
der Kunstfreiheit weist das Bundesverfassungs-
gericht zudem auf folgendes hin: „Eine Gefähr-
dung des Bestandes der rechtsstaatlich verfassten 
Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland 
kann zwar […] grundsätzlich eine Einschrän-
kung der Kunstfreiheit rechtfertigen. Ob aber, 
wie das Amtsgericht meint, die ihr gebührende 
Achtung der Bürger bereits durch das einmalige 
Abspielen eines dreiminütigen Liedes vor 50 Ver-
sammlungsteilnehmern, die offensichtlich durch-
weg das Lied bereits kannten und mitsangen, 
ausgehöhlt und untergraben werden kann, er-
scheint zumindest zweifelhaft.“7 

 
THEMENFELDER 

In den gesichteten linksextremistischen Mu-
siktexten liegt der Schwerpunkt auf den The-
menfeldern Antirepression, Antifaschismus und 
Antistaatlichkeit. Antimilitarismus, Antikapita-
lismus, Antiglobalisierung und antideutsche In-
halte spielen hingegen eine untergeordnete Rolle. 
Im Bereich Antirepression gerät die Polizei als 
Repräsentant des vermeintlichen Repressions-
apparates ins Visier von Linksextremisten. Dies 
schlägt sich in einer Vielzahl von Texten nieder, 
in den Polizisten entwürdigt und entrechtet 
werden. Oftmals wird zu Gewalt aufgerufen 
und die Parole „A.C.A.B.“, was für „All cops 
are bastards“ steht, skandiert. Antifaschismus 
dominiert neben Antirepression als weiteres 
Themenfeld. Nicht nur tatsächliche, sondern 
auch vermeintliche „Nazis“ werden in den Tex-
ten als politische Gegner ausgemacht. Die Feind-
schaft reicht von Hass bis zur Propagierung 
von Gewalt. Texte im Bereich Antistaatlichkeit 



L I N K S E X T R E M I S T I S C H E  M U S I K  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 5     37 

gehen zumeist mit dem Ziel einher, den Staat 
auf revolutionärem oder gewalttätigem Weg zu 
beseitigen, wie etwa bei dem Lied „Kein Gere-
de“ von „WIZO“: 

 
„Kein Gerede nur die Tat, 
stoppt den skrupellosen Staat. 
Strommast sägen, Bomben legen, 
ab und zu ein Attentat. 
Sprengt die Knäste. 
Sprengt Paläste. 
Sprengt die Schweine in die Luft. 
Sprengt die Banken. 
Sprengt die Schranken. 
Jagt die Bonzen in die Flucht. 
 
Nehmt euch, was sie euch genommen. 
Nehmt euch das, was euch gehört. 
Macht kaputt, was euch kaputt macht. 
Macht kaputt, was euch zerstört. 
 
Noch ein Aufruf zur Revolte. 
Noch ein Aufruf zur Gewalt. 
Viel zu lange gab's Unterdrückung. 
Steinigt diesen Staat! 
 
Eine Revolution für den Frieden und die Freiheit. 
Eine Revolution für die Anarchie. 
Einen Kampf der Unterdrückung, einem Kampf 
dem System, 
einen Kampf für die Anarchie!“8 

 
Gewalt fungiert hier als ein legitimes Mittel 

auf dem Weg zur Anarchie. Zudem gibt die 
Gruppe nicht nur unmissverständlich zu verste-
hen, dass sie jegliche staatliche Ordnungsformen 
ablehnt, sondern auch für welche Gesellschafts-
form sie eintritt, nämlich für eine anarchistische. 
Insofern fungiert das Lied auch als Beispiel 
dafür, dass sich in linksextremistischer Musik 
nicht nur Themenfelder mit Anti-Positionen, 
sondern auch mit Pro-Positionen finden – ob-
gleich Erstgenannte deutlich dominieren. 

Als historisches Leit- und Vorbild besingen 
Musiker häufig den revolutionären Kampf der 
Roten Armee Fraktion gegen das politische Sys-
tem. So verklärt der bayrische Rapper „Cru-
ment“ in seinem Lied „Ulrike“ Meinhof zu einer 
Heldin im Kampf gegen den verhassten Unter-
drückungsapparat: 

„Sie war seit Rosa Luxemburg die stärkste Frau. 
Sie hatte Liebe, Ethik, aber Härte auch. 
Sie war ein Kriegskind, aufgewachsen im  
Faschismus. 
Doch sie lernte früh, dass man dagegen etwas 
tun muss. 
Sie sah Leid, Elend durch Diktatur geschaffen. 
Sie wollte reden, ach hätte man sie nur gelassen. 
In Zeiten, wo die Menschen blind waren, hat sie 
alles gesehen. 
Kapital und Armut, sie hat alles erlebt. 
Gegen Militanz, aber keine Pazifistin. 
Denn den Widerstand der Unterdrückung fand 
sie immer wichtig. 
Früh politisiert, demonstrierte gegen Aufrüstung. 
Im Herzen Schwester von […] besser denn je. 
Sie fing an zu schreiben, KPD und konkret. 
Sie hat sich nach einem erfüllten Leben gesehnt. 
Krieg in Vietnam, Ohnesorg und Polizeistaat. 
Ich schrei Ulrike, der Kampf geht weiter! 
 
Ulrike, dieses Lied ist für dich. 
34 Jahre tot, doch du bist nicht vergessen. 
Die Welt geht zugrunde. 
Glaub mir, wir brauchen dich hier. 
 
Hass gegen das System und zwar unendlich. 
Faschistische Regierungen, jap, es war  
unmenschlich. 
Profit überwiegt der Liebe zu den Mitmenschen. 
68er-Revolution, sie wollte mitkämpfen. 
Überzeugt, dass das Land 'ne Veränderung 
braucht. 
Doch sie wusste früh, sie endet im Bau. 
Andis Befreiung war der Start in ihr neues Leben. 
Denn statt Angst gab es nur Freudetränen. 
[…] die Feinde des Volkes. 
Anti-US-Hegemonie, sie wurde deutlich. 
Dann der tote Trakt. 
Dieser scheißt Staat hat sie misshandelt bis sie 
[…] gab. 
Man wollte sie brechen, doch sie war zu stark. 
Hungerstreik hat fast nie was gebracht. 
Stammheim, gefoltert und ermordet durch den 
Polizeistaat. 
Ich schrei Ulrike, der Kampf geht weiter!“9 

 
In dem Text werden die politische Entwick-

lung von Ulrike Meinhof und die von ihr ver-
übten Verbrechen verherrlicht. Damit legitimiert 
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der Rapper zugleich den RAF-Terrorismus, um 
gegen den vermeintlichen Repressionsapparat 
zu kämpfen. Zudem findet sich in dem Text die 
Verschwörungsphantasie wieder, der vermeint-
liche Polizeistaat sei für den Tod von Meinhof 
im Stammheimer Gefängnis verantwortlich. 

 
FEINDBILDER 

In den gesichteten linksextremistischen Mu-
siktexten dominieren die Feindbilder Polizisten 
und Rechtsextremisten. Die negativen Vorur-
teile über Polizeibeamte lassen sich in drei Nar-
rative bündeln. Erstens: Die Polizei steht in den 
Liedtexten für Repression und „Bullengewalt“. 
Damit ist der Vorwurf verbunden, Polizisten 
seien extrem gewalttätig und machtmissbrau-
chend. In den Texten verschiedener Musik-
gruppen mit linksextremistischen Bezügen heißt 
es etwa: „Ohne Skrupel macht ihr Menschen 
kalt. Knüppel raus – Gewaltbereit […] Bullen-
terror Tag und Nacht“;10 „Argumente hat er 
nicht, führt den Knüppel ins Gesicht. Ja das ist 
der Mann in grün, der böse Polizist“11 und 
„Bullen ficken mich, entziehen mir jede Lebens-
grundlage. Was würdet ihr tun, wenn ich euch 
ohne Grund schlage“.12 In den Beispielen wer-
den die Polizisten zu Verbrechern umgedeutet: 
Sie stehen nicht länger als „Freund und Helfer“ 
für den Schutz des Einzelnen ein, sondern ver-
ursachen „Bullenterror“. 

Zweitens: In einem weiteren Narrativ glau-
ben die Musiker, Polizeibeamte als „Faschisten“ 
oder „Nazis“ zu entlarven bzw. in die Tradition 
der SA und SS stellen zu können. Das „Nazi“-
Feindbild verschmilzt mit dem Feindbild Poli-
zei und potenziert dieses zugleich. So heißt es 
etwa bei den Punk-Bands „Dödelhaie“ und 
„Slime“: „Früher waren es die Juden, du hast 
sie gejagt im KZ. Damals warst du bei der SS. 
Heute bist du Polizist“13 und „Ihr lieben Poli-
zisten in der BRD. Ich will euch mal was sagen, 
hört mal alle her. Ihr seid moderne Nazis, das 
steht für uns fest […] Jedesmal, wenn 'ne Demo 
ist, gebt ihr uns was drauf. Aber den Faschisten 
laßt ihr freien Lauf. Baader, Meinhof hingerich-
tet im Stammheimer KZ. Polizei SA-SS, immer 
hilfsbereit und immer nett“.14 Obgleich der 
„NS-Vergleich“ Kritik an die bis in die 1970er-
Jahre bestehenden personellen Kontinuitäten 
in Polizeibehörden15 üben soll und damit ein 

über lange Zeit bestehendes Tabu anspricht, 
bleibt der Vergleich inhaltlich unangemessen.16 
Denn wer „Linke“ als Opfer eines vermeintli-
chen „polizeilichen Faschismus“ in Tradition 
des deutschen Nationalsozialismus besingt, setzt 
sie mit den Opfern des Holocausts gleich. Wer 
eine solche Gleichsetzung wagt, ist mit dem 
Vorwurf konfrontiert, den Holocaust zu relati-
vieren. 

Daneben geht das Narrativ des „Nazi-Poli-
zisten“ mit der Perzeption eines faschistischen 
Staates einher. Die Demokratie sei lediglich 
eine Maske, hinter der sich die „faschistische 
Fratze“ verberge. In der Wahrnehmung von 
Linksextremisten wendet die Polizei daher ihre 
Zwangsmittel nur gegen „Linke“ ein, während 
Rechtsextremisten vorsätzlich verschont bleiben. 
Insofern bestehe kein Zweifel an der oft propa-
gierten Losung: „Deutsche Polizisten schützen 
die Faschisten.“ Diese Vorstellung findet sich 
auch in dem Lied „Mein Hass“ von „Boykott“ 
wieder: 

 
„Mein Hass schlägt euch entgegen. 
Soll kommen was will, ich werd' nicht mit euch 
reden. 
[…] dennoch verzweifelt und machtlos. 
Steine fliegen gegen prügelnde Machos. 
Der Druck im Kessel, die Schmerzen der Fessel. 
Der Nazi marschiert […] Ey, was los, ich werd' 
hier nicht alt. 
Deutschland deckt immer noch rechte Gewalt. 
Ich bin nicht frei von Angst oder frei von Sorgen. 
In Kleingruppen fahren sie durch's ganze Land  
und morden, gedeckt vom VS und keiner will's 
gewusst haben. 
Ihre Opfer landen in kriminellen Schubladen. 
Ein Land vom Faschismus traumatisiert. 
Nicht nur ich hab gewusst, dass wieder was  
passiert. 
Vertuscht, verschleiert, Problem minimiert. 
Nazis töten, wir sehen immer noch was passiert. 
Und was hat sich geändert? 
Sie werden immer noch von blutrünstigen  
Hundertschaften durch die Städte eskortiert. 
Und der Staat schöpft sein Gewaltmonopol aus,  
um den Nazis ein freies Geleit zu ermöglichen. 
 
Ganz Hamburg hasst die Polizei! 
Ganz Berlin hasst die Polizei! 
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Die ganze Republik hasst die Polizei! 
Wir haben euch was mitgebracht:  
Hass, Hass, Hass!  
 
Mein Hass bringt mich immer weiter nach vorn. 
Zu viele haben schon ihre Freiheit verloren. 
Mein Hass wird unbändig, unmenschlich,  
unendlich. 
Ich habe Hass auf die Heuchelei. 
Nazis bei der Polizei, 
bestialisch prügelnd machen sie die Wege frei. 
Alle haben's gesehen und jeder hat's gewusst. 
[…] Hass liegt in der Luft. 
Hass, Wut, Trauer im Nachhinein.  
Immer in die Fresse rein. 
Verdammt noch mal das kann nicht sein! 
Ich steh für den Frieden hier  
und mich boxt das Bullenschwein! 
Du hättest dich verweigern können, 
also musst du ein Nazi sein.“17 

 
Auch in diesem Text findet sich der Faschis-

musvorwurf gegen staatliche Strukturen wieder. 
Die Aufdeckung der NSU-Serienmorde wird 
zudem als Beweis für die antifaschistische These 
angeführt, faschistische Bestrebungen würden 
von Staat und Sicherheitsbehörden gedeckt und 
toleriert. Der Verfassungsschutz hätte daher 
versucht, die Morde absichtlich vertuschen zu 
wollen. 

Drittens: In einigen Texten werden Polizisten 
lediglich als „Marionetten“ für ein politisches 
System gedeutet, gegen das sich Musiker mit 
linksextremistischen Bezügen wenden. Dieses 
Narrativ spiegelt sich auch in der Aussage von 
dem Sänger der Punk-Band „Slime“ wieder, in 
der er Polizisten als „schlecht bezahlte Erfül-
lungsgehilfen“18 bezeichnet, für ein System, wel-
ches er ablehne. In den Liedtexten werden die 
Beamten von Politikern instrumentalisiert, um 
ihre Interessen durchzusetzen. Sie seien ihre 
„Schachfiguren“,19 ihr „Mittel zum Zweck“20 
und damit „Opfer der Bonzen“. In dem Lied 
„Hey Bulle“ von der Gruppe „Die Zusamm-
Rottung“ heißt es etwa:  
 
„Hey Bulle, hör mal zu […]  
Den Bonzen ist egal, was mit dir passiert.  
Die sind nur interessiert an Macht und Profit […] 
Du weißt ganz genau, dass du die Bonzen schützt.  

Drum rechne nie mit Milde  
[…] denn wer Bonzen schützt, der braucht, was 
auf die Fresse.“21 
 

Rechtsextremisten werden in den Texten 
mit linksextremistischen Bezügen häufig als 
„Nazis“ oder „Faschoschweine“ bezeichnet und 
als dumm sowie gewalttätig charakterisiert. Im 
Gegensatz zum Feindbild Repräsentanten des 
Staates werden Begründungen für die Antizipa-
tion mit dem Negativen lediglich fragmentarisch 
genannt. Dies mag mit der gesellschaftlichen 
Isolation und Ächtung des Rechtsextremismus 
zusammenhängen, so dass es kaum Begründung 
für den Widerstand gegen ihn bedarf. 

In linksextremistischer Musik findet sich 
der Stein-, Flaschen- und „Molli“-Wurf aus der 
Distanz als häufige Form der Gewalt gegen die 
ausgemachten Feinde. Wer das Werfen von 
(brennenden) Gegenständen in Richtung der 
Polizeibeamten besingt, nimmt das Risiko von 
lebensbedrohlichen Verletzungen in Kauf. Als 
Beispiel hierfür kann das Lied „Gewalt“ von der 
bayrischen Gruppe „Kurzer Prozess“ dienen: 

 
„Das ist Gewalt gegen Gewalt […]  
Und ob es du glaubst oder nicht, aber ich finde 
Gewalt zum Kotzen. 
Bin der friedlebendste Mensch, aber ich wehre 
mich trotzdem. 
In unserem Kampf geht's um Freiheit und  
Frieden verdammt. 
Doch gegen Panzer und Gewehre kommt die 
Liebe nicht an. 
Das heißt: Die Militanz des Widerstands lässt 
sich nicht vermeiden. 
Doch die Kriege widern mich an, ich kämpf für 
bessere Zeiten. 
Check: Gewalt ist ein Mittel, niemals Zweck 
oder reiner Spaß. 
Denn von brausenden Primaten hat letztendlich 
keiner was. 
Also zeig was du hast […] 
Entweder feige oder krass 
ich hab die Scheiße so satt. 
Aber: Ich verteidige mich dann,  
wenn Nazi-Schweine meinen ich passe nicht rein 
in dieses Land. 
Ich nehm auch Steine in die Hand, wenn man es 
nicht vermeiden kann. 



U L R I K E  M A D E S T  

40    A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 5  

Doch bleibt es meistens nur ein Zeichen. 
Zeigt ihr seid nicht einverstanden. 
Legitimes Mittel, aber traurig, dass wir es  
trotzdem brauchen. 
Leute, passt gut auf und verliert euer Ziel nicht 
aus den Augen.“22 

 
Die Verfasser rechtfertigen Gewalt als Ge-

gengewalt. Sie ist ein abwehrend-reaktives und 
damit legitimes Mittel. Gewalt aus Lust reicht 
für die Musiker ausdrücklich nicht aus. Dane-
ben weist die Begründung für Gewalt einen 
äußerst dünnen politisch-ideologischen Gehalt 
auf. Es bleibt unklar, welches konkrete politi-
sche Ziel mit der propagierten Gegengewalt er-
reicht werden soll. 

Seltener finden sich Texte, die in martiali-
scher Weise die Folgen nach dem Wurf eines 
Molotow-Cocktails beschreiben, wie etwa bei 
der Punk-Band „SPN-X“: „Mollis und Dynamit 
nehm ich in meinem Beutel mit und mach 
mich damit auf zum Revier. Bullen brennen 
lichterloh. Alle feiern und sind froh.“23 Zusätz-
lich existieren Liedtexte, die Gewalt im direk-
ten Angesicht mit dem Feind propagieren oder 
die Auswirkungen der Gewaltanwendungen 
beschreiben, aber nicht näher auf die Art und 
Weise eingehen, wie etwa bei den Bands „Pest-
pocken“ oder „DieVisitor“: „Rottet euch zu-
sammen und tretet ihnen die Fressen breit […] 
Selbstjustiz, Selbstjustiz – Schlagt zu und ge-
nießt, wie das Blut der Faschoschweine in den 
Rindstein fließt“24 und „All cops are bastards. 
Scheiß Bullenpack. Dein Blut fließt über den 
Asphalt. Deine Kollegen mach ich auch noch 
kalt.“25 In der Gesamtbetrachtung der gesichte-
ten Liedtexte überwiegt jedoch das Werfen von 
Gegenständen aus der Distanz in Richtung des 
Feindes gegenüber der direkten Gewaltanwen-
dung im Angesicht des Feindes. 

 
FUNKTIONEN 

Für den linksextremistischen Bereich erfüllt 
der Ideologietransport durch das Medium Mu-
sik eine wichtige Funktion für die Gewinnung 
neuer Anhänger (Rekrutierungsfunktion). „Hol-
ger Burner“, der seinen Hip-Hop als „Propa-
gandarap“26 bezeichnet und Texte wie „Ich will 
Uzis verteilen von Hamburg bis München mit 
dem Aufruf die Chefs aller Banken zu lyn-

chen“27 in seinem Repertoire hat, betont die 
ideologische Vermittlung durch seine Musik: 
Etwas Besseres, als Kämpfe mit seiner Musik zu 
unterstützen, könne es nicht geben.28 Daneben 
versuchen Linksextremisten auch mit sogenann-
ten Schulhof-CDs, Jugendliche anzusprechen. 
Im Jahre 2007 vertrieb die Sozialistische Deut-
sche Arbeiterjugend (SDAJ) eine „Rote Schul-
hof-CD“ als Gegenreaktion auf das Schulhof-
CD Projekt der NPD. Damit wollte sie die 
„kulturelle Hegemonie auf deutschen Schul-
höfen nicht den Rechten […] überlassen“.29 
Zudem bot sie an, Jugendliche könnten „die 
unbedacht angenommene NPD-Scheibe gegen 
die Scheibe der SDAJ eintauschen“.30 Neben 
Liedern der kommunistischen Arbeiterbewegung 
der 1930er-Jahre und der Hymne der Freien 
Deutschen Jugend in der DDR fanden sich 
Liedtexte, welche die Oktoberrevolution als ein 
positives historisches Ereignis herausstellten.31 
Tobias Höfler, damaliger Landesvorsitzender 
der SDAJ in Bayern, stellte die Botschaft der 
Schulhof-CD wie folgt dar: „Unsere CD steht 
dafür […], solidarisch zu handeln, sich zu or-
ganisieren und gemeinsam für eine andere Ge-
sellschaft – den Sozialismus – einzutreten.“32 
Die Sampler „Bundeswehrfreie Zone“33 und 
„Bundeswehr raus aus den Schulen“34 können 
als weitere Schulhof-CDs aus dem linksextre-
mistischen Spektrum angeführt werden. 

Neben der Ideologievermittlung lässt sich 
mit dem Verkauf von Musik auch Geld für 
linksextremistische Organisationen und Projek-
te sammeln (Finanzierungsfunktion). Im Jahre 
2011 geschah dies zum Beispiel für die links-
extremistische Gefangenenhilfsorganisation 
„Rote Hilfe“. Der Erlös aus einem CD-Sampler 
kam laut eigener Aussage zu 100 % der „Roten 
Hilfe“ zugute.35 Wenn keine konkreten Orga-
nisationen und Projekte mit dem Erlös durch 
den Musikverkauf unterstützt werden sollen, 
lehnen Musiker mit Bezügen zum Linksextre-
mismus in der Regel den kommerziellen Handel 
ab. Aufgrund ihrer antikapitalistischen Haltung 
stellen sie ihre Musik zumeist kostenlos im In-
ternet zur Verfügung oder sie bieten den Erwerb 
ihrer CD für einen geringen Preis an. 

Darüber hinaus eignet sich linksextremisti-
sche Musik auch dazu, die eigenen Anhänger 
zu mobilisieren, wie zum Beispiel vor einem 
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Neonazi-Aufmarsch (Mobilisierungsfunktion). 
Dafür werden im Vorfeld nicht selten auch so-
genannte „Mobi-Clips“ für Videoplattformen 
im Internet angefertigt, die zumeist mit einem 
entsprechenden Lied unterlegt sind. 

 
ABSCHLUSSTHESEN 

Erstens: Der Begriff linksextremistische Mu-
sik meint eine Sammelbezeichnung für linksex-
tremistische Texte mit unterschiedlichen Mu-
sikstilen. Erst durch die Texte wird die Musik 
zu linksextremistischer Musik. Die Musiktexte 
weisen unterschiedliche Grade an Extremis-
musintensität auf. Grundsätzlich gilt: Gewalt-
auffordernde Texte gegen Personen und Sachen 
weisen einen höheren Grad an Extremismus-
intensität auf als Texte, die Hass gegen den 
demokratischen Verfassungsstaat schüren. 

Zweitens: Ein Grund für die zögerliche Be-
schäftigung mit linksextremistischer Musik mag 
folgender sein: Wer sich mit linksextremisti-
scher Musik beschäftigt, ist mit dem Vorwurf 
konfrontiert, rechtsextremistische Musik und 
der in ihr enthaltenen Mord- und Totschlag-
phantasien zu verharmlosen. Solche Vorwürfe 
sind hanebüchen. Wer auf Gewaltaufrufe gegen 
bestimmte Personengruppen in linksextremisti-
scher Musik hinweist, ignoriert weder das Pen-
dant im rechtsextremistischen noch im islamis-
tischen Bereich. 

Drittens: Feindbildkonstruktionen spielen bei 
linksextremistischer Musik eine wichtige Rolle. 
Sie dienen unter anderem dazu, Identität zu 
stiften, das Zusammengehörigkeitsgefühl zu stei-
gern, Anhänger zu mobilisieren und den Feind 
als „das Böse“ schlechthin zu stigmatisieren. Die 
Feindbilder Polizei und „Nazis“ dominieren in 
linksextremistischen Musiktexten. Dehumani-
sierende Vergleiche, wie etwa „Bullenschwein“ 
oder „Nazischwein“, tragen zudem dazu bei, 
den Feind zu entmenschlichen und die Hemm-
schwelle für Gewaltanwendung stark zu senken. 
Aufgrund der tragenden Rolle von Feindbil-
dern scheint es Linksextremisten grundsätzlich 
leichter zu fallen, „Anti-“ anstelle von „Pro-
Positionen“ zu formulieren. Sie können zwar 
genau sagen, was sie ablehnen, nicht aber, für 
was sie einstehen. 

Viertens: Das Feindbild Polizei geht in 
links- und rechtsextremistischer Musik häufig 

mit Verschwörungsphantasien einher. Während 
Rechtsextremisten glauben, eine Zusammenar-
beit zwischen Polizei und linken Kräften zu er-
kennen, meinen Linksextremisten, Polizisten als 
„Faschisten“ zu enttarnen. Insofern schwächt 
das auf beiden Seiten bestehende Feindbild Poli-
zei nicht die Feindschaft zwischen Rechts- und 
Linksextremisten ab. Vielmehr versuchen beide 
Seiten, das Feindbild Polizei so zu konstruie-
ren, dass sie den jeweiligen politischen Feind 
schützen wolle oder gar mit ihm „unter einer 
Decke stecke“. 

Fünftens: Wie gut eignet sich Musik, um 
linksextremistische Inhalte zu transportieren? 
Der Weg über Musik kann ein effektives Mittel 
zur Ideologievermittlung insbesondere bei Ju-
gendlichen sein. Dennoch ist die Wirkung von 
linksextremistischer Musik stark kontextab-
hängig. So scheint der Zugang zur linksextre-
mistischen Szene durch Musik auf Konzerten 
oder auf Feiern wahrscheinlicher, wenn direk-
ter Kontakt zu Szenenmitgliedern besteht. 

 
|||||  ULRIKE MADEST M.A. 

Promotionsstipendiatin der Hanns-Seidel-Stiftung 
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DIE LINKSEXTREMISTISCHE SZENE IN BAYERN 
 
 

ANDREAS M. VOLLMER ||||| Linksextremismus zu analysieren erfordert Mut: in Bayern weniger als 

anderswo. Der Pranger der Blindheit auf dem rechten Auge wird gern errichtet, dabei erfährt der 

Kommunismus in Teilen der Gesellschaft eine Renaissance.1 Organisierte und autonome Linksextremis-

ten stehen näher zusammen denn je. Beim G7-Gipfel 2015 liegt der Focus auf der Gefahrenabwehr, in 

diesem Beitrag auf einer Gesamtbetrachtung. 
 
 
 

ORGANISIERTES LINKSEXTREMISTISCHES  

SPEKTRUM 

Mit dem Ende der kommunistischen Ära 
1989/90 schien das Schicksal des Linksextremis-
mus besiegelt. Der Verfall der Deutschen Kom-
munistischen Partei (DKP) und das jahrzehnte-
lange Scheitern der Westetablierung der Partei 
des demokratischen Sozialismus (PDS) nährten 
diese Sicht. So war die DKP nie etabliert, wenn-
gleich sie lokale Hochburgen hatte. Die PDS 
reüssierte nur in Ostdeutschland, repräsentierte 
dort alte Eliten und nicht wenige, die sich als 
Verlierer der Einheit Deutschlands sahen. In 
Bayern spielten DKP und PDS nach ihren Wahl-
ergebnissen nie eine Rolle; sie waren männer-
dominiert, mitgliederschwach und überaltert. 
Die orthodoxen Linksextremisten schienen in 
die Jahre gekommen, öffentlich kaum bekannt 
und durch interne dogmatische Debatten ge-
bunden. Das Schmoren im eigenen Saft ersparte 
innere Modernisierungen und führte zu Abgren-
zungen gegenüber Mitbewerbern. 

Allerdings blüht heute in Bayern die Bünd-
nisarbeit auf, wo mediale Ereignisse – wie Anti-
kriegstag, Maifeierlichkeiten, Ostermärsche und 
Proteste gegen rechtsextreme Aufzüge / Konzer-
te sowie gegen die jährliche „NATO-Sicher-
heitskonferenz“ – linksextreme Akteure auf 
den Plan rufen. Sie wollen ideologische Vorstel-
lung wie Antiimperialismus, Antimilitarismus 
oder Antifaschismus (im Sinne der Vorstellung, 
Deutschland bzw. Bayern sei auf dem Weg zum 
„faschistischen Staat“) in die „linke Mitte“ der 

Gesellschaft transportieren. Mitunter erreichen 
sie so damit sogar demokratische Organisatio-
nen. 

Diese Bündnisstrategie ermöglicht eine öf-
fentliche Wahrnehmung, gerade wenn gemein-
sam mit demokratischen Vereinigungen und Par-
teien Proteste gegen Rechtsextremisten durch-
geführt werden. Die Suche nach potenziellen 
Unterstützern im links-demokratischen Spek-
trum und die Zusammenarbeit mit diesen füh-
ren günstigenfalls zu neuen Mitgliedern. 

Zudem sind Bekenntnisse zum Kommunismus 
wie 2011 von der Vorsitzenden der Partei Die 
Linke2 oder Auftritte von Sahra Wagenknecht 
im Fernsehen Mosaiksteine in der Renaissance 
des orthodoxen Kommunismus. Aufrufe links-
extremer Organisationen zeigen vermehrt mar-
xistisch-leninistische Ideologiefragmente und 
„Kapital-Lesekreise“ gedeihen prächtig. Der 
Verfassungsschutz rechnet 2013 bundesweit 
31.800 Personen (in Bayern 3.560) dem Links-
extremismus zu. Von drei Vorstellungen ist Ab-
schied zu nehmen. Erstens: Die postmoderne 
Gesellschaft führt in der orthodoxen Linken 
nicht zu einer (unzureichenden) Bindungs- und 
Kooperationsunfähigkeit. Zweitens: Die Über-
alterung ist ein Mythos, keine der an „Vergrei-
sung“ leidenden Organisationen wurde alters-
bedingt geschlossen. Drittens: Die Trennung 
zwischen organisiertem und nicht-organisiertem 
Linksextremismus wird weiter aufgeweicht. 
Foren und soziale Medien im Internet forcieren 
die fortschreitende Vernetzung. 
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Partei Die Linke  

(vormals Linkspartei bzw. PDS) 

Die Linke bleibt ein spannendes Forschungs-
feld,3 die Einschätzung der Partei reicht von 
demokratisch, teil-extremistisch bis extremis-
tisch. Ihre ganzheitliche Beobachtung beendete 
der Verfassungsschutz in Bayern im Jahr 2013.4 
Nach jahrelangem Streit im Landesverband Die 
Linke.Bayern (2013 rund 2.500 Mitglieder), 
stellt sich die Lage gegenwärtig so dar: 

Öffentliche Auseinandersetzungen bleiben 
aus, weil linksoppositionelle Gruppierungen im 
Landesverband Bayern seit 2012/2013 in der 
Defensive sind: Die Antikapitalistische Linke 
(AKL) ist zerfallen, der Einfluss der Sozialisti-
schen Alternative (SAV) – beschränkt auf Mün-
chen – schrumpft. Die Kommunistische Platt-
form (KPF) führt nur ein Schattendasein. Die 
Harmonie im Landesverband ist nur geborgt. 
Der Mitgliederzuwachs nach 20125 ist kaum 
geeignet, die fehlende Verankerung auf dem 
Land sowie in den meisten Mittel- und Klein-
städten zu verbessern. Einige Kreisverbände sind 
in desolatem Zustand, in Unterfranken zerfal-
len Strukturen. Dennoch ist die Partei in Bünd-
nissen gegen Rechtsextremismus und im linken 
Demonstrationsgeschehen präsent. Ein positives 
„Kümmerer-Image“ scheitert an einer Aktions-
fixierung, die jeden Oppositionstrend aufgreift. 
Die Linke, die Bündnisse mit der DKP6 und 
autonomen Kräften pflegt, hat in Bayern ihren 
Zenit als Wahlpartei überschritten: Die „Akti-
onseinheit“ nutzte bei der Landtagswahl 2013 
nichts und bei der Kommunalwahl 20147 wenig. 
In München zog immerhin ein DKP-Mitglied 
in den Stadtrat ein, gewählt auf der Liste der 
Partei Die Linke. Er war angeblich den lokalen 
Verantwortlichen nicht als DKP-Mann bekannt, 
was die Basis bezweifelte. Die Empörung führte 
zu Austritten,8 gerade von Funktionären ihrer 
Quellpartei Arbeit & soziale Gerechtigkeit – Die 
Wahlalternative (WASG).9 Der Münchner Vor-
stand der Linken trat nach Querelen zurück. 
Nicole Gohlke (MdB) verband die Kritik am 
Richtungsstreit mit Verbesserungsvorschlägen: 

„Die Krise der Münchner Linken mit dauer-
haft schwachen Ergebnissen bei den verschie-
denen Wahlen (Landtag, Bundestag, Kommu-
nalwahl, Europa) und seit der Kommunalwahl 
2014 mit heftigem innerparteilichem Konflikt 

ist Ausdruck mangelnder lokaler Verankerung 
sowie über viele Jahre nicht geführter Debatten 
über die strategische Orientierung und den Auf-
bau der Linken in München. Diese Debatte gilt 
es nun organisiert in der Mitgliedschaft – im 
Rahmen von Kreismitgliederversammlungen 
und öffentlichen Veranstaltungen – zu führen, 
politische Schwerpunkte müssen neu definiert 
und die politische Praxis daran ausgerichtet wer-
den. […] Viele Diskussionen sind noch nicht 
geführt, viele Standpunkte noch nicht artiku-
liert.“10 

Das Schönreden der Wahlniederlagen bei der 
Landtagswahl 2013 mit 2,2 % (2008 noch 4,4 %) 
und bei der Kommunalwahl 201411 dürfte er-
neut interne Konflikte beflügeln. 

 
Linksjugend ['solid] und Die Linke.SDS 

Beide „Partei-Nachwuchsorganisationen“ 
zeichnen sich durch marxistische Schulungsar-
beit und einschlägige Theoriedebatten aus. 2013 
verfügte die Linksjugend ['solid] in Deutschland 
über 4.650 aktive Mitglieder,12 in Bayern dürf-
ten es rund 400 sein. Sie besetzt Themen, die 
für Jugendliche eher bedeutungslos sind. Ein 
„Schock-Effekt“ ist den Nachwuchspolitikern in 
der Provinz aber sicher, wenn Sie zum Beispiel 
bei einem „antinationalen Abendspaziergang“ 
ein Transparent „Nationalismus ist kein Spiel, 
jedes bisschen Deutschland ist zu viel“ tragen. 
Der dazugehörige Redetext erinnert durchaus 
an Vorstellungen autonomer Kreise: 

„Weiterführende Kritik an dem Konzept der 
Nation lässt sich formulieren, wenn man deren 
Funktion innerhalb der kapitalistischen Ver-
wertung betrachtet. Eine kapitalistische Gesell-
schaft ist ohne einen Staat, der die Eigentums-
verhältnisse schützt, nicht möglich. Dazu setzt 
er Gesetze und im Zweifelsfall auch Gewalt ein. 
Die Nation ist hierbei diejenige Form, wie diese 
Herrschaft, die vom Staat ausgeht, vermittelt 
wird. Die Nation fungiert hier als Zwangskollek-
tiv. Innerhalb diesem Kollektiv soll der Wider-
spruch zwischen Arbeit und Kapital aufgeho-
ben werden. Und zwar nicht in unserem Sinne, 
endlich Schluss zu machen mit dem System der 
Wertverwertung und der Abschaffung der Klas-
senherrschaft, sondern dieser Widerspruch soll 
versöhnt werden. Arbeit und Kapital werden 
zum produktiven Dienst an der Nation und 
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Volksgemeinschaft. Gleichzeitig werden soziale 
Konflikte nicht ausgetragen, sondern innerhalb 
der Logik des Nationalismus überdeckt.“13 

Durch ihre Verzahnung mit der „bürokrati-
schen“ Partei Die Linke gelingt SOLID (so der 
frühere Name und eine gängige Bezeichnung in 
einschlägigen Kreisen) die Zusammenarbeit mit 
autonomen Kreisen nicht so einfach wie ande-
ren linksextremistischen Organisationen. 

Einen anderen Wirkungskreis hat der durch 
den akademischen Kontext solider agierende 
Studierendenverband Die Linke.SDS. In Bayern 
ist er an einigen Hochschulstandorten vertreten. 
Im Rahmen der Hochschularbeit versuchen 
Kader der trotzkistischen Vereinigung marx21 
an linksorientierte Studentinnen / Studenten 
sowie an Angehörige von Die Linke.SDS heran-
zukommen. Die Aktivisten von marx21 haben 
hier eines ihrer Betätigungsfelder14 und zugleich 
ein Terrain für Nachwuchsgewinnung, wie eine 
Resolution aus dem Jahr 2012 zeigt: 

„Es gibt ein Publikum für antikapitalistische 
Kritik und Aktionen an den Unis, welches für 
den Studierendenverband Die Linke.SDS ge-
wonnen werden kann. […] Für die politische 
Praxis des Verbandes zentral wird im nächsten 
Semester die Vorbereitung des nächsten bun-
desweiten SDS-Kongresses im Herbst diesen 
Jahres. […] Wir setzen uns als Netzwerk für eine 
enge Verzahnung des Kongress mit Projekten 
und RednerInnen der Linken ein, um so Die 
Linke an den Hochschulen bekannter zu ma-
chen und Studierende für das Projekt einer 
klassenkampforientierten Partei zu gewinnen. 
[…] marx21 hat sich zum Ziel gesetzt, Die Linke 
als eine Klassenkampfpartei aufzubauen.“15 

 
Deutsche Kommunistische Partei (DKP) 

Die Krise der orthodox-marxistischen Partei, 
der vormals mitgliederstärksten extremistischen 
Organisation in Deutschland, erstaunt wenig. 
Früher mit bis zu 40.000 Mitgliedern, heute 
mit weniger als 10 % marginalisiert,16 kämpfen 
die Kommunisten weithin mit sich selbst: Es 
dreht sich um die Frage, Kaderpartei oder Öff-
nung zu einer Wahl- und Massenpartei? Diese 
Debatte statt historisierender Traditionspflege 
zeigt, dass ein gewisser politischer Frühling die 
dogmatische Partei erreicht hat. Der 20. Partei-
tag im Jahr 2013 offenbarte einen Riss, der 

selbst mit dem Kitt des demokratischen Zentra-
lismus kaum zu reparieren ist, am Beispiel der 
Wahlen: Der neue Parteivorsitzende Patrick 
Köbele siegte mit 91:60 Stimmen gegen seine 
Vorgängerin Bettina Jürgensen, die die Lage so 
beschrieb: 

„Zu diesem Punkt noch: Von einigen der 
aktuellen Mehrheit wird – trotz ihres eigenen 
Mitwirkens – vom Hinterlassen eines ‚ideologi-
schen und organisatorischen Scherbenhaufens‘ 
geschrieben, den es jetzt ‚wegzuräumen‘ gilt 
(Berliner Anstoß April 2013). […] Es wird die 
Einheit der Partei riskiert, sicherlich nicht nur 
inhaltlich, wenn sich das weiter fortsetzt, wie 
heute mit den Anträgen aus der Partei zum 
Leitantrag verfahren wurde, um Positionen des 
Berliner Landesverbandes zu übernehmen, die 
in der Gesamtpartei nicht diskutiert werden 
konnten bzw. sollten.“17 

Ungeachtet der Spaltungsgefahr läuft die 
Bündnis- und Kampagnenarbeit weiter. Die DKP 
ist in Protestbündnissen vertreten, wo ideologi-
sche Positionen dies gebieten. In einem der 
größten Bündnisse, „Gegen die NATO-Kriegs-
konferenz“, sind langjährige Mitglieder aktiv; 
hier verfügt die DKP mit Claus Schreer über 
den Repräsentanten und Hauptorganisator.18 
Die Strategie der Platzierung eigener Kader bei 
der Landtagswahl in Bayern 2013 oder der Kom-
munalwahl 2014 auf Listen Der Linken ging 
auf. In Augsburg, Bamberg, Erlangen, Freising, 
Moosburg, München, Nürnberg und Wasser-
burg kandidierten DKP-Mitglieder. In den drei 
letztgenannten Städten gelangte je ein DKP-Mit-
glied in das Kommunalparlament. 

 
Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) 

Die Nachwuchsrekrutierung, oft über Fami-
liendynastien, gelingt der SDAJ als „DKP-Jugend-
Kader“ insoweit erfolgreich, als sie die Hand-
lungsfähigkeit der Gesamtpartei sicherstellt. In 
Bayern verfügt die parteinahe Jugend über ca. 
110 von bundesweit 500 Mitgliedern.19 Man-
che Tabus fallen: Noch vor wenigen Jahren war 
eine Zusammenarbeit mit autonomen Kreisen, 
einschließlich des Bestrebens der Überwerbung 
dortiger Aktivisten, undenkbar. Heute setzen 
die Nachwuchskader auf drei Effekte: Erstens 
wirken Auftritte in Form von satirischen Auf-
zügen („Jubeldemos“20 für das Kapital oder für 
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Militarismus) jugendnah. Zweitens kommt so 
der alte ideologische Wein von Klassenkampf 
und Imperialismus in neue Schläuche. Drittens 
ist die Relevanz größer, wenn Medien ein 
„Polit-Spektakel“ aufbereiten. Feindbilder wer-
den tradiert, wie ein SDAJ-Transparent beim 
Ostermarsch München (2014) dokumentiert: 
„Waffen liefern, Faschisten unterstützen, Putsch 
durchsetzen: Das ist deutsche Außenpolitik!“21 
Das Bekenntnis zur Gewaltbereitschaft ist ihrer 
Agenda zu entnehmen: 

„Als Faustregel kann gelten, dass die legalen 
Kampfformen voll ausgenutzt werden sollten, 
gleichzeitig aber auch die Vorbereitung auf die 
Anwendung illegaler Kampfformen stattfinden 
sollte. Grundsätzlich gilt, dass die revolutionäre 
Klasse ‚gerüstet sein muss, aufs schnellste und 
unerwartetste die eine Form durch die andere 
zu ersetzen‘.“22 

 
UNORGANISIERTES LINKSEXTREMISTISCHES  

SPEKTRUM 

Spektakuläre, gewalttätige Aktionen auto-
nomer Kreise und einschlägige Straftaten – wie 
massive Angriffe auf Polizistinnen und Polizis-
ten in Hamburg (2013) oder Anschläge auf die 
Infrastruktur der Berliner S-Bahn (2011-2014) – 
fordern kaum gesellschaftliche Proteste heraus. 
Während linksextreme Organisationen klamm-
heimliche Freude darüber empfinden oder „nur“ 
schweigen, erreichen diese die Landespolitik. 
Vor dem G7-Gipfel in Elmau (2015) rücken 
gewaltgeneigte Vereinigungen in das öffentliche 
Interesse.23 Erste Verlautbarungen, die im Hin-
blick auf Selbstinszenierung und -überschät-
zung vorsichtig zu bewerten sind, weisen auf 
eine szeneübergreifende Eskalationsbereitschaft 
hin. Eine Kostprobe liefert die Aussage eines 
Aktivisten der linksextremen Interventionisti-
schen Linken (IL) vom Juni 2014: 

„Die IL hat aktuell als Schwerpunkt die 
Mobilisierung auf BLOCKUPY, daneben gibt es 
noch zahlreiche andere Projekte. POSITION: 
2015 findet der G8-Gipfel im bayerischen Schloss 
Elmau statt. Was habt ihr vor? Mischa: Unsere 
bundesweite Struktur diskutiert das noch. Als 
lokale Gruppe haben wir jedoch bereits be-
schlossen, dorthin zu mobilisieren – wir finden 
die Kombination aus Großdemonstration und 
Blockade der Zufahrtswege eine richtige Akti-

onsform. Und mit der Idee sind wir ja nicht al-
leine, die gibt es ja auch bei euch in der SDAJ, 
bei solid, beim sds, bei 3A, bei Perspektive 
Kommunismus, bei Zusammen Kämpfen und 
anderen. Wir sehen uns also auf den Blocka-
den.“24 

Die für Bayern bedeutsamen Bündnisse sind 
neben der IL das Revolutionäre 3A-Bündnis 
(entstanden im Jahr 2010) und die Perspektive 
Kommunismus (gegründet im April 2014). 

In Deutschland umfasst die gewaltorientier-
te Szene (2013) rund 6.100 Autonome und ca. 
800 Antiimperialisten sowie Anarchisten. In 
Bayern ist sie mit etwa 650 Personen ein urba-
nes Phänomen, das Mobilisierungspotenzial bei 
Großlagen liegt darüber. Die Bedrohungslage 
ist ernst: 2013 kam es in Hamburg zu 187 und 
in Bayern zu 87 linksextremistischen Gewaltde-
likten.25 Aktivitäten militanter Linksextremis-
ten aus ganz Deutschland (gerade aus autono-
men Hochburgen), die in „Exkursionen“ nach 
Bayern münden, gebieten Wachsamkeit. Die 
Entwicklung der politisch motivierten Krimina-
lität im Jahr 2013 spricht klare Worte: 

„Täter aus dem linken Spektrum sind für 
84 % aller im Zusammenhang mit Demonstra-
tionen verübten Gewalttaten verantwortlich. 
[…] Auch linksmotivierte, gegen die Polizei ge-
richtete Straftaten folgen dem Gesamttrend und 
liegen sowohl bei Betrachtung der absoluten 
Fallzahlen (2013: 2.011; 2012: 1.515) als auch 
der Qualität der Angriffe auf einem hohen 
Niveau. Im Jahr 2013 wurden vier versuchte 
linksmotivierte Tötungsdelikte verübt, von de-
nen sich drei gegen Polizisten richteten. Alleine 
bei den Ausschreitungen im Umfeld der ‚Roten 
Flora‘ im Dezember 2013 in Hamburg wurden 
rund 170 Polizisten durch gewaltbereite Links-
extremisten verletzt. Insgesamt kam es im Jahr 
2013 zu 953 gegen die Polizei gerichteten Ge-
walttaten aus dem linken Umfeld, ein Anstieg 
von 28 % im Vergleich zum Vorjahr.“26 

 
Autonome Gruppen 

In Bayern gibt es eine Reihe autonomer Ver-
einigungen, die jenseits großer Städte nur weni-
ge Personen binden und / oder temporär aktiv 
sind.27 Einen großen Stellenwert hat die seit 
1993 bestehende Organisierte Autonomie (OA) 
in Nürnberg, die den Widerspruch von ortho-
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doxem Linksextremismus und Autonomen im 
Namen trägt. Ihr Credo für den Klassenkampf 
lautet: 

„So wie es ist, kann es nicht bleiben und 
deshalb kämpfen wir:  
∙ für eine freie kommunistische Gesellschaft, 

in der die Häuser und Fabriken, Dienstleis-
tungsbetriebe, Land und natürliche Ressour-
cen einfach alles in Händen aller, das heißt 
vergesellschaftet, ist. […] 

∙ für eine herrschaftsfreie kommunistische Ge-
sellschaft, in der Faschismus ausgeschlossen 
ist und all seine Wurzeln endgültig beseitigt 
sind. […] 

∙ für eine Gesellschaft ohne Staat. Von der 
Basis her, den Betrieben, Stadtteilen, Bil-
dungseinrichtungen etc. organisiert über de-
legierte Räte miteinander verbunden, werden 
die Menschen sich selbst direkt verwalten.“28 
 
Die OA veranstaltet jährlich die „Revoluti-

onäre 1.-Mai-Demonstration“, die Verschrän-
kungen zeigt: „von DKP und Solid über Flücht-
lings- und Frauenorganisationen bis hin zu 
Antifagruppen und anderen antikapitalistischen 
Organisationen“.29 Autonome Gruppen in Nürn-
berg sind ferner die 1997 gegründete Autonome 
Jugendantifa Nürnberg (AJA) und die Antifa-
schistische Linke Fürth (ALF). Autonome Ver-
einigungen in und um Nürnberg setzen überra-
schend stark auf (orthodoxe) Theorie und sind 
grundsätzlich langlebiger als anderswo. 

In und um München bestehen mehrere 
autonome Gruppen.30 Eine der größeren ist 
Antifa-NT (Autonome Antifa München), die seit 
2006 besteht. Das Antifaschismusverständnis 
beinhaltet den historischen „Schwur von Bu-
chenwald“,31 der sich im Homepage-Banner 
wiederfindet.32 Die Gruppierung lehnt jede Form 
von Staatlichkeit ab (auch die kommunistische 
Staatsform) und propagiert eine Gesellschaft 
ohne Nationenbezug, Regierung, Geld oder 
Arbeit.33 

Autonome Gruppen treten bei Kundgebun-
gen gerne als „abgekapselter Block“ auf und 
versuchen nach Möglichkeit medienwirksam zu 
agieren (wie Zünden von bengalischem Feuer 
oder „Entglasungen“). Seitentransparente sind 
beliebt, um Polizeizugriffe zu erschweren; sie 
werden mitunter per Auflagenbescheid verboten. 

Die politische Arbeit wird besonders in auto-
nomen Zentren oder in Räumen selbstverwal-
teter Objekte geleistet. Das Selbstverständnis 
und Eigenleben eines bedeutenden autonomen 
Zentrums wurde unlängst untersucht.34 

 
Antiimperialistische und anarchistische  

Gruppen 

Bundesweit aktiv und in linksextremistische 
Zusammenhänge in Bayern eingebunden ist die 
Interventionistische Linke (IL),35 die 2007 eine 
tragende Säule der Proteste gegen den G8-Gip-
fel in Heiligendamm war.36 In Bayern werden 
kleinere Brötchen gebacken: Die 2011 gegrün-
dete Antikapitalistische Linke München (AL-M) 
betont revolutionäre Umwälzungen: 

„Die Keimzellen einer organisierten Gegen-
macht und Orte, an denen wir schon heute 
Ansätze partizipativer und gleichberechtigter 
Zusammenarbeit entwickeln, sind revolutionäre 
Organisierungen. Sie sollen durch eine aktive 
Beteiligung an den Kämpfen gegen reaktionäre 
und faschistische Kräfte, gegen Krieg und Mili-
tarismus, für internationale Solidarität und die 
Unterstützung diverser sozialer Kämpfe nicht 
selbstbezogen und abgeschottet von linken 
Bewegungen vor sich hinwerkeln, sondern in-
mitten des gesellschaftlichen Geschehens prä-
sent sein. Für revolutionäre Umwälzungen spielt 
das organisierte Zusammenwirken all dieser 
aktiven Bereiche linker Politik eine zentrale 
Rolle.“37 

Daneben bestehen kleine rätekommunisti-
sche Gruppen wie die Freie Arbeiter Union 
(FAU). Sie versteht sich als „anarcho-syndika-
listische Gewerkschaft“ und  lehnt Parteien ab. 
Ihre Ortsgruppen in München, Nürnberg und 
Regensburg haben einen besonderen Aufnah-
meritus: 

„Nach Bestätigung durch den Sekretär / die 
Sekretärin und Eingang des ersten Beitrags gilt 
die Mitgliedschaft als vorläufig und muss durch 
die darauffolgende Vollversammlung bestätigt 
werden.“38 

Eine anarchistische Gruppe in München 
kämpft vehement gegen den Neubau des Münch-
ner Justizzentrums. Die Polizei blickte bis Juni 
2014 auf 220 Straftaten: In knapp zwei Jahren 
wurden vor allem Wände beschmiert und Schei-
ben eingeworfen, aber auch Fahrzeuge ange-
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zündet.39 Die Anarcho-Straßenzeitung Fernweh 
widmete sich im Januar 2014 den Sabotage-
möglichkeiten: 

„Es gibt tausende Möglichkeiten gegen das 
Justizzentrum zu kämpfen: Flugblätter verteilen, 
Diskussionen führen, gesprühte Parolen, An-
griffen auf Verantwortliche, Sabotagen des Baus 
oder der Justizmaschinerie, [...] ‚Die Revolte 
braucht alles, Zeitschriften und Bücher, Waffen 
und Sprengsätze, Überlegungen und Blasphe-
mie, Gifte, Dolche und Brandstiftungen. Die 
einzige interessante Frage ist, wie sie kombinie-
ren?‘ Die Entscheidung muss jeder selbst tref-
fen, wann welches Mittel am angebrachtesten 
ist, beurteilt jede Person anders, Ziele gibt es 
mehr als genug, alle Strukturen und Personen, 
die Teil der Justizmaschinerie sind, oder beim 
Bau des neuen Justizzentrums mitarbeiten, sind 
kleine (oder auch größere) Zahnrädchen der 
Justiz.“40 

 
FAZIT 

Der Linksextremismus erlitt mit dem Zusam-
menbruch des Kommunismus eine Niederlage, 
erfährt aber gerade eine Renaissance. Dies gilt 
gerade für politische „Aushängeschilder“ des 
organisierten Phänomenbereiches, wie beispiels-
weise Auftritte der ehemaligen KPF-Frontfrau 
Sahra Wagenknecht im Fernsehen dokumen-
tieren. Die baldige Erledigung des Phänomens 
durch Wegsterben überalterter Akteure ist ein 
lange gehegter Trugschluss. Während das Rekru-
tierungspotenzial zum Überleben der jeweiligen 
Organisation reicht, findet das Agitieren von 
Linksextremisten teilweise gesellschaftliche Zu-
stimmung. Bündnisse mit nicht-extremistischen 
Organisationen zeigen dies. Ideologische Feind-
bilder vom „Versagen des bürgerlichen Staates“ 
mit linksextremen Versatzstücken stoßen mit-
unter auf gesellschaftliche Akzeptanz und fin-
den so Eingang in politische Vorstellungen im 
demokratischen Spektrum. 

Die Linke nimmt eine Sonderstellung ein. Sie 
wird wahlweise als demokratische Partei, Partei 
mit extremistischen Einschlüssen oder als extre-
mistische Partei klassifiziert. In Bayern ist sie 
als Wahlpartei gescheitert, agiert aber weiterhin 
in ihrem Protestmilieu sowie in einschlägigen 
Bündnissen. Ein wichtiger Partner, gerade bei 
Kommunalwahlen, ist die DKP. 

Der gewaltgeneigte Linksextremismus wird 
bedeutsamer: Gewaltgeneigte Vereinigungen und 
Personen wünschen die gezielte Überschreitung 
legaler Protestformen. Das Gewaltmonopol des 
Staates soll – je nach eigener Stärke und Situa-
tion – durch kreative Aktionsformen ausgehöhlt 
oder gesprengt werden. Gewaltexzesse bei eini-
gen Demonstrationen sprechen eine deutliche 
Sprache. Militante linksextreme Gegner der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
nutzen legale Mittel und Möglichkeiten. Ihre 
Debatten greifen teilweise Anliegen der Zivilge-
sellschaft auf, wobei die Agitation letztlich der 
Erlangung des Kommunismus oder autonom-
staatfreien bzw. anarchistischen Zuständen 
dient. Spannend ist, inwieweit die Aktivitäten 
der organisierten und gewaltgeneigten Szene 
gegen den G7-Gipfel in Elmau (2015) als eigenes 
Kapital (über die Auseinandersetzung hinaus) 
verwertet werden können. Teile der Linksextre-
misten planen „Störmaßnahmen“, bei denen 
eine Aktionseinheit mit nicht-extremistischen 
Gruppen und Akteuren willkommen ist. Sie 
werden sich dabei an den Erfahrungen der Pro-
teste gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm 
2007 orientieren. 

 
|||||  DR. ANDREAS M. VOLLMER 

Politologe, Bayerisches Staatsministerium des 

Innern, München; Autor des Buches: Arbeit & 

soziale Gerechtigkeit – Die Wahlalternative. 

Entstehung, Geschichte und Bilanz, Baden-Baden 

2013 
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„VOR ERFOLGEN VON SCHWINDEL BEFALLEN“? 

 

Der Rechtsterrorismus und die merkwürdige „Normalisierung“  
des Linksextremismus 

 
 

RUDOLF VAN HÜLLEN ||||| Nicht-revolutionäre Zeiten, schrieb einst vor dem Zeitenumbruch 1989 ein 

DKP-Bezirkssekretär, seien für jeden echten Revolutionär eine Seelenfolter.1 Auch heute ist die Revo-

lution nicht in Sicht, aber sie ist der Etablierung des gewöhnlichen Linksextremismus, auch seiner 

gewaltorientierten Form, als geachteter politischer Akteur 25 Jahre danach ein gehöriges Stück 

näher gerückt. Die Gesellschaft scheint akzeptiert zu haben, dass bei politischem Extremismus 

konsequent mit unterschiedlichen Maßstäben gemessen wird. 

 
 
 
Linksextremismus gilt vielerorts als kommo-

der Partner auch etablierter Institutionen, die 
vier Mal umbenannte SED nicht länger als an-
rüchig. Und was die gelegentliche Neigung zu 
exzessiver Gewalt – sei es durch heimtückisch 
vorbereitete Anschläge („klandestine Aktionen“) 
oder auf der Straße („Massenmilitanz“) – angeht, 
ist ein Diskurs in Gang gekommen, dass es sich 
erstens um berechtigten „Widerstand“ handeln 
könnte, dass zweitens die Gewalt gar keine sei 
oder dass drittens, falls trotz allem nicht zu 
leugnen, dies jedenfalls keine „linke“ Gewalt 
sei.2 Parallel dazu läuft die Debatte, ob es linken 
Extremismus überhaupt gibt. Das ist folgerich-
tig, denn wie kann man von Extremismus bei 
einem Phänomen reden, das als regierungsfähig 
gilt und definitiv in der Mitte der Gesellschaft 
angekommen ist. 

Für diese erstaunliche Entwicklung gibt es 
allerdings durchaus Ursachen, auch wenn die 
Wucht der Veränderung politischer Parameter 
auf den ersten Blick überrascht. 

 
DIE FRÜHERE SED ALS GRAVITATIONSFELD  

UND SPIEGELBILD DES AKTUELLEN LINKS-

EXTREMISMUS 

Die revolutionäre Linke in Deutschland hat 
einen langen Prozess der Transformation hinter 
sich. Mit dem Wegfall der ideologisch und 

machtpolitisch tonangebenden „Zentralkirche“ 
des real existierenden Sozialismus schon unter 
Michael Gorbatschow setzte bereits um die 
Mitte der 1980er-Jahre eine länger anhaltende 
Erosion ihrer Anhängerschaft ein, von der üb-
rigens auch die maoistische und trotzkistische 
Verwandtschaft der orthodox-kommunistischen 
Großfamilie nicht verschont blieb. Personell und 
finanziell trockneten Gruppen aus, etliche ver-
schwanden aus der Szenerie, andere mutierten 
zu Sekten oder – wie im Falle der DKP – zu 
einer „Erinnerungsgemeinschaft“ des einstigen 
kommunistischen Milieus.3 Die Regierungspar-
tei der dahin gegangenen DDR überlebte die 
Transformation in höchst widersprüchlichen 
Entwicklungsschüben: Durch Wahlerfolge in 
den neuen Bundesländern und die Übernahme 
von Verantwortung auf Landes- und Kommu-
nalebene ist die alltagspraktische Gewöhnung 
ihrer Mitglieder an demokratische Verfahren 
vollständig. Ambivalent bleibt die Aufarbeitung 
der eigenen Vergangenheit, doch hat eine neu 
heranwachsende Generation von Mitgliedern 
weniger Probleme, die DDR als Unrechtsstaat 
zu bezeichnen. Das Programm, dem eine ideolo-
giekritische Analyse durchaus verfassungsfeind-
liche Absichten nachweisen kann,4 hat auch 
die Funktion einer innerparteilichen Standort-
bestimmung und reflektiert die dabei erforder-



R U D O L F  V A N  H Ü L L E N  

52    A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  9 5  

lichen Kompromisse unter den Generationen. 
Viele Baustellen sind (noch?) nicht bearbeitet: 
Die Partei pflegt Kontakte zu ausländischen 
Terrorgruppen,5 sofern diese sich „antiimperia-
listisch“ geben. Sie funktioniert neuerdings 
seltsam reflexhaft als Sprachrohr eines neuen 
russischen, aber eben nicht mehr „sowjetischen“ 
Imperialismus. Und sie hat – eingestandener-
maßen – ein Antisemitismus-Problem,6 das 
sich mindestens aus einem undifferenziert anti-
westlichen und anti-israelischen Grundgefühl 
speist, nach außen aber als „antizionistische“ 
Solidarität mit den „unterdrückten“ Palästinen-
sern verkauft wird. 

Am deutlichsten treten aber die ungelösten 
Spannungen innerhalb der „Linken“ nach wie 
vor zwischen den Gliederungen in den alten und 
den neuen Bundesländern zu Tage. Die Fusion 
mit zwei Wahlinitiativen im Westen 2007 ermög-
lichte der damaligen PDS zwar den Ausbruch 
aus dem ostdeutschen Ghetto. Aber sehr im 
Unterschied zur verbreiteten Wahrnehmung 
war damit gerade kein Demokratisierungs-
schub verbunden: Die neu entstandenen west-
deutschen Landesverbände und die zu ihnen 
gehörenden Landtagsfraktionen erwiesen sich 
als rechte Faulschlammbiotope für übrig ge-
bliebene DKPler, Trotzkisten, Maoisten, Auto-
nome und irgendwie linksradikal Fühlende. In 
ihnen sicherten sich harte Linksextremisten aus-
sichtsreiche Listenplätze bei den Bundestags-
wahlen. Da die bevölkerungsreichen westlichen 
Bundesländer hohe Stimmenzahlen generieren, 
sieht die Bundestagsfraktion entsprechend aus. 
In der Linken nimmt der Extremismusgehalt 
von der Parteibasis zu den höheren Leitungs-
funktionen hin eher zu als ab. Ob sich daran 
vorläufig etwas ändern wird, scheint eher zwei-
felhaft. Damit spiegelt die Partei die Vielgestal-
tigkeit und Zerrissenheit der extremistischen 
Linken wider, denn sie wirkt als größte, orga-
nisatorisch und finanziell potenteste Struktur 
natürlich wie ein Gravitationsfeld auf linksex-
treme Potenziale. 

Das mag freilich im normalen parlamentari-
schen Betrieb nebensächlich erscheinen: In der 
großen Koalition II ist die „Linke“ die größte 
Oppositionsfraktion, und ihr Fraktionschef hat 
mit seinem Gegenüber bei den Grünen nun 
wirklich kein Profilierungsproblem. Unglückli-

cherweise hat man aus dieser Konstellation die 
Idee abgeleitet, es gelte, für die Opposition er-
weiterte Rechte zu schaffen. Das ist falsch, denn 
beide Oppositionsparteien sind die „Looser“ 
des letzten Wahlganges – deutlich mehr als 
zwei Drittel der Bevölkerung haben kundgetan, 
sie nicht zu wollen. Auch dieser Irrtum über 
einen zu Lasten der klaren Entscheidung des 
Volkssouveräns gehenden „Minderheitenschutz“ 
trägt unglücklicher Weise zur „Normalisierung“ 
des Linksextremismus bei. Denn umgekehrt 
wäre wohl kaum jemand auf die Idee gekom-
men, aus der weitgehenden Einigkeit der in 
Mecklenburg-Vorpommern etablierten Parteien 
(„Schweriner Modell“) zu folgern, es gelte, der 
NPD im Landtag erweiterte Oppositionsrechte 
einzuräumen. 

 
VERUNSICHERUNG UND DIFFUSION: DER  

GESTALTWANDEL DES LINKSEXTREMISMUS 

Kaum ein ideologisches Grundkonzept, 
kaum ein Handlungsfeld des Linksextremismus 
ist von den Umbrüchen seit 1990 unbeein-
trächtigt geblieben. Neben dem Wegfall der 
bipolaren Weltordnung griffen die Wirkungen 
der Globalisierung von Wirtschaft, Politik, Kul-
tur, Migration und Kommunikationstechniken. 
Es fiel der verbliebenen radikalen Linken nicht 
schwer, sie als „kapitalistische Globalisierung“ 
unter dem Titel „Neoliberalismus“ theoretisch 
einzuordnen und ihr das Modell einer eigenen 
globalisierten Protestkultur entgegenzusetzen. 
Freilich hatte sie irritierende Schattenseiten. Sie 
fügte sich kaum in das Schema einer sozialre-
volutionären Befreiung, folgte auch mitnichten 
einer marxistischen Analyse. In ihr tummelten 
sich allerhand Anliegen, die allenfalls egoisti-
sche, wenn nicht gar nationalistische oder sek-
tenhafte Interessen verfolgten. Skurril war schon 
1994 die erste Aufwallung des „neuen“ Interna-
tionalismus, die mexikanische Zapatisten-Bewe-
gung EZLN („Ejercito Zapatista de Liberación 
Nacional“), bildhaft geworden durch einen mit 
„Hassmaske“ vermummten und Pfeife rauchen-
den „Subcommandante Marcos“. Ein Versuch, 
in die diffuse Revolutionslage analytische Ord-
nung zu bringen, schuf eher zusätzliche Verun-
sicherung: Die Qualifikation des voluminösen, 
aber obskuranten Werkes eines amerikanischen 
Literaten und eines italienischen Ex-Terroristen 
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als „Kommunistisches Manifest des 21. Jahr-
hunderts“ (Slavoj Zizek) ist hoch gegriffen. Mi-
chael Hart und Antonio Negri lösten das revo-
lutionäre Subjekt in die „Multitude“ auf und 
erklärten das verhasste „Empire“ zum allumfas-
senden gesellschaftlichen, politischen, sozialen 
und kulturellen Manipulationszusammenhang, 
dem von außen nicht beizukommen sei.7 

Ein weiteres Beispiel für die ideologische 
Diffusion im linksextremistischen „Anti-Impe-
rialismus“: In der DKP diskutierte man über 
Jahre kontrovers, ob sich die Erscheinungsfor-
men des Imperialismus modernisiert hätten 
oder ob sie weiterhin ausschließlich nach den 
Vorgaben der Leninschen Imperialismustheorie 
zu beurteilen seien. Im Frühjahr 2013 endlich 
war der Streit im Sinne der Orthodoxie ent-
schieden und die glücklose DKP-Vorsitzende 
nach nur drei Jahren Amtszeit durch einen tra-
ditionalistischen Hardliner ersetzt. Nun taugt 
die Leninsche Imperialismustheorie von 1917 
recht wenig zur Einschätzung der islamisti-
schen Gefahr, und je weniger sich revolutionäre 
Umbrüche in eine Richtung entwickeln, die man 
als sozial-empanzipatorisch bewerten könnte, 
desto größer wird bei Linksextremisten die 
Neigung, sich auf das zurückzuziehen, was man 
jedenfalls konsentisch ablehnen kann. Einge-
übte Feindbilder (Anti-Amerikanismus, Anti-
Kapitalismus, als Anti-Zionismus verbrämter 
Antisemitismus) ersetzen unmöglich gewordene 
Handlungskonzepte. 

Der anarchistischen Großfamilie des Links-
extremismus, ursprünglich vom Zusammenbruch 
des realen Kommunismus nicht betroffen, ging 
es keineswegs wesentlich besser. Ohnehin ist je-
de Generation von Autonomen damit geschla-
gen, unlösbare Probleme des anarchistischen 
Politikverständnisses wie die Organisations- oder 
die Gewaltdebatte immer neu diskutieren zu 
müssen. So hatte der offensichtliche Aufschwung 
des Rechtsextremismus nach 1990 zwar zur 
Einsicht einer besseren überregionalen Vernet-
zung des „antifaschistischen“ Kampfes geführt, 
doch scheiterten die dazu verwendeten Organi-
sierungskonzepte „Antifaschistische Aktion / 
Bundesweite Organisation“ (AA/BO, 1999 bis 
April 2001) und „Bundesweites Antifa-Treffen“ 
(1993 bis November 2002). Als um die Jahrtau-
sendwende eine „Militante Gruppe“ in Berlin 

eine Diskussion um revolutionäre Organisie-
rung und planmäßige, qualitativ hochwertige 
Anschläge in Gang bringen wollte, hörte ihr 
kaum jemand zu. Und selbst ehemalige RAF-
Kader mussten feststellen, dass ihre Erzählungen 
aus der „Kampfzeit“ von jüngeren Autonomen 
glatt in die Kategorie „Opa erzählt vom Krieg“ 
eingeordnet wurden. 

Offensichtlich hatte es erstens einen Genera-
tionenwechsel gegeben und zweitens hatte wie-
der mal der Erfahrungstransfer nicht geklappt. 

In dieser Situation schienen die früheren 
Klassifizierungen des Linksextremismus brü-
chig: Terrorismus existierte nach der Selbstauf-
lösung der Rote-Armee-Fraktion (1998) nicht 
mehr. Die revolutionär-marxistischen Gruppen 
waren zu sterilen Traditionsvereinen geworden, 
einige wie die „Marxistisch-Leninistische Partei 
Deutschlands“ zeigten deutlich soziologische 
Merkmale einer sektenhaften Introversion. Die 
Autonomen befanden sich wie üblich auf der 
Suche. Und zwischen ihnen und den klassi-
schen revolutionären Marxisten etablierte sich 
ein „zentristisches“ Spektrum, das sich zur Be-
gründung seiner Weltsicht und seiner Hand-
lungskonzepte marxistischer und auch leninisti-
scher Ideologeme bediente. Aus diesem Feld um 
die „Interventionistische Linke“ und die nord-
deutsche Gruppe „Avanti“ hörte man bisweilen 
als Zielbestimmung „Für den Kommunismus“ – 
gemeint war aber nicht so sehr die (sowjetische) 
Version einer angeblich selbstläufig zum Über-
fluss entwickelten Industriegesellschaft, sondern 
die Idee einer herrschaftsfreien Ordnung – eher 
in der Tradition eines Proudhon. 

 
DIE ENTGRENZUNG LINKSEXTREMER GEWALT 

Lässt ideologische Stringenz nach, werden 
die ordnenden Konturen gewohnter Abläufe 
brüchig, finden sich auch weltanschaulich unge-
festigte Trittbrettfahrer mit unklarer Motivation 
ein. Das hat Auswirkungen vor allem auf die 
Begründungsmuster von politisch linksextrem 
motivierter Gewalt. Im Unterschied zum Rechts-
extremismus, für den Gewalt ein steter und na-
turgesetzlich normaler Begleiter des Sozialen ist, 
kennt linksextreme Gewalt zumindest theore-
tisch ideologisch immanente Grenzen: Bei revo-
lutionären Marxisten bestimmen sie sich zwar 
nicht nach moralischen, wohl aber nach utilita-
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ristischen Kriterien: Gewalt ist erlaubt, wenn 
sie der Revolution nützt, und unerwünscht, 
wenn sie sich in diese Zweckbestimmung nicht 
einordnet. Das war mindestens teilweise auch 
autonomes Gewaltverständnis. Es folgte im 
Allgemeinen einer Formulierung aus dem be-
rüchtigten „Buback-Nachruf“ von 1977. Positiv 
beurteilt wurde darin eine Gewalt, „die fröhlich 
ist und den Segen der beteiligten Massen hat“. 
Eine Schädigung des zu befreienden Volkes kam 
demnach selbst bei Sachbeschädigungen nicht 
in Betracht, während andererseits selbst physi-
sche Angriffe auf Repräsentanten des Systems 
in Ordnung gehen. Umstritten ist allenfalls, ob 
die Tötung des Gegners intendiert sein darf. 

Diese sowohl nach der Ziel-Mittel-Relation 
als auch nach der Intensität wirksame Begren-
zung verliert ihre Wirkung, je mehr sich links-
radikal verstehende, aber ideologisch ungefes-
tigte Personen in die „Szene“ mischen. Dass 
dies passiert, ist fast zwangsläufig, denn linke 
Gewalt wird gesellschaftlich anders als ihr rechts-
extremes Pendant beurteilt. Für den Event-Kick 
linker Straßenmilitanz gibt es feste Terminange-
bote, eine ausgefeilte Dramaturgie und bewährte 
Logistik, die das Risiko überschaubar macht.8 
Die Beteiligung an oder am Rand eines solchen 
Events ist mindestens je nach Anlass und Region 
durchaus nicht anrüchig. Ein linksextremer Ge-
waltevent besteht aus einem Kern extremistisch 
motivierter Gewalttäter und aus einer Kulisse, 
die sich von allgemein kriminell motivierten 
Schlägertypen bis hin zum Bundestagsabge-
ordneten spreizen kann. Als solche Gewalt am 
1. Mai 2009 in Berlin explodiert, passen die poli-
zeilichen Festnahmelisten anschließend durch-
aus nicht bruchlos zu einer revolutionären 
Aufwallung. Eher schon schien es sich um eine 
linke Variante von „Menschenverachtung mit 
Freizeitwert“9 zu handeln. Deshalb kommt bis-
weilen in der Szene Kritik an den eher unpoliti-
schen „Eventgängern“ auf. Die mindestens ge-
waltaffine Durchmischung ist seither Standard; 
von einer geduldeten Anwesenheit salafistischer 
Selbstmordbefürworter auf „antizionistischen“ 
linken Demonstrationen erst mal gar nicht zu 
reden. 

Vergleichbares spielt sich bei einer Ent-
grenzung der zweiten Handlungsoption linker 
Militanz ab: bei den „klandestinen actions“, also 

bei nächtens und heimtückisch durchgeführten 
Anschlägen. Hier geraten neuerdings ebenfalls 
hergebrachte Maßstäbe in Verlust. Zwei An-
schläge gegen die Verkehrsinfrastruktur in Ber-
lin stürzten die Stadt vorübergehend ins Chaos, 
schädigten das zu befreiende „Volk“ (oder, nach 
Negri und Hard, die „Multitude“), gefährdeten 
auch mittelbar Menschenleben, da Notdienste 
beeinträchtig wurden. Die Täter haben sich 
laut eigener Erklärung „selber ermächtigt“, den 
Alltag der kapitalistischen Metropole zu „ent-
schleunigen“. Ihre Taterklärung enthält subjek-
tivistische und lebensphilosophische Einschläge, 
die man sonst eher intellektuellen Rechtsextre-
misten zuordnen würde.10 

Auch empirisch zeigen die Jahresstatistiken 
politisch links motivierter Kriminalität wie auch 
der personenbezogenen Gewaltkriminalität seit 
2009 steil in die Höhe, überholen gar die Bilanz 
der rechtsextremen Konkurrenz. Ziele dieser 
personenbezogenen linken Militanz sind vor 
allem Polizeibeamte; der Angriff auf sie gilt 
einem rechtsstaatlich eingehegten Gewaltmo-
nopol. 

Die Entgrenzung der Gewalt hat etwas mit 
dem Anstieg von Wut in extremistischen oder 
extremismus-affinen Szenen zu tun: Nachein-
ander und sich zum Teil überlagernd schien eine 
Reihe von Desastern einer globalisierungsbe-
dingt weitgehend entregulierten Marktwirtschaft 
die Prophezeiungen des Marxismus bestätigen 
zu wollen. Die Lehmann-Brothers oder Sub-
prime-Krise (2007) wurde gefolgt von der Euro-
Krise (2009). Für Linksextremisten sind das 
Beweise für eine naturgesetzliche Krisenhaftig-
keit des Kapitalismus: Der Finanzsektor gerät 
außer Kontrolle, eine winzige Oberschicht pro-
fitiert auf Kosten einer Absenkung sozialer 
Standards, der Staat tritt in seiner Rolle als 
Agent des Finanzkapitals zu dessen Rettung an. 
Schließlich zahlt in der Euro-Krise die Bevölke-
rung die Zeche für eine angeblich neoliberale 
Ausrichtung des imperialistischen EU-Projekts. 
Der ideologischen Bestätigung folgt allerdings 
die realpolitische Enttäuschung auf dem Fuße: 
Die Wähler und die „Massen“ vertrauten in der 
Krise ganz überwiegend den etablierten politi-
schen Kräften. Linksextremismus blieb weiterhin 
chic fürs Feuilleton, aber keine ernst genom-
mene politische Option. 
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Ein ähnlicher Mechanismus widerfuhr der 
Klage über einen angeblich entfesselten „Impe-
rialismus“. Unbestreitbar war die „Friedens-
dividende“ nach dem Ende der Blockkonfron-
tation nur sehr kurz. Eine multipolare Welt 
brachte schnell eine Reihe von militärischen 
Konflikten hervor. Seit dem 11. September 
2001 steht in dessen Zentrum der extremisti-
sche islamistische Terrorismus. Für die Eigen-
dynamik des religiös-politischen Wahns hatten 
gelernte Linksextremisten allerdings keinen 
Draht. Konflikte in der Dritten Welt konnten 
nur Folge kapitalistischer Ausbeutung sein. 
Daraus resultierte sogleich ein doppelter Irr-
tum: Erstens wurde die Analyse des Islamismus 
glatt verfehlt, weil das Phänomen in den Dog-
men von Marx, Engels und Lenin noch nicht 
vorgesehen war. Zweitens mussten dann die in 
der Dritten Welt oder hierzulande in der an-
geblich marginalisierten und diskriminierten Mi-
grationsbevölkerung beheimateten Islamisten 
objektiv Bestandteile antikapitalistischer Befrei-
ungskämpfe sein. Kleinere Abweichungen von 
linken Idealen in Sachen Frauenunterdrückung, 
Gewaltverherrlichung und Bildungsfeindlichkeit 
wurden ihnen für diese Rolle erst mal nachge-
sehen. 

Nur ein sehr kleines Segment des Linksex-
tremismus trug feine Risse in diese hermetisch 
abgeschlossenen Irrtümer. Lediglich die so ge-
nannten „Antideutschen“ bzw. „Antinationa-
len“ aus dem undogmatischen Spektrum hatten 
durch ihre Parteinahme für Israel im Nahost-
Konflikt gewagt, sich an der Barbarei einer an-
tiimperialistischen Solidarisierung mit genozi-
dalen Massenmördern wie Milosevic, Saddam 
Hussein oder den diversen islamistischen Men-
schenschlächtern zu stören.11 Der Mainstream 
des Linksextremismus negiert die islamistische 
Gefahr und befleißigt sich stattdessen der Vor-
stellung, dass jegliche Kritik am Islamismus als 
„Islamophobie“ eine Spielart mindestens laten-
ten Rechtsextremismus sei. 

Beflügeln konnten die Krisen die extremisti-
sche Linke demnach zunächst allenfalls ideolo-
gisch: Wahlerfolge blieben ihr versagt, und man 
versteht durchaus, dass angesichts des Gefühls, 
„Recht zu haben“, aber nicht erhört zu werden, 
bei messianisch denkenden Extremisten stei-
gende Wut zu verzeichnen war. 

Viel stärker als die „Krisen des Kapitalis-
mus“ hatte indessen ein anderer Faktor die 
„Normalisierung“ des Linksextremismus vor-
bereitet. Der scharfe Blick der Öffentlichkeit 
konzentrierte sich auf einen anderen Extre-
mismus, der seit 2004 im sächsischen und seit 
2006 im mecklenburg-vorpommerschen Land-
tag saß – auf die NPD. Deren Image war – zu 
Recht – vernichtend, und seit dem „Aufstand 
der Anständigen“ des Jahres 2001 gehörte es 
zum guten Ton, beim „Kampf gegen Rechts“ 
nicht so genau hinzuschauen, wer da mit von 
der Partie war. Wer also die Beteiligung von 
Autonomen oder gar der DKP und vergleichba-
rer Traditionalisten bei den „breiten zivilgesell-
schaftlichen Bündnissen“ beanstandete, musste 
erleben, dass er sich eher selber ausgrenzte, als 
einen Rückzug der Freunde stalinistischer Dik-
taturen zu bewirken. „Die“ Autonomen, das 
kam hinzu, waren in diesem Feld auch nicht 
immer trennscharf als Leute zu erkennen, denen 
es in erster Linie um die Bekämpfung der bür-
gerlichen Demokratie ging. Hier fanden sich 
unter dem Label „Autonome Antifa“ auch junge 
links denkende Menschen, die ihre ersten poli-
tischen Schritte machten und – soweit sie der 
„antideutschen“ Richtung angehörten – immer-
hin begriffen hatten, dass Rechtsextremismus 
etwas mit Antisemitismus zu tun hat. 

Besonders in den östlichen Bundesländern 
musste die extremistische Linke nun auch nicht 
mehr wie vor 1989 den Rechtsextremismus ei-
gens erfinden:12 Es gab ihn unerfreulicher Weise 
tatsächlich, und bisweilen fanden sich nicht nur 
Antifa-Aktivisten, sondern auch ganz einfache, 
links fühlende junge Menschen gegenüber ei-
ner breiten rechten Jugendkultur in einer deut-
lichen Unterlegenheitsposition wieder – was 
wiederum den Schulterschluss mit den demo-
kratischen Teilen der Zivilgesellschaft stärkte. 
Für Linksextremisten war es daher leicht, Em-
pörung zu organisieren, als die liberal-konserva-
tive Koalition nach 2009 von „Bündnissen gegen 
Rechts“ eine Garantie („Demokratieerklärung“) 
dafür verlangte, dass die üppigen Mittel aus der 
Rechtsextremismusprävention nicht bei der links-
extremen Konkurrenz landeten. Was eigentlich 
eine Selbstverständlichkeit sein solle, erwies 
sich in der Praxis bereits als nicht mehr durch-
setzbar: Linksextremismus ist weniger deutlich 
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antidemokratisch in seinen Bekundungen als 
Rechtsextremismus, er kann klassische Werte 
der europäischen Aufklärung und der Demo-
kratie mindestens nach außen mittragen. Links-
extremismus ächtet man nicht, allenfalls stellt 
man ihm kritische Fragen. Deshalb sind seine 
Verzahnungen mit dem demokratischen Spek-
trum weitaus enger: Das wirkte sich bei einem 
in Deutschland moralisch besonders sensiblen 
Thema wie Rechtsextremismus besonders zu 
Gunsten einer zunehmenden Akzeptanz auch 
offen linksextremer Gruppen aus. Es war, mit 
anderen Worten, gerade die Renaissance eines 
offen antidemokratischen, ja neo-nationalsozia-
listischen Rechtsextremismus, der die „Normali-
sierung“ eines „smart“ auftretenden Linksextre-
mismus förderte. 

2010 machten Forscher der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung bei einer qualitativen empirischen 
Studie im Auftrag des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend interes-
sante Entdeckungen. Eine qualitative Untersu-
chung hat explorativen Charakter. Sie ist im 
Allgemeinen ein Pretest für eine folgende quan-
titativ-empirische Erhebung. Demnach ist sie 
nicht verlässlich repräsentativ, kann aber Hin-
weise auf Trends liefern. Die Stiftung hatte drei 
Dutzend junge Menschen mit – nach eigener 
Einschätzung – „linker“ Grundorientierung 
diskursiv befragt. Die Ergebnisse zeigten einen 
erstaunlichen Verlust zivilgesellschaftlicher Stan-
dards ausgerechnet in der Frage des „Engage-
ments gegen Rechts“. Das Thema hat hohen 
Mobilisierungswert, und Hemmungen gegenüber 
einer ansonsten eher kritisch gesehenen An-
wendung politisch motivierter Gewalt werden 
brüchig. Befragte äußerten u. a.: „Wenn er (ein 
Naziführer) von einem Auto totgefahren würde, 
würde ich den Fahrer nicht kennen.“ Oder: „Ein 
Stein gegen Nazis trifft nicht den Falschen.“ 
Oder: „Es wäre gut, wenn Nazi-Gebäude bren-
nen.“ Personen, die dem rechtsextremen Um-
feld zugerechnet werden, wurden fundamentale 
Menschenrechte abgesprochen, einzelne Befrag-
te billigten Rechtsextremisten weder Meinungs-
freiheit noch körperliche Unversehrtheit zu, stellt 
die Auswertung der Studie fest.13 

Nun wäre ein gesellschaftlicher Konsens, der 
auf Ächtung gerade der neonazistischen Rich-
tung von Rechtsextremismus zielte, durchaus 

ein Gewinn. Problematisch würde er allerdings 
da, wo er bei fundamentalen Menschenrechten 
doppelte Standards einführte und – insofern 
gar nicht unähnlich der politischen Ideenwelt 
des bekämpften rechtsextremen Gegners – ihm 
stückweise die Menschenwürde abspräche. Hier 
genau sollte die trennscharfe Barriere zwischen 
demokratischem und extremistischem Engage-
ment „gegen Rechts“ liegen. Demokraten wer-
den Menschenrechtsverletzungen nicht bewusst 
billigen; für Extremisten ist hingegen die voll-
ständige (in der Konsequenz auch physische) 
Vernichtung des Gegners Bestandteil ihres poli-
tischen Wollens, das auf die Beseitigung des 
Pluralismus und die gewaltsame Homogenisie-
rung der Gesellschaft zielt. 

Menschenrechtsverletzungen müssen nicht 
sogleich auf die physische Vernichtung des Kon-
trahenten zielen; sie können mit gesellschaft-
lich hingenommener Entrechtung beginnen. 
Auch bei solchen Methoden sind Extremisten 
Vorreiter: „Outing“ von politischen Gegnern 
soll deren Sozialumfeld zerstören, der Gegner 
soll nicht wohnen, nicht arbeiten, nicht studie-
ren dürfen. Und natürlich stehen ihm politische 
Freiheitsrechte wie das Demonstrations- und 
Versammlungsrecht nicht zu. Ein Reflex auf 
diese Grundidee sind die Parolen „Nazis raus!“ 
oder „Blockieren ist unser Recht!“, die sich gegen 
Aufmärsche neonazistischer Gruppen richten. 
Sie finden Akzeptanz bis in das demokratische 
Lager hinein. 

 
DIE AUFDECKUNG DES RECHTSTERRORISMUS  

UND DIE „NORMALISIERUNG“ DES  

LINKSEXTREMISMUS 

Die „double standards“ zwischen linksex-
trem und rechtsextrem motivierter Gewalt be-
standen also in der politischen Kultur schon, 
als im November 2011 aufgedeckt wurde, dass 
eine kleine Zelle von Neonazis ihre Ideen über 
mehr als zehn Jahre hinweg unentdeckt hatten 
ausleben können. Der Schock der Aufdeckung 
der Terrorzelle „Nationalsozialistischer Wider-
stand“ (NSU) war für die Gesellschaft ein dop-
pelter: Der gut funktionierende Ermittlungs- 
und Fahndungsapparat wies erstens Defizite auf 
und hatte zweitens die Mordtaten der Rechts-
terroristen mangels ausdrücklicher Bekennun-
gen nicht mit nazistischem Fremdenhass in 
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Verbindung gebracht, obgleich diese Ideologie – 
konsequent zu Ende gedacht – auf Terrorismus 
hinauslief. 

Dass Linksextremisten sich nach den diversen 
Krisen der vorausgegangenen Jahre wiederum 
bestätigt sahen, verwundert nicht. Aus ihrer 
Sicht war die bürgerliche Demokratie ohnehin 
ein System, das sich der Nazis als heimliche 
Herrschaftsreserve bediente, falls der Wider-
stand des „fortschrittlichen Volkes“ gegen den 
Kapitalismus zu stark werden sollte. Demgemäß 
würden rechtsextreme Umtriebe nicht wirklich 
bekämpft. Die Sicherheitsbehörden und unter 
ihnen insbesondere die verhassten Verfassungs-
schutzbehörden standen vielmehr mit ihnen im 
Bunde und begünstigten ihr Treiben. Der Fall 
NSU mit seinen irritierenden Facetten aus schie-
ren Zufällen, föderalen und rechtsstaatlichen 
Hemmnissen und schließlich (besonders in 
Thüringen und den anderen neuen Bundeslän-
dern) noch nicht reibungslos funktionierenden 
Behörden gab das willkommene Futter für Ver-
schwörungstheorien ab, denen sich auch nicht-
extremistische Multiplikatoren in Presse und 
Politik bisweilen anschlossen. Völlig übersehen 
wurde dabei, dass man retrograd einen Terro-
rismus aufklärte, der im konkreten Fall vorbei 
war: Neben der moralischen Verantwortung 
gegenüber den Opfern standen hier lediglich 
Feinjustierungen der Sicherheitsbehörden und 
eine zielgenaue Verhinderung von Wiederho-
lungen auf der Tagesordnung. Letztere sind seit 
Ende 2011, also seit drei Jahren, in keiner 
Form erfolgt – auch das unterscheidet den 
rechten Terrorismus sehr deutlich von den stets 
nachwachsenden Generationen der Rote-Armee-
Fraktion. Zudem ist das Gespenst, das so tapfer 
und gesinnungsstark bekämpft wird, zum Glück 
kontinuierlich kleiner geworden. Das rechtsex-
tremistische Personenpotenzial ist in Deutsch-
land seit Jahren rückläufig.14 

Die diversen parlamentarischen Untersu-
chungsausschüsse15 sind insofern eine beson-
dere Form parlamentarischer Kontrolle, als die 
unter Verdacht gestellte Exekutive mit richter-
lichen Mitteln untersucht und auf die Anklage-
bank gesetzt wird. Als Ergebnis kommt ein 
erhöhtes Maß an Kontrollbefugnissen für die 
Legislative heraus: Die Gewichtungen innerhalb 
der Gewaltenteilung verschieben sich also in 

erster Linie zu Lasten der Exekutive.16 Pikant 
ist zudem, dass die Sicherheitsbehörden und 
vor allem die Verfassungsschutzämter ihre Ar-
beitsmethoden bis ins Detail in die Öffentlich-
keit tragen mussten. Davon profitierte das links-
extremistische Spektrum unmittelbar, denn das 
entsprechende Fachwissen kommt ihm bei eige-
nen Aktivitäten sehr zu statten. Besonders flei-
ßig bei dieser „antifaschistischen Aufklärung“ 
waren natürlich Abgeordnete bestimmter Par-
teien. Als Beispiel sei hier eine Jagdszene aus 
den Protokollen des Thüringer Untersuchungs-
ausschusses dargeboten: 

 
Abg. Martina Renner (Die Linke): „Ich habe 

noch eine Frage zur Arbeitsweise. Wir haben 
jetzt die Anzahl der V-Leute, die geführt wur-
den, der nähern wir uns so langsam. Wie viele 
V-Leute wurden denn insgesamt in den Jahren 
vom Landesamt geführt? Das frage ich deswe-
gen, um einfach einzuordnen, welchen Anteil 
V-Leute im Bereich rechts hatten.“ 

Zeuge Norbert W. (ehemals Mitarbeiter 

Verfassungsschutz Thüringen): „Das kann ich 
Ihnen nicht sagen.“ […] 

Abg. Renner: „Dann versuche ich das noch-
mal. Wir reden über die Jahre 1994 bis 1998. 
Können Sie sich erinnern, welche Anzahl in den 
Bereichen Rechtsextremismus, Linksextremis-
mus, Ausländerextremismus?“ 

Zeuge W.: „Ich kann nur Rechts sagen. Das 
waren vier Stück.“ 

Abg. Renner: „Ich denke, Sie waren für alle 
Bereiche zuständig?“ 

Zeuge W.: „Ja, aber hier steht drin, ich soll 
nur etwas sagen zu dieser Geschichte NSU.“ 

Abg. Renner: „Es geht uns ja auch um die 
Frage, ob Behörden und Politik das Thema 
Rechtsextremismus adäquat abgebildet haben 
in ihrem behördlichen Handeln. Deswegen ist 
es für uns schon von Interesse, welchen Anteil 
die V-Leute hatten im Bereich der Neonaziszene 
im Vergleich zu der Gesamtzahl der V-Leute. 
Deswegen würde ich Sie bitten, diese Frage zu 
beantworten.“ 

Zeuge W.: „Frau Renner, hier steht etwas 
anderes in der Aussagegenehmigung.“ 

Abg. Renner: „Nein, das ist genau Gegen-
stand heute, insbesondere irgendwie der zu-
grunde liegenden Beweisanträge, dass es darum 
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geht zu überprüfen, inwieweit Behördenhandeln 
adäquat auf die Gefährdung durch den Rechts-
extremismus reagiert hat. Ob das jetzt Polizei, 
Verfassungsschutz, Staatsanwaltschaft ist, das 
ist für uns egal.“ […] 

Zeuge W.: „Wenn Sie jetzt fünf V-Leute 
haben im Rechts-Bereich –“ 

Abg. Renner: „Fünf?“ 
Zeuge W.: „Fünf, also mit REPs und allem, 

was dazu gehört. Wenn Sie die haben und dann 
drei V-Mann-Führer –“ 

Abg. Renner: „Gut, und jetzt Links.“ 
Zeuge W.: „Zwei.“17 
 
Die aus Bremen nach Thüringen zugewan-

derte Abg. Renner ist inzwischen Mitglied des 
Deutschen Bundestages und dort „Sprecherin 
für Antifaschistische Politik“ ihrer Fraktion.18 
Ihre Erfahrungen mit Nachrichtendiensten vor 
1989 dürften demnach aus einer anderen Per-
spektive stammen als diejenigen mancher ihrer 
Parteikollegen. Die frühere Studentenfunktionä-
rin schreibt sich nämlich für die 1990er-Jahre 
„zahlreiche Aktivitäten / Verantwortlichkeiten 
im Bereich antirassistischer / antifaschistischer 
Kampagnen“ zu. Wie man die autonome Szene 
bezeichnet, mag ja auch eine Frage der politi-
schen Semantik sein. 

Zugegeben: Autonomer „Fahndungsantifa-
schismus“ ist effizient. Es gibt keine rechtsstaat-
lichen Hindernisse, keinen Datenschutz, keine 
Speicherungsfristen und keine Persönlichkeits-
rechte der Betroffenen, die man achten müsste. 
Zur Not hilft man mit etwas „outing“ nach, 
und die öffentliche Meinung findet nichts son-
derlich Anstößiges mehr daran. Journalisten 
bedienen sich ganz offen solcher Quellen, ohne 
sich um die dort übliche Art der Informations-
beschaffung zu kümmern. Wenn der Vorsit-
zende eines türkischen Verbandes erklärt, die 
Aufklärung des Rechtsextremismus könne statt 
durch die Verfassungsschutzbehörden besser 
durch antirassistische und antifaschistische Ini-
tiativen erfolgen, verrät dies einiges über den 
Zustand öffentlicher Wahrnehmungen und die 
Gefahr einer „antifaschistischen“ Privatisierung 
des staatlichen Gewaltmonopols.19 Unter ande-
rem deshalb ist die Definitionshoheit über 
Rechtsextremismus in Gefahr, auf die extremis-
tische Linke überzugehen. 

Verständlich, dass die linksextreme Klientel 
inzwischen die Chance erspürt hat, im Wind-
schatten des terroristischen Rechtsextremismus 
die lästigen rechtsstaatlichen Sicherheitsbehör-
den auszupunkten. Über Linksextremismus 
nämlich darf auch in den Sicherheitsbehörden 
kaum noch geredet werden. Personal wird ab-
gezogen, vorhandene Erkenntnisse werden 
stillschweigend gelöscht. Vergeblich weisen die 
Interessenvertretungen der Polizei auf die eska-
lierende linke Gewalt gegen die Beamten hin. 
Entsprechend selbstbewusst ist die militante 
Szene geworden. Es sei nichts Ungewöhnliches, 
bemerkte ein Staatsschützer im Gespräch mit 
dem Autor, dass, wenn die Katze aus dem 
Haus ist, die Mäuse auf dem Tisch tanzten. 
Neu sei derzeit allerdings, dass die Katze ange-
griffen werde, wenn sie nach Hause zurückzu-
kommen versuche. Das passiert z. B. im Wege 
des „Rechtskampfes“: Linksextremisten klagen 
gegen ihre Erwähnung in amtlichen Berichten 
des Verfassungsschutzes, so die langjährig von 
einem Stasi-Spitzel geführte VVN-BdA gegen 
den Freistaat Bayern 2012 und 2014 oder eine 
„antifaschistische“ Punkband in Mecklenburg-
Vorpommern 2013 und 2014. Die schwer ge-
waltaffinen jungen Leute bedienten sich un-
kompliziert der Symbolik der gewaltbereiten 
Antifa und leisteten sich u. a. diesen Musiktext: 
„Wir stellen unseren eigenen Trupp zusammen / 
Und schicken den Mob dann auf euch rauf / 
Die Bullenhelme – Sie sollen fliegen / Eure 
Knüppel kriegt ihr in die Fresse rein / Und da-
nach schicken wir euch nach Bayern / denn die 
Ostsee soll frei von Bullen sein“.20 Das funktio-
nierte denn doch nicht; die Hassmusiker unter-
lagen in mehreren Instanzen. Aber andernorts 
gaben Verwaltungsgerichte den datenschutz-
rechtlichen Auskunfts- und Löschungsbegehren 
von Linksextremisten reihenweise Recht – wenn 
nicht ohnehin, wie in einem Falle, das Innen-
ministerium eines Landes eine „Task Force“ 
einsetzt, um erkleckliche Teile der Erkenntnisse 
seiner Sicherheitsbehörden streng rechtsstaat-
lich beseitigen zu lassen.21 

Bestandteil der Normalisierung von Links-
extremisten ist halt unter deutschen Verhältnis-
sen auch seine rechtspositivistische Einsegnung 
und der quasi „offizielle“ (nicht: revolutionäre) 
Charakter. Und noch eine weitere Perspektive 
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dürfte nachgerade deutsche Linksextremisten 
entzücken: die Aussicht auf einen quasi-beamte-
ten Status als „Repräsentanten der Zivilgesell-
schaft“ bei der Verfolgung politischer Oppo-
nenten.22 Die Finanztöpfe sind reichlich gefüllt, 
die gesellschaftliche Stimmung ist günstig. 

„Vor Erfolgen von Schwindel befallen“ – das 
Wort eines marxistischen Klassikers enthielt 
zugleich die Mahnung, nicht überheblich zu 
werden, solange es noch vom Gegner geräumte 
Positionen gebe, die es zu besetzen gelte, so-
lange man die Ziele noch höher stecken könne 
und solange die völlige Ausschaltung der „Fein-
de“ nicht erreicht sei.23 Nicht alle in der Szene 
mögen das Klassiker-Bonmot kennen. Aber dass 
„Antifaschismus“ in Deutschland das wirk-
samste Tool zur Bekämpfung der verhassten 
Demokratie ist, haben sie nach den fortgesetzten 
Niederlagen der vergangenen 25 Jahre garan-
tiert begriffen. 

 
|||||  DR. RUDOLF VAN HÜLLEN 

Politikwissenschaftler und Extremismusforscher, 

Krefeld; Lehrbeauftragter an der Universität Passau 
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